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Prasident Weber ertffnet die Sitzung um 14.00
Uhr.

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eroffne die 39. Sitzung der Stadtbirgerschatft.

Ich begrifRe die hier anwesenden Damen und
Herren sowie die Zuhdrer und die Vertreter der
Presse.

Gemal Paragraph 21 der Geschaftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingange bekannt:

1. Wohnen in Nachbarschaften, Handlungspro-
gramm 1999 bis 2004, Stadtteile mit besonderem
Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt, Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 22. Oktober 2002, Drucksache 15/631 S.

Gemall Paragraph 21 Absatz 1 unserer Ge-
schaftsordnung muss das Plenum zunachst einen
Beschluss Uber die Dringlichkeit des Antrags her-
beifihren.

Meine Damen und Herren, wer mit der dringlichen
Behandlung des Antrags einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt einer
dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage vor, diesen Antrag mit Tagesord-
nungspunkt acht zu verbinden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann
werden wir so verfahren.

2. Sofortprogramm Innenstadt, Dringlichkeitsan-
trag der Fraktionen der SPD und der CDU vom
22. Oktober 2002, Drucksache 15/632 S.

Meine Damen und Herren, wer mit einer dringli-
chen Behandlung des Antrags einverstanden ist,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft stimmt einer
dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage vor, diesen Antrag mit Tagesord-
nungspunkt drei, Innenstadtentwicklung, zu ver-
binden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann
werden wir so verfahren.

Den ubrigen Eingang bitte ich dem heute verteil-
ten Umdruck sowie der Mitteilung tber den vor-
aussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen zu
entnehmen.

Kleine Anfrage gem&R § 21 Abs. 2 der Geschéftsordnung

Entwicklung und Bedeutung des TaxiVerkehrs fir
den Personenverkehr

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD

vom 24. September 2002

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur
Aussetzung der Tagesordnungspunkte vier, das
ist die Wahl eines Mitglieds der stadtischen Depu-
tation fur Arbeit und Gesundheit, und funf, das ist
die Veréanderung der Angebotsstruktur in den Kin-
dertagesheimen, sowie zur Vereinbarung von Re-
dezeiten bei zwei Tagesordnungspunkten. Hin-
sichtlich der Abwicklung der Tagesordnung wurde
vereinbart, dass nach der Fragestunde Tagesord-
nungspunkt acht, Wohnen in Nachbarschaften -
Stadtteile fiur die Zukunft entwickeln, Handlungs-
programm 1999 bis 2004, danach Tagesord-
nungspunkt sieben, Birgertelefon gegen Sozialhil-
femissbauch, und im Anschluss daran der Tages-
ordnungspunkt drei, Innenstadtentwicklung, auf-
gerufen wird.

Meine Damen und Herren, wer mit den interfrak-
tionellen Absprachen einverstanden ist, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft ist mit den in-
terfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Ta-
gesordnung eintreten, darf ich dem Abgeordneten
Dr. Domann-Kase ganz herzlich zu seiner Hoch-
zeit gratulieren. Ich rufe das deswegen auf, weil er
nun vor den Namen Kase den Namen Domann
gesetzt hat. Herr Kollege, herzlichen Glick-
wunsch!

(Beifall)
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Fragestunde

Fur die Fragestunde der Stadtbirgerschaft liegen
vier frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen
vor. Die Anfrage zwei wurde zwischenzeitlich vom
Fragesteller zuriickgezogen.

Die erste Anfrage tragt den Titel ,,Griner Pfeil’ -
Wie geht es weiter?“. Die Anfrage ist unter-
schrieben von den Abgeordneten Herderhorst,
Eckhoff und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie begriindet der Senat den Wegfall des griinen
Pfeils, Zeichen 720 StVO, an der Kreuzung
Graf-Moltke-Strafl3e/Bismarckstra3e Fahrtrichtung
Stadtmitte?

An welchen weiteren Kreuzungen wurde dieses
Verkehrszeichen seit seiner Einflihrung deinstal-
liert?

An welchen ampelgeschalteten Kreuzungen plant
der Senat, gemalRl dem Beschluss der Stadtbir-
gerschaft vom 11. Juni 2002 zusatzlich den gru-
nen Pfeil einzufiihren?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fir den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Signalanlage an der Einmin-
dung der Graf-Moltke-Stral3e in die Bismarckstra-
Be wurde in diesem Jahr umgebaut. Dabei wur-
den auf der 6stlichen Seite der Einmindung der
schon seit langerem geforderte Ful3gangeruber-
weg und ein separat verlaufender Radweg neu
eingerichtet. Zusatzlich wurde fir die links abbie-
genden Fahrzeuge von der Bismarckstral3e in die
Graf-Moltke-StraRe ein Diagonal-Grunpfeil hinter
der Kreuzung eingerichtet, der diesen Fahrzeugen
zu bestimmten Zeiten ein konfliktfreies Abbiegen
erlaubt. Die Verwaltungsvorschriften der StralRen-
verkehrsordnung fiihren zu Paragraph 37 unter XI.
Grunpfeil unter anderem aus, dass er ,hicht ver-
wendet werden darf, wenn fiir den entgegenkom-
menden Linksabbieger der grine Pfeil gemafl Pa-
ragraph 37 Absatz 2 Nummer 1 Satz 4 verwendet
wird“. Damit ist der Diagonal-Griinpfeil gemeint,
somit ist die Beibehaltung des griinen Blechpfeils
nicht mehr maoglich.

Zu Frage zwei: An der Uberfahrt zum Pro-Markt
von der Kattenturmer HeerstralRe in stadtauswar-
tiger Fahrtrichtung wurde ebenfalls der grine
Blechpfeil abgebaut. Fir die Begrindung wird auf
die Antwort zu Frage eins verwiesen.

Zu Frage drei: Das Konzept fur eine Ausweitung
des griinen Pfeils gemall Antrag der Fraktionen
der CDU und der SPD vom 16. Mai 2002 wird so
umgesetzt, dass quartiersweise die Kreuzungen
Uberprift werden und auch die Realisierung vor
Ort entsprechend erfolgt. Mit einer ersten Umset-
zung ist noch in diesem Jahr zu rechnen. Zum
augenblicklichen Zeitpunkt kénnen die Kreuzun-
gen noch nicht benannt werden, das Prifungsver-
fahren lauft noch. - Soweit die Antwort des Se-
nats!

Prasident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Herderhorst (CDU): Frau Senatorin, gehen
Sie mit mir konform, wenn ich sage, der Prifauf-
trag der Stadtbirgerschaft sollte die Zielrichtung
haben, dass neue griine Pfeile installiert werden
und nicht gepruft wird, an welchen Stellen man
diese grinen Pfeile abnimmt? Wenn Sie das be-
statigen, dann ertbrigen sich weitere Fragen!

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Wischer: Ich bestétige das gern. Es ist
aber kein Widerspruch zu dem, was ich eben ge-
antwortet habe, sondern das Amt ist intensiv da-
bei, quartiersweise zu schauen, an welchen Stel-
len diese Verkehrszeichen entsprechend den
Qualitatsanforderungen, die wir beim letzten Mal,
als wir hier in der Birgerschaft anlasslich lhres
Antrags darlUber diskutiert haben, auch anzubrin-
gen sind. Dabei ist das Amt, und die Auskunft ist
ja, noch in diesem Jahr soll in einem Quartier da-
mit begonnen werden.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen legen
nicht vor.

Die zweite Anfrage, die sich auf die Uberwachung
der Bestimmungen des Waffenrechts bezieht,
wurde vom Fragesteller zurlickgezogen.

Die dritte Anfrage beschaftigt sich mit dem Thema
»Konsequenzen der Sanierung Tenevers fur
soziale Infrastruktur®. Die Anfrage ist unter-
zeichnet von den Abgeordneten Pietrzok, Béhm-
sen und Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!
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Abg. Pietrzok (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Gemeinschaftseinrichtungen
werden durch die im Senat am 22. August 2000
beschlossenen MaflRnahmen zur Modernisierung
von Tenever betroffen sein?

Zweitens: Was gedenkt der Senat zu tun, um den
Weiterbetrieb der Einrichtungen zu gewahrleis-
ten?

Drittens: Welche Probleme erwartet der Senat
hinsichtlich der Umsetzung einzelner Einrichtun-
gen, und welche Konsequenzen gedenkt der Se-
nat daraus zu ziehen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Ropke.

Senatorin ROpke: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fur den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu eins: Von dem geplanten Abriss sind die Rau-
me der nachfolgend genannten Angebote betrof-
fen: Mitterzentrum e. V, Second-Hand-Laden,
Pirmasenser Stralle 2; Arbeiter-Samariter-Bund,
Spielkreise und Buro, Pirmasenser Strafe; Haus
der Familie, Kinderraum 2 c, Kaiserslauterner
StraBe 20; Mitterzentrum, Internetcafé, Kaisers-
lauterner StraBe 1 a; Amt fir Soziale Dienste,
Spielhaus Pfélzer Weg, Otto-Brenner-Allee 54;
Amt fUr Soziale Dienste, Horthduser, Neuwieder
StralRe 18, 26, 3, 38; St.-Petri-Kinder- und Ju-
gendhilfe, Alkoholfreies Jugendcafé, Neuwieder
StraBe 42 und Andernacher StraBe 10; Amt fir
Soziale Dienste/Senator fur Bildung und Wissen-
schaft, Fahrradwerkstatt als Schulverweigererpro-
jekt, Neuwieder Stral3e.

Bei den nachfolgend genannten Projekten mus-
sen infolge von Umbaumaflinahmen insbesondere
die Zugénge erneuert werden. Hier ist vorrangig
mit durch Baumalinahmen bedingten Stérungen
zu rechnen. Es soll jedoch versucht werden, diese
auf ein unabdingbar notwendiges MalR zu be-
schranken. Das betrifft: Bewohnertreff e. V., Pir-
masenser Stralle 20; Amt fur Soziale Diens-
te/Haus der Familie, Kinderraum 2 c, Kaiserslau-
terner StralBe 20; Amt fur Soziale Dienste/Haus
der Famile, Krabbelstube 2 b, Wormser Stral3e
13; Bildungswerk Evangelische Kirche, Arbeitslo-
senzentrum, Wormser Straf3e 19; Bildungswerk
Evangelische Kirche, Buro, Wormser Strale 10;
Amt fur Soziale Dienste, Kindertagesstatte, Kai-
serslauterner Stral3e 9.

Zu zwei: Dem Senat ist grundsatzlich daran gele-
gen, den Fortbestand der vom Abriss betroffenen

Angebote in Ersatzraumen zu ermdglichen. Die
weiteren Planungs - und Umsetzungsprozesse sol-
len unter Beteiligung der Betroffenen vorangetrie-
ben werden. Dabei ist nicht auszuschlieRen, dass
baulichen, raumlichen und konzeptionellen Ver-
anderungen Rechnung getragen werden muss,
wenn dies den erkennbaren Erfordernissen ent-
spricht.

Zu drei: Gravierende Probleme in Bezug auf die
geplanten MaBRnahmen werden fiir die genannten
Einrichtungen derzeit keine gesehen. Im Zusam-
menhang mit einem so umfangreichen Projekt ist
nicht vollstandig auszuschlie3en, dass fiir die ein-
zelnen Nutzergruppen mdglicherweise zunéchst
Zwischenlésungen gefunden werden missen. -
Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr!

Abg. Pietrzok (SPD): Ja, eine Zusatzfrage habe
ich, und zwar geht es um die Finanzierung! Wenn
ich mich an den Senatsbeschluss richtig erinnere,
dann ist flr eine KTH-Einrichtung insgesamt eine
Summe von 900.000 DM vorgesehen gewesen.
Wie stellt sich denn die Finanzierung im Hinblick
auf die anderen Einrichtungen dar? Kann man da-
von ausgehen, dass die gesichert ist, und auf wel-
che Weise soll die Finanzierung erfolgen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Ropke: Der Senat hat in der Tat am
22. August 2000 fir dieses KTH eine Summe von
0,9 Millionen DM beschlossen. Der Senatshe-
schluss vom gleichen Datum fihrt aus, dass fir
Gemeinschaftseinrichtungen, die aufgrund des
Ruckbaus zunachst wegfallen, Ersatz vorgesehen
ist im Rahmen des Gesamtkonzepts und die sozi-
alvertragliche Umsetzung der erforderlichen Maf3-
nahmen ebenfalls im Rahmen des Gesamtkon-
zepts finanziert werden soll, so dass ich davon
ausgehe, dass alle MalRnahmen, die von dem Ab-
riss betroffen sind, dann auch entsprechend e-
setzt werden. Natirlich muss man, das ist in der
Antwort auch ausgefiihrt, noch einmal Uberprifen,
ob es denn zeitgemal ist, so wie es sich heute
darstellt, oder ob man nicht die Chance nutzt, da
Erneuerungen einzufihren, Innovationen, die man
gemeinsam mit den Bewohnern erarbeitet.

Prasident Weber:
Sauer!

Zusatzfrage? - Bitte, Frau

Abg. Frau Sauer (CDU): Frau Senatorin, ich weif3,
dass sich die Einrichtungen jetzt schon konkret
Uber ihren Verbleib Sorgen machen. Ist sicherge-
stellt, dass rechtzeitig darauf eingewirkt wird, dass
der Dialog rechtzeitig stattfinden wird?
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Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Répke: Der Dialog ist nach meinen In-
formationen jetzt schon eingeleitet. Es gibt eine
Arbeitsgruppe, die auch die Bewohner einbezieht,
also die Reprasentanten der Bewohner - Herr Bar-
loschky ist zum Beispiel meines Wissens dabei -,
und es geht jetzt auch erst los. Der Abriss der
Blocke ist, wenn alles gut lauft, fir Ende 2003 mit
den ersten Schritten abzusehen, und bis dahin
werden wir gemeinsam in dieser Arbeitsgruppe al-
le notwendigen Schritte fir den Ersatz der Einrich-
tungen, denke ich, so geregelt haben, dass auch
alle sicher sind, wie es weitergeht. Daran habe ich
auch ein sehr gro3es Interesse.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die vierte und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde verlangt vom Senat Auskunft Uber Ehe-
schlieBungen von Rollstuhlfahrerinnen und
Rollstuhlfahrern ohne Diskriminierung. Die An-
frage tragt die Unterschriften der Abgeordneten
Kleen, Bohrnsen und Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Kleen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass in Bremen Rollstuhlfah-
rerinnen und Rollstuhlfahrer im Standesamt Bre-
men-Mitte nur durch einen Hintereingang Einlass
finden kénnen und die EheschlieBung entweder in
einem Nebenraum, der nicht den Anforderungen
eines wuirdigen Rahmens des Paragraphen 8
Personenstandsgesetz entspricht, vorgenommen
werden kann oder sie in diskriminierender Weise
eine Treppe hochgetragen werden missen?

Zweitens: An welchen Orten kénnen in Bremen
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer die Ehe-
schlieBung in wirdiger Form, in nicht diskriminie-
render Weise durch Hochtragen und ohne zuséatz-
liche Geblihren vornehmen lassen?

Drittens: Beabsichtigt der Senat, falls es seiner
Ansicht nach bisher einen solchen Ort nicht gibt,
einen solchen zu schaffen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Bise.

Senator Dr. Bose: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Kleen, fir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu eins: Das Gebaude des Standesamts Bremen-
Mitte ist eine kurz vor der Jahrhundertwende &-
baute ehemalige Bremer Villa in der Hollerallee
gegeniber dem Buirgerpark, die unter Denkmal-
schutz steht. Der Eingang ist nur Uber eine Frei-
treppe zu erreichen. Diese aus architektonischer
Sicht sicher ansprechende Lésung des Zugangs
erweist sich fur rollstuhlgebundene Personen 4-
lerdings als erhebliche Beeintrachtigung. Sie kon-
nen nur mit Hilfe anderer Personen zu den Dienst-
raumen und den Trauzimmern im Erdgeschoss
gelangen. Der Hintereingang des Gebaudes bie-
tet, da ebenfalls nicht ebenerdig, aus diesem
Grund keine Alternative. Alle Bemihungen um
weitere Verbesserungen sind bisher aus unter-
schiedlichen Griinden gescheitert.

Anders als beim Zugang zum Standesamt hat es
bei der Wahl des Trauzimmers jedoch in keinem
Fall Benachteiligungen fur Rollstuhlfahrerinnen
und Rollstuhlfahrer gegeben. Keine Eheschlie-
Bung wurde bislang in einem ,Nebenraum“ vorge-
nommen, der nicht den Anforderungen eines wiir-
digen Rahmens entsprach. Insgesamt ist es dem
Standesamt in der Vergangenheit gelungen, in je-
dem Einzelfall eine mit allen Beteiligten abge-
stimmte LOosung zu finden. Das gilt nicht nur fur
den EheschlieRenden selbst, sondern auch fir
behinderte Géaste. In den letzten Jahren sind auch
keine Beschwerden dber Diskriminierungen
vorgetragen worden.

Zu zwei: Abgesehen davon, dass der Senat davon
ausgeht, dass auch im Standesamt Bremen-Mitte
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer eine Ehe-
schlieBung in wirdiger Form und in nicht diskrimi-
nierender Weise vornehmen lassen kdnnen, stellt
sich die Lage bei den moglichen EheschlieRungs-
orten im Ubrigen wie folgt dar:

In Bremen ist beim Standesamt Bremen-Nord im
Gebaude des Ortsamtes Vegesack ein auch fur
Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer problem-
freier Zuweg durch den Nebeneingang méglich.
Der Eingang fihrt direkt in den Warteraum fir
EheschlieRende und von dort ins Trauzimmer.

Darliber hinaus gibt es flir so genannte Ehe-
schlieBungen in besonderem Rahmen in Bremen
Raumangebote im Rathaus, auf dem LUr-Kropp-
Hof und auf dem friheren Segelschulschiff
Deutschland. Von diesen drei Orten sind natur-
gemal nur die beiden ersten Traudrtlichkeiten
auch fir Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer
problemlos zu erreichen. Allerdings wird fiir deren
Nutzung ein Zusatzentgelt berechnet.

Zu drei: Angesichts der zuvor aufgezeigten Ange-
bote wird der Senat seine weiteren Bemihungen
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darauf konzentrieren, fur die beim Standesamt
Bremen-Mitte und beim Standesamt Bremen-
Nord, Haupteingang, bestehenden Schwachstel-
len fir Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrer &-
ne vertretbare Losung zu finden. Dariiber hinaus
ist es Rollstuhlfahrerinnen und Rollstuhlfahrern
auch moglich, kinftig ohne die sonst erhobenen
Mehrkosten im Rathaus zu heiraten.

Prasident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr, Herr
Kollege Kleen!

Abg. Kleen (SPD): Das ist nach lhrer Information
jetzt schon so, dass das zusétzliche Entgelt von
350 Euro fir Trauungen im Rathaus auf Antrag fr
Rollstuhlfahrer nicht erhoben wird?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Bose: Herr Abgeordneter Kleen, das
haben wir heute mit dem Birgermeister bespro-
chen und im Senat so beschlossen.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Zusatzfrage? - Bitte sehr!
Abg. Kleen (SPD): Das ist seit heute so?
Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!
Senator Dr. Bose: Das ist seit heute so!

(Abg. Kleen [SPD]: Vielen Dank, das ist genau die
richtige Lésung! Danke!)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Damit ist Punkt eins der Tagesordnung erledigt.
Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen
kein Thema beantragt worden.

Wohnen in Nachbarschaften (WiN) - Stadtteile
fur die Zukunft entwickeln
Handlungsprogramm 1999 - 2004

Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf
- die soziale Stadt

Stand der Umsetzung der Programme (Juni
2002)

Mitteilung des Senats vom 24. September 2002
(Drucksache 15/621 S)

Wir verbinden hiermit:

Wohnen in Nachbarschaften (WiN)
Handlungsprogramm 1999 - 2004

Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf
- die soziale Stadt

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU

vom 22. Oktober 2002

(Drucksache 15/631 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Wischer.

Die Beratung ist eréffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Dr. Sie-
ling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Président, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der uns heute
vorliegende Bericht Uber die Umsetzung der Pro-
gramme Wohnen in Nachbarschaften und damit
verbunden auch des Programms Soziale Stadt
macht deutlich, wie wichtig die Aufwertungsmal3-
nahmen in sozial benachteiligten Stadtteilen sind,
welche Erfolge man damit erzielen kann und wie
die Aufgabenwahrnehmung aufgrund der Erfah-
rungen fir die nachste Projektphase modifiziert
werden muss.

Ich méchte mich deshalb gleich eingangs bedan-
ken, ich denke, im Namen des gesamten Hauses,
fur das groRe Engagement besonders der Be-
wohnerinnen und Bewohner in den Gebieten, die
haufig ihre Freizeit fir das Wohl ihres Stadtteils
einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Die Notwendigkeit der Programme WiN und Sozi-
ale Stadt ergibt sich aus der Differenzierung der
Gesellschaft, oft auch aus dem Trend der Indiv-
dualisierung. Insbesondere in den Quartieren des
Geschosswohnungsbaus bestehen grol3e Prob-
leme des sozialen Zusammenhalts und der Stabi-
litat. Fachleute sprechen darum héaufig von Uber-
forderten Nachbarschaften. Bremen hat sehr friih
darauf reagiert, obwohl Bremen eine Stadt ist, die
sicherlich im Verhaltnis auch zu anderen west-
deutschen Stadten gar nicht so UbermaRig viele
schwierige Quartiere hat, aber doch eine ganze
Reihe von Stadtteilen, in denen eben dieser
Handlungsbedarf besteht.

Erstmalig 1984 fanden auf Initiative der damaligen
sozialdemokratischen Senatoren fur Bau sowie
Soziales, Jugend und Gesundheit erste Nachbes-
serungsmaflinahmen in  GroRBwohnsiedlungen
statt. 1989 beschloss der Senat Nachbesserungs-
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konzepte fur Tenever, Lussum, MarRel, Kirch-
huchting und Kattenturm. 1991 wurden dann die-
se Nachbesserungsprojekte ein wichtiger Be-
standteil der Koalitionsvereinbarungen der Ampel-
koalition.

(Abg. Pflugradt [CDU]: Die missen immer noch
nachbessern! So erfolgreich!)

1998, Herr Kollege Pflugradt, haben wir dann die
Fortschreibung dieses richtigen Programms in der
gro3en Koalition aufgenommen und durch das
Bundesprogramm Soziale Stadt ergénzt. Damit ist
auch eine Weiterentwicklung in Richtung eines
Schwerpunktprogramms erfolgt. Wir haben dies in
diesem Haus 1999 noch einmal unterstrichen.
Dass wir hier noch immer nachbessern missen,
dass dies alles keine Aufgaben sind, die sich von
heute auf morgen erledigen lassen, hat sich schon
allein dadurch gezeigt, dass das bremische WiN-
Programm, Wohnen in Nachbarschaften, ein Pro-
gramm war, das wir als Vorlaufer geboren haben,
das auch als Vorlaufer beispielgebend fir das
Bundesprogramm Soziale Stadt gewirkt hat. Mei-
nes Erachtens brauchen wir eine Fortsetzung des
Engagements des Bundes, aber auch hier bei uns
in Bremen.

(Beifall bei der SPD)

Aus aktuellem Anlass kann und mdchte ich gern
aus der frisch abgeschlossenen Koalitionsverein-
barung der rotgriinen Koalition auf Bundesebene
zitieren. Dort heit es unter der Uberschrift ,Inno-
vative Konzepte fir unsere Stadte“, ich zitiere mit
Erlaubnis des Prasidenten:

-Wir wollen“ - so die Bundesregierung - ,die Stad-
tebauférderung an die Notwendigkeiten des nach-
haltigen Stadtumbaus und an das Ziel der kom-
pakten und durchmischten Stadt anpassen. Stad-
tebau, Wohnungspolitik, Raumordnung und Mobi-
litdt werden zu integrierten Stadtentwicklungspro-
jekten weiterentwickelt. Dabei werden die vernetz-
ten Programme Soziale Stadt, Stadtumbau Ost
und Stadtumbau West auf hohem Niveau verste-
tigt. Das Programm Soziale Stadt wollen wir res-
sortibergreifend und mit arbeitsmarktpolitischen
MaRnahmen besser vernetzen. Soweit die rot-
griine Koalition auf Bundesebene!

Ich finde, diese Politik ist gut, vernunftig und e-
forderlich, und es ist eine Verabredung, die auch
uns in Bremen und den Bremerinnen und Bre-
mern bei den weiteren Entwicklungen sehr hilft.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Griinen)

Meine Damen und Herren, heute liegt uns das
WiN-Handlungsprogramm 1999 bis 2004 vor, so
hat es der Senat uUberschrieben. Daraus wird
deutlich, dass WIN ein Querschnittsprogramm ist,
mit dem heute nicht nur die Ressorts Bau und So-
ziales befasst sind, wie es friher bei den Nach-
besserungsprojekten der Fall war, sondern - und
das wird fur die Zukunft wichtig - auch die Res-
sorts Arbeit, Wirtschaft, Bildung, Inneres und
Sport haben hier wichtige Aufgaben.

Es zeigt sich und hat sich gezeigt, dass wir die
Frage der Stadtentwicklung, die Frage des Stadt-
umbaus, die Frage der Qualitatssteigerung in den
Stadtteilen nur mit integrativen Lésungskonzepten
voranbringen werden und voranbringen kdnnen.
Da gilt es natirlich nicht, nur bauliche Verande-
rungen vorzunehmen oder sich nur auf sozialpoli-
tische Fragen zu konzentrieren. Es wird in Zukunft
- auch das signalisiert die Koalitionsvereinbarung
des Bundes - erforderlich sein, dies mit arbeits-
marktpolitischen MaRnahmen zu verbinden, aber
auch wirtschaftspolitische Elemente missen grei-
fen. Ich will darauf nachher noch einmal zurtck-
kommen.

WIN selbst, das wird aus dem Bericht deutlich,
liegt auch finanzpolitisch auf der richtigen Linie, fi-
nanzpolitisch deshalb auf der richtigen Linie, weil
es gerade fur uns als ein Bundesland und auch
als eine Stadtgemeinde mit knappen Finanzen so
ist, dass ausweislich des Berichts ein gro3er Teil
der Gelder durch Drittmittel, Eigenmittel und so
weiter mobilisiert wird. Das Verhdltnis ist ein Euro
bremischer Haushaltsmittel zu zwei Euro dieser
Dritt- und Eigenmittel, 6,5 Millionen Euro Bremen,
zwolf Millionen Euro aus diesen Drittmitteln. So
gesehen haben wir insgesamt fur die 444 Projekte
der Vergangenheit immerhin 19 Millionen Euro
mobilisieren konnen. Die Fortsetzung ist ein-
schlie3lich des Haushaltsjahres 2003 mit weiteren
jahrlichen 1,5 Millionen Euro gesichert. Das teilt
sich auf die zehn Stadtbezirke, die es in Bremen
dafur gibt, mit jeweils 150.000 Euro gleich auf. Ich
glaube, diese Verteilung, da werden sich alle einig
sein, muss auch so erhalten bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Ich mdchte gern, einfach zur lllustration der Breite
dieses Programms, einmal einige Beispiele aus
den Stadtteilen aufgreifen, die dies, glaube ich,
deutlich machen. Da findet sich zum Beispiel in
Blockdiek die Entwicklung und das Tragen eines
Familientreffs an der Grundschule Disseldorfer
StralBe. In der Grohner Dine wird unter anderem
eine Skateranlage von den dortigen Mitarbeiterin-
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nen und Mitarbeitern betreut, um in diesem ke-
kanntlich nicht unkomplizierten Bereich gerade fiir
Jugendliche, auch viele jugendliche Aussiedler
und auslandische Mitburgerinnen und Mitbirger
eine Mdglichkeit fur die Freizeit zu bieten.

In Hemelingen, Hinter den Ellern, gibt es ein
Quartierszentrum, in Marf3el wird in Zusammenar-
beit mit dem dortigen Sportverein Sport ohne Ver-
ein angeboten, in der Vahr verschiedene Aktivita-
ten fir junge Aussiedler, und in Sodenmatt/
Kirchhuchting wird beispielsweise das BUS mit ei-
ner Spielplatzinitiative unterstiitzt. Ahnliches, -
rade auch auf Jugendliche ausgerichtet, findet
sich in Kattenturm mit dem dortigen Fun-Park.

Vergleichbar ist noch die Mallhahme in Lissum-
Bockhorn mit dem sehr bekannten Haus der Fa-
milie. Umfassender ist sicher das Herangehen an
die Aufwertung der Stadtteile, gerade noch in zwei
weiteren Quartieren und Stadtteilen: zum einen
Gropelingen, wo wir nicht nur den Bereich Woh-
nen in Nachbarschaften haben, sondern wo schon
etwas praktiziert ist, was meines Erachtens auch
Beispielcharakter fir das hat, was wir uns vor-
nehmen missen, namlich das Zusammenspiel
verschiedener Aktivitdten, verschiedener Pro-
gramme. In Gropelingen sind es speziell die um-
fassendere Stadterneuerung und die umfassende-
ren MaRnahmen, die dort diesem Stadtteil eine
Stabilisierung bringen, die im Zusammenhang mit
dem Space-Park dann, wie wir alle hoffen, erst
richtig zum Zuge kommen werden.

Der zweite Bereich, Tenever, wo, glaube ich, mit
den dortigen sehr stark finanzierten Initiativen und
der dortigen sehr aktiven Bewohnergruppe auch
unter sehr kompetenter Anleitung Wesentliches
getan wurde, damit die Bevolkerung dort vor Ort
das Projekt angeht und unterstitzt! Sie haben es
auch immer uns gegenuber hier im Parlament und
dem Senat gegenuber heftig gefordert, namlich
einen Umbau in Tenever anzustreben, verbunden
mit einem Ruckbau, so nennt man das immer, es
ist natirlich, klar gesagt, ein Abriss von Wohnun-
gen, aber vor allem auch Modernisierung der be-
stehenden Wohnungen. Tenever ist sicherlich ein
vorrangiges Beispiel und wird ein vorrangiges
Beispiel werden fir die Stabilisierung des Woh-
nens und Lebens in Stadtteilen. Das, meine [a-
men und Herren, muss doch ein Ziel unserer Poli-
tik sein.

Ich will unterstreichen, was bei WiN besondere
Bedeutung hat: die Beteiligung der Bewohner, die
Beteiligung von Bewohnerinnen und Blrgerinnen
und Birgern an der Politik! Ich finde, das ist bir-

gernahe Politik, das ist ein gutes Programm, so
sollte es weitergehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Grlnen)

Zur Perspektivel WIiN und Soziale Stadt missen
weitergefiihrt werden. Ich glaube, da haben wir
einen breiten Konsens, nicht nur in diesem Hause,
sondern allgemein in der Stadt. Die Finanzierung
muss verstetigt werden. Im Antrag, den wir als
Koalitionsfraktionen vorgelegt haben, heilit es, sie
muss bedarfsgerecht ausgestaltet werden. Ich sa-
ge hier deutlich, sie muss mindestens auf dem
jetzigen Niveau bleiben. Der Begriff bedarfsge-
recht heil3t, glaube ich, dass wir eher vor dem Hin-
tergrund der Notwendigkeiten ab dem Jahr 2004
noch etwas darauf legen werden muissen oder
kluge Bundelungen hinbekommen miuissen. Ich
jedenfalls ware dafir, diese Linie deutlich zu ver-
starken, auch finanziell zu verstérken.

(Beifall bei der SPD)

Dies hat, ich habe es vorhin am Beispiel von Gro-
pelingens angesprochen, Tenever habe ich auch
erwahnt, etwas mit der Attraktivitatssteigerung der
Stadt insgesamt und mit einer Politik der Attraktiv-
tatssteigerung zu tun. Wir haben dort ja auch in
den letzten Jahren einiges geleistet. Der grof3te
Teil dieser MaRnahmen hat sicherlich in der h-
nenstadt stattgefunden. Wir werden spater am
Nachmittag noch das Innenstadtprogramm disku-
tieren. Wir haben Ahnliches in der Teilstadt, wie
es immer so schon heil3t, Vegesack gemacht, um
auch dort die Attraktivitat voranzubringen.

Wenn wir dazu kdmen, dass wir mit dieser Attrak-
tivitatssteigerung, de auch, glaube ich, viel Gutes
fur das Selbstbewusstsein der Bremerinnen und
Bremer ausgel6st hat, in der Innenstadt stecken
bleiben wirden und nicht hinausgehen wirden,
nicht nur in die Vorstadte, sondern auch eben in
die Stadtteile, in die aufenliegenden Stadtteile,
wirden wir, glaube ich, eine falsche politische
Entscheidung treffen. Deshalb noch einmal das
Votum, dass wir die Politik, die auf wirtschaftliche
Prosperitat setzt, mit dem Thema der Lebensqua-
litat verknlipfen, und auch vor dem Hintergrund
diesen weiteren Gang machen!

Bremen wird - die neue Studie des Regionalfor-
schungsinstituts Gewos zeigt dies ja sehr deutlich
- in den nachsten Jahren genugend Wohnraum
haben. Wohnraumpolitik ist ein Thema, das eine
hohe Bedeutung fiur viele Stadtquartiere hat. Es
wird zuklinftig, das macht ja Gewos sehr deutlich,
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weniger darum gehen, nur allein Wohnungen zu
schaffen oder sich darum zu sorgen, wie die Zahl
der Wohnungen aussieht, sondern es geht mehr
um das Wohnen insgesamt, das Wohnen, das
auch ein Dienstleistungsangebot fir die Men-
schen ist.

Wohnraum wird, glaube ich, nur dann vermietbar
und verkaufbar bleiben, wenn die Wohnungen
zeitgemall und modern sind, wenn sie eine
marktgerechte Grél3e haben, aber vor allem auch,
wenn das Wohnumfeld sowie die entsprechende
soziale und verkehrliche Infrastruktur stimmen,
denn wir sollen uns doch nichts vormachen: Viele
Menschen, die Bremen verlassen haben, verlas-
sen es doch nicht, weil sie die Stadt nicht schon
finden oder auch die Wohnungen konkret nicht
hinreichend wéaren, sondern weil haufig im Ver-
gleich zu anderen Gemeinden, gerade Nachbar-
gemeinden, wir, glaube ich, bei dieser Infrastruk-
tur besser werden kdnnten.

Dazu gehort im Wesentlichen das Wohnumfeld,
es gehdren natirlich auch angelagerte Bereiche
wie Kindergartenversorgung, wie die Frage der
Bildungspolitik dazu. Das alles muss verbessert
werden. Um diesen Zusammenhang geht es,
wenn man die Philosophie von WiN nimmt, das
Programm WiN nimmt und es zu einer Politik ge-
nerell ausweitet.

(Beifall bei der SPD)

Ich will in dem Zusammenhang, weil ich das The-
ma der Wohnungsbaupolitik gestreift habe, gern
noch einmal sagen: Wir missen uns vor dem Hin-
tergrund der Einwohnerentwicklung in Deutsch-
land, der Einwohnerentwicklung, die allgemein
auch an uns nicht vorbeigehen wird, der Zahl der
Haushalte, der eher ja stagnierenden Zahl der
Haushalte in vielen Quartieren darauf einstellen,
dass wir neben dem Bereitstellen von Mdoglichkei-
ten fur den Einfamilien- und Reihenhausbau uns
besonders auf den Erhalt des Bestandes und auf
die Verbesserung des Wohnbestandes konzent-
rieren.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Grlinen)

Das muss die neue und richtige Wohnungspolitik
der Zukunft sein, und die Zukunft muss schnell
beginnen, spatestens natirlich nach unserer Bir-
gerschaftswahl am 25. Mai nachsten Jahres.

Ich darf nur kurz darauf hinweisen, dass wir mit
dieser ganzen Frage der Wohnquartierstarkung,
Wohnumfeldverbesserung nicht nur reden sollten
und nicht nur reden dirfen von den Quartieren
des Geschosswohnungsbaus, sondern auch viele

altere Stadtteile, altere Wohnquartiere im Auge
behalten mussen. Ich verweise darauf, wir haben
dies in der letzten Woche in der Baudeputation
beschlossen, namlich die Sanierung im Bereich
der Waller HeerstrafBe. Das ist eine wichtige Ent-
scheidung, eine richtige Entscheidung,

(Beifall bei der SPD)

weil wir gerade in diesem Bereich der teilweise mit
kleinen Bremer Hausern versehenen Quartiere
nachlegen und aufpassen missen, dass uns auch
dort die Stabilitat, die wir wollen, erhalten bleibt.

Ich méchte abschlieRend und zusammenfassend
daflir werben, dass das, was wir heute hier unter
Wohnen in Nachbarschaften und Soziale Stadt
diskutieren, um andere Programmbestandteile
erweitert wird.

Es wird die Aufgabe sein, auch gerade im Bereich
der Stadtmodernisierung zukinftig einen Schwer-
punkt zu setzen, einen Schwerpunkt, der dann
auch umfassen muss, dass wir die MaRnhahmen,
die wir dort angehen und anfassen, mit der Ent-
wicklung im Bildungsbereich verknipfen. Die Tat-
sache, dass sich die Schulen zum Stadtteil 6ffnen,
ist doch eine gute und eine richtige Entwicklung,
zu verknupfen naturlich mit sozialer Infrastruktur
und auch zu verkniipfen mit einer quartiersgerech-
ten und auch quartiersbezogenen Wirtschaftspoli-
tik.

Ich darf darauf hinweisen, dass die Hansestadt
Hamburg seit, ich glaube, 1996 ein Programm zur
Modernisierung der Wirtschaft in Stadtquartieren,
zur Verstarkung des Handwerks und des kleinen
Gewerbes hat. Ich habe das immer fur einen rich-
tigen Ansatz gehalten und fir eine notwendige
Ergénzung der Wirtschaftspolitik,

(Beifall bei der SPD)

aber auch fur eine Starkung der Stadtteile und der
Stadtquartiere. Das ist im Sinne von WiN, im Sin-
ne von Sozialer Stadt und, ich glaube, im Sinne
der Zukunft unserer Stadtgemeinde und der Stabi-
litdt und Stabilisierung unserer Stadtgemeinde.

Wir haben Ihnen einen Antrag als Koalitionsfrakti-
onen vorgelegt, und ich bitte um Unterstlitzung
und Zustimmung, weil wir damit noch einmal wn-
terstreichen wollen, dass wir hier bezogen auf
dieses in Rede stehende Programm eine Fortset-
zung gesichert haben wollen fur den dort vorge-
sehenen Programmezeitraum, der dort vom Senat
bis zum Jahre 2010 angelegt ist. Wir geben damit
schon jetzt ein Signal, dass wir uns bedarfsge-
recht fur eine Ausstattung, fiir eine finanzielle Aus-
stattung einsetzen, dass wir diesen Programman-
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satz vernetzen wollen mit anderen Schwerpunkten
und anderen Programmen, dass wir natirlich das,
was jetzt an Evaluation ansteht, in der Birger-
schaft dann auch beraten wollen, weil daraus s-
cherlich Vorschlage fur die Ausgestaltung in den
einzelnen Stadtteile folgen, um hier, und da gibt
es ja auch Diskussionen, weitere Stadtteile hinzu-
zunehmen. All dies ist dann sachlich und fachlich
zu beurteilen.

Ich habe vorhin den Begriff der (berforderten
Nachbarschaften benutzt, der in der Fachwelt
haufig verwendet wird. Ich denke, wir miissen uns
auf den Weg machen und diesen Weg verstarken,
aus den uberforderten Nachbarschaften wieder
starke Nachbarschaften zu machen, denn nur
starke Nachbarschaften gehdéren zu einer starken
Stadt, und eine starke und leistungsfahige Stadt
soll Bremen ja bleiben. - Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor ich den nachsten Redner aufrufe, darf ich auf
der Besuchertribiine ganz herzlich eine Gruppe
Senioren der Arbeitsgemeinschaft 60 plus und
Mitglieder der Seniorenvertretung begrifien.

Ich begrifRe auch ehemalige Abgeordnete, die in
diesen Arbeitsgruppen mitarbeiten: Herrn Walter
Grol3, Herrn Carl Heinz Schmurr und Herrn Hel-
mut Thielke. Es ist schon, dass Sie sich nach der
Abgeordnetenzeit noch weiter engagieren, herzli-
chen Dank dafir! Ich begrii3e Sie!

(Beifall)

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordne-
te Karl Uwe Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Préasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die CDU-Fraktion ist dem Senat auf3erordentlich
dankbar fiir diese Vorlage. Sie zeigt erstmals um-
fassend und ohne zu beschoénigen die Situation in
den WiN-Gebieten, in den Gebieten, die unter
dem Begriff WiN, Wohnen in Nachbarschaften,
zusammengefasst sind. Die Deputation fir Ju-
gend, Soziales und Senioren hat diese Vorlage
ohne Diskussion in der Deputationssitzung am 28.
August zur Kenntnis genommen, wissend, dass
wir anschlielend in der Birgerschaft dariber ce-
battieren wirden.

Ich weil3 nicht, wie es lhnen erging, meine Damen
und Herren, aber mir ist beim Lesen dieser 44
Seiten starken Vorlage das eine oder andere Mal
ein kalter Schauer lber den Ricken gelaufen. Mit
solcher Deutlichkeit zeigt der Senat die Situation

in den WiN-Gebieten auf, wie sie in der Vergan-
genheit war und wie sie heute teilweise noch ist.
Sicher gib es in den zehn Gebieten Unterschiede
in der Brisanz, doch das Hauptthema ist das Glei-
che. Ich méchte an dieser Stelle einen Satz zitie-
ren ohne Angabe des betreffenden Gebietes: ,Die
hohe Delinquenzbelastung von etwa 50 Prozent
aller strafunmindigen Kinder und Jugendlichen
macht es erforderlich, hier regulierend einzugrei-
fen.“ Dieser Satz muss einem zu denken geben,
meine Damen und Herren!

Stellen mit &hnlicher Brisanz gibt es viele in dieser
Mitteilung des Senats. Diese Mitteilung ist wirklich
kein so genanntes Gutwetterpapier, im Gegenteil,
sie zeigt schonungslos auf, wie die Situation ist,
und sie sollte uns auch alle aufritteln. Wir knnen
vor diesen Tatsachen nicht die Augen verschlie-
3en, denn obwohl diese Koalition im Jahr 1998
das Programm WiN vorgelegt hat, ist die Situation
im GroRen und Ganzen nicht zum Entspannen
geeignet. Wir haben gemeinsam vieles auf den
Weg gebracht, vieles erreicht, aber um sich a-
ruckzulehnen, ist es wahrlich zu frih.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Man darf aber die Ursachen, die zu dieser Situati-
on in den Programmgebieten gefiihrt haben, nicht
verschweigen oder vergessen. Meine Damen und
Herren, da wurden auf dem Reil3brett Trabanten-
siedlungen geplant und erbaut, die zwar das Ego
des Architekten befriedigten, aber zu keiner Zeit
bertcksichtigten, dass sich Menschen in den
Quartieren wohl fuhlen sollten, die zu keiner Zeit,
auch nicht im Ansatz, die notwendige Infrastruktur
fur urbanes Leben vorhielten, die ganz einfach
auch vergessen hatten, dass Menschen Platze
brauchen, wo sie gesellig leben kénnen, wo sie
sich treffen kénnen, wo sie miteinander kommuni-
zieren kénnen.

Menschen kann man nicht wie Ameisen in Wohn-
higeln, Dunen, Wohntirmen oder in anonymen
Wohnblocks einquartieren. Der Erfolg war zum
Beispiel eine Nullebene in Osterholz-Tenever, die
den Menschen eigentlich nur Angst einfloRte.
1998 habe ich schon gesagt und wiederhole es
heute, die Architekten, das war 1999, 098 war
die Vorlage des Senats, 1999 haben wir debat-
tiert, und die Erbauer dieser Anlagen haben nie in
der Grohner Diine, im Demonstrativbauvorhaben
Osterholz-Tenever oder in Kattenturm gewohnt.
Leider gibt es auch keine Mdglichkeit, sie dazu zu
zwingen, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Dass man solche Siedlungen baute, mag man
noch mit dem Zeitgeist oder der Wohnungsknapp-
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heit entschuldigen. Der zweite kapitale Fehler,
auch den muss man da allerdings noch einmal an-
sprechen, ist dann ganz allein der Fehler der dann
angewandten Politik. Diese Politik hat die CDU in
den Jahren nicht zu vertreten gehabt.

(Beifall bei der CDU)

Zu der Zeit regierte, und das missen Sie noch
einmal ertragen, die SPD meist allein, und in der
Situation haben Sie sich auch ganz wohl gefihit.

Die folgenschweren Fehler bestanden darin, dass
man, als die Wohnungen nicht nur wegen der
mangelnden Akzeptanz selbstzahlender Mieter,
sondern auch wegen der zu hohen Kosten nicht
zu vermieten waren, dazu lUbergegangen ist, alle
Problemgruppen dieser Stadt in diese Gebiete zu
transferieren, wobei alle Gruppen unterschiedliche
Probleme und damit unterschiedliche Akzeptanz
in der Bevolkerung haben. Ich zitiere: ,In allen
ausgewahlten Gebieten liegen drei negative Aus-
gangslagen vor* - und ich beziehe mich jetzt auf
die dritte -, ,namlich auch die soziale Lage der
Bewohner, die sich in hohen Anteilen von Sozial-
hilfeempfangern, Arbeitslosen, Alleinerziehenden,
Migranten und Aussiedlern, Kindern und Jugendli-
chen sowie hohen Kriminalitatsraten ausdruckt.”

Diese Politik war kurzsichtig, half nur kurzfristig ab
und musste scheitern. So ist es auch dann -
kommen, und mit den Folgen, die tberall sichtbar
sind, mussen wir uns heute beschéftigen, dass die
soziale Integration nicht funktionierte. Herr Sieling
hat die Worte von uberforderten Nachbarschaften
gebraucht. Solche Ansatze, meine Damen und
Herren, kdnnen nur im kleinen, Uberschaubaren
Rahmen von Erfolg gekront sein.

Herr Dr. Sieling hat die Waller HeerstralRe ange-
sprochen. Im Schatten der Waller Heerstrale ist
in den letzten Jahren von der WaBeQ mit Lang-
zeitarbeitslosen und Jugendlichen ohne Berufs-
ausbildung gemeinsam mit 6rtlichen Handwerks-
betrieben das so genannte Waller Dorf entstan-
den. Dort gibt es eine Integration, hier hat Integra-
tion stattgefunden, weil alles liberschaubar ist und
weil auch die Menschen fuBlaufig urbane Gebiete
erreichen kdnnen, die ihre Winsche nach Ver-
gnlgen und Freizeit abdecken.

In der Grohner Diine leben 1600 Menschen aus
30 Nationen, die missen beim besten Willen
Uberfordert sein, und das sind die von Dr. Sieling
genannten uberforderten Nachbarschaften, meine
Damen und Herren.

ReparaturmafRnahmen zur Wohnumfeldverbesse-
rung mit privaten und staatlichen Geldern sollten
ab 1983 den Mangel beheben, halfen so richtig

aber auch nicht, weil sie an dem Grundiibel nichts
anderten.

Wenn in einem Stadtteil wie Kattenturm Men-
schen aus mehr als 90 Nationen leben, die anein-
ander vorbeileben, weil sie sich nicht oder nur un-
zureichend in einer Sprache, der deutschen Spra-
che, unterhalten kodnnen, dann hilft ein neuer
Hauseingang, an dessen Gestaltung die Mieter
nicht einmal beteiligt waren, nur sehr bedingt, die
Qualitat des Lebens miteinander zu verbessern.
Das sind Ursachen, die gestern liegen geblieben
sind, und jetzt heifdt es, den Blick nach vorn und
auf neue Ziele zu richten.

1998 hat diese Koalition damit begonnen, indem
sie das ehrgeizige Programm Wohnen in Nach-
barschaften, WiN, auflegte. Der Bericht macht
jetzt die Anstrengungen in Projekten und Euro
deutlich. Auf die baulichen und die finanziellen
Probleme wird meine Kollegin Frau Schreyer ein-
gehen. Bauliche Veranderungen, die insbesonde-
re in Tenever anstehen, sind unverzichtbar, aber
nur ein Teil der Losung des Problems. Hier geho-
ren die Eigentimer, ob Private oder Genossen-
schaften, mit in das Boot. Bezogen auf die Projek-
te, die von Abriss oder Rickbau betroffen sind,
haben wir heute schon in der Fragestunde gehort,
dass sich daflr Losungen abzeichnen. Es ist,
glaube ich, auch an dieser Stelle unverzichtbar,
dass diese Einrichtungen dort erhalten bleiben.

Fur die CDU ist das Programm Wohnen in Nach-
barschaften in der Zukunft starker auf Programm-
punkte wie wirtschaftliche Effekte, regionale Oko-
nomie sowie Bildung, Qualifizierung und Beschéaf-
tigung und auf das Gemeinwesen bezogene Pra-
vention und Integration mit sozialem und kulturel-
lem Netzwerk auszulegen. Da Sie alle die Erfolge
der letzten Jahre in den ausfuhrlichen Mitteilungen
des Senats nachgelesen haben, ist lhnen sicher-
lich genauso wie mir aufgefallen, dass es uberall
dort, wo es Programmpunkte mit menschlicher
Zuwendung gab, Erfolge im Zusammenleben ge-
geben hat. Da freut man sich gemeinsam Uber ein
Laternenfest - mit welch einfachen Mitteln kann
man doch Menschen verbinden -, da freut man
sich Uber die Einrichtung eines Wochenmarkts,
der an allen Ecken und Enden gefehlt hat.

Projekte wie ,Schlichten in Nachbarschaften* sind
ein Renner geworden. Streichelzoos bringen Jung
und Alt zusammen und schaffen fir Menschen,
die sich schon als Verlierer dieser Gesellschaft
sahen, Arbeit und damit Akzeptanz bei den so ge-
nannten Gewinnern. Ein Gartenhausprojekt wird
zum Integrationspunkt Hinter den Ellern. Dieses
Projekt macht es dem Haus der Familie méglich,
an die Menschen aus verschiedenen Nationen he-
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ranzukommen, um so erstmalig in Bremen den
Versuch einer Familienfriihberatung zu etablieren.
Ich glaube, diesen Bereich missen wir unbedingt
stutzen. Das ist in diesem Fall auch sehr notwen-
dig.

(Beifall bei der CDU)

Der Fun-Park, in Kattenturm von Jugendlichen
selbst vorangetrieben, von der Ortspolitik unter-
stitzt, vereint Jugendliche, macht sie zu Kontra-
henten um die beste Kur auf dem Skateboard,
gleichzeitig gibt er ihnen ein gemeinsames Ziel
und einigt ihre Differenzen. Unter anderem haben
18 Jugendliche das wunderbare Haus der Zukunft
als Treffpunkt nicht nur vieler multikultureller
Gruppen in Lissum gebaut und dabei, das ist
auch wichtig, fur sich eine wichtige Erfahrung ce-
macht. Die ULE in Tenever ist mit 6000 meist ju-
gendlichen Besuchern ein Magnet in der Umwelt-
bildung junger Menschen. Fir mich war véllig un-
erklarlich, warum sie im vergangenen Jahr von
SchlieBung bedroht gewesen ist. Ich weil3 nicht,
wer da bereit war, Mittel zu kirzen, um diese Ein-
richtung den Bach hinuntergehen zu lassen. Das
darf in solchen Gebieten, meine Damen und Her-
ren, nicht passieren!

(Beifall bei der CDU)

Alle diese von mir beispielhaft genannten Projekte
haben im Kern das Ziel, Menschen einander ra-
her zu bringen, sie gemeinsam etwas erleben zu
lassen, sich verstehen zu lernen. Das dient dem
Abbau von Frustrationen, und diese Frustrationen
werden dann nicht mehr an Gebauden oder Anla-
gen ausgelassen. Diese Projekte sind reine Pra-
vention. Darum ein Wort an die Haushalter: Es ist
sehr schwer zu erkennen beziehungsweise zu er-
rechnen, wann Pravention dch auszuzahlen le-
ginnt oder ob sie sich Uberhaupt auszahlt. Aber
ohne Pravention missten die Haushalter mit uns
gemeinsam in viele Toépfe spater viel mehr Geld
einzahlen!

(Beifall)

Denken Sie an die 50 Prozent Kinder und Jugend-
liche vom Beginn meiner Rede! Wenn wir es jetzt
noch hinbekommen, dass wir in Bildung und in
Sprache investieren, dann kann dieser Weg zu ei-
nem besseren Miteinander fihren. Die schlimmen
Erkenntnisse der Pisa-Studie sollten uns dazu
ermuntern, vieles ist dafiur neben den WiN-
Projekten schon auf den Weg gebracht worden. In
den WIiN-Gebieten werden nicht nur die besonde-
ren Programme gefahren, die Veranderungen,
zum Beispiel in den KTH, finden auch da ihren

Einzug. Wenn Sie die Ausgangssituation der Ge-
biete nachgelesen haben, dann ist lhnen Kklar,
dass die Fortfihrung dieser Programme dringend
notwendig ist.

Die CDU-Fraktion hat schon immer grof3en Re-
spekt vor den Binnes und Barloschkys gehabt,
Menschen, die diese Gruppen vor Ort anleiten.
Bei jedem Gesprach und jedem Besuch vor Ort
haben wir Leitern der Projektgebiete unseren ho-
hen Respekt bezeugt. Wir haben immer gesagt,
und das sage ich auch heute wieder, es nutzt
nichts, die Stadtteile niederzureden. Mit Hilfe die-
ser Projektleiter sind dort sehr viele Dinge ent-
standen. Die Leute haben gemerkt, sie kdnnen
etwas leisten, wenn sie gemeinsam etwas anpa-
cken. Sie kénnen die Situation vor Ort verandern
und entspannen, und dafur sind wir nicht nur den
Leitern, sondern auch den Menschen, die dort mit
angefasst haben, unseren Respekt und Dank
schuldig, meine Damen und Herren!

(Beifall)

Potential, das wissen wir doch alle aus unseren
Gespréachen, ist dort vorhanden. Bei den zurzeit in
dieser Stadt stattfindenden Gesprachen im Rah-
men des Trialogs zur Burgerkommune kommen
wir doch immer wieder auf Dinge zu sprechen, die
wir uns fir die Stadt als Birgerkommune win-
schen, die in den WiN-Gebieten teilweise schon
lange praktiziert werden. Dort werden gemeinsam
Spielplatze geplant, gemeinsam Platze geplant,
gemeinsame Projekte gemacht. Von den WiN-
Gebieten lernen heil3t in diesem Zusammenhang
fur die Birgerkommune fir ein leichteres und
besseres Miteinander lernen. Darum ist es richtig
und gut flr die ganze Stadt, wenn wir mit dem
WiN-Programm die finanziellen Mittel und die An-
leiter bereitstellen.

Meine Damen und Herren, die Blrgerschaft sollte
sich eigentlich glicklich schéatzen, dass die Men-
schen vor Ort selbst die Mittel verwalten und auf-
teilen. Ich moéchte mich da nicht einmischen. Vor
Ort wissen die Menschen am besten, was not-
wendig ist und was sie wollen. Dieser Wettkampf
vor Ort um das bessere Konzept, um die WiN-
Mittel kann doch nur die Qualitat dieser Projekte
fordern.

(Beifall bei der CDU)

Alles bislang von mir Gesagte spricht dafur, dass
wir dieses Programm weiterfihren. Es ist zwin-
gend notwendig, wenn es nicht zum Zusammen-
bruch der Quartiere kommen soll. Bilder, wie wir
sie teilweise aus franzdsischen und englischen
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Ballungsgebieten kennen, meine Damen und Her-
ren, mochte die CDU-Fraktion in dieser Stadt nicht
erleben.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb der gemeinsame Antrag der Koalition! Es
ist, so glaube ich, zwingend notwendig, dass es
zu einer Bestandsaufnahme und zu einer Evalua-
tion in den WiN-Gebieten kommt, damit in der Zu-
kunft die bereitgestellten Mittel noch zielsicherer
und punktgenauer eingesetzt werden kénnen.

Der Senat hat die Hoffnung, dass einige der Ge-
biete in zwei Jahren aus dem Programm heraus-
geldst werden kénnen. Die CDU glaubt, dass das
nur behutsam geschehen kann und nicht zu Rick-
fallen fuhren darf. Hier muss die Burgerschaft mit
ihren Vertretern vor Ort - das sind die Abgeordne-
ten, die dort zu Hause sind - die Winsche des
Senats gut bedenken und auf die Stimmen vor Ort
horen. Ein vorschneller Ausstieg kann viel Geld
und Zeit kosten und hinterlasst vielleicht auch nur
einen Scherbenhaufen. Das kdnnen wir uns in
den WIiN-Gebieten nicht erlauben, meine Damen
und Herren!

Uber die Grenzen der einzelnen WiN-Gebiete
nach sechs Jahren Laufzeit erneut nachzudenken,
das ist sicherlich richtig. Die Gebiete besser mit
den Soziale-Stadt-Gebieten in Deckung zu brin-
gen, auch das macht sicherlich Sinn und die Ver-
gabe der Mittel sowie ihren Einsatz fur alle effekti-
ver. Wir wissen doch genau, dass die Beirate der
Nachbargebiete von WiN-Gebieten immer nei-
disch auf die Zuwendungen in die WiN-Gebiete
schauen.

Hier sollten wir auf die Beirdte hdren, damit nicht
plotzlich neue Gebiete drohen zu kippen oder kip-
pen. Hier will ich nur kurz den Hinweis auf das
Programm ,Impuls* geben. Korrekturen der Gren-
zen der Gebiete kdnnen hier und da sicherlich an-
gebracht sein und sind im Einzelnen sehr genau
zu betrachten. Klar, dass die Gebiete mit Soziale-
Stadt- und WiN-Gebieten besser zur Deckung ge-
bracht werden missen, damit die Mittel auch ge-
zielter vor Ort eingesetzt werden kénnen!

Zu einer Verlagerung bei den Handlungsfeldern
macht der Antrag der Koalition deutliche Aussa-
gen. Wirtschaftliche Effekte kdnnen nicht scha-
den, da sie Menschen in Arbeit bringen kénnen.
Arbeit ist das beste Mittel gegen Langeweile und
Frust und gibt Menschen Perspektiven, wenn-
gleich es auch manchmal beschwerlich ist, wenn
man arbeiten muss. Schon vor Jahren gab es in
Osterholz-Tenever eine Initiative, die genau das
verfolgte. Sie suchte Arbeit im Stadtteil fir Men-
schen aus dem Stadtteil und brachte die, die Ar-

beit angeboten haben, mit denen, die Arbeit
nachgefragt hatten, zusammen. Das funktionierte,
weil die Mittler beide Seiten und die Probleme
beider Seiten gut kannten.

Uber das Quartiermanagement lohnt es sich auch,
einen Moment nachzudenken! Investitionen in die
Fachlichkeit dieser Menschen zahlen sich mit S-
cherheit aus. Mdglicherweise kann man einen
Fachleutepool den Quartiersmanagern an die Sei-
te stellen. Wir wissen doch, dass diese Menschen
nicht in der normalen Zeit des 6ffentlichen Diens-
tes ihre Arbeiten verrichten, ihre Arbeit aber mit
grol3er Hingabe fir die Aufgabe machen. Daflr
haben wir ihnen eben auch schon gedankt.

Kommen wir zu dem schwierigen Thema Geld!
Herr Dr. Sieling und ich haben klargemacht, wie
Uberaus wichtig die Programme WiN und Soziale
Stadt fur den Frieden in dieser Stadt sind. Aus so-
zialer Sicht hatte ich gern noch mehr Geld und
weifl mich da auch mit vielen in meiner Fraktion in
einem Boot, aber in dieser finanziellen Situation
der Stadt, glaube ich, ist eine Festschreibung der
Betrage fur die kommenden Jahre fir alle schon
ein Erfolg. Im Antrag der Koalition steht ,bedarfs-
gerecht”. Das kann mehr sein! Das winsche ich
mir. Das kann auch die gleiche Summe sein. We-
niger kann es wegen der drohenden Probleme,
die entstehen, wenn wir die Préavention einstellen,
nicht sein!

(Beifall bei der SPD)

Sollten dann noch die Mittel fir die Soziale Stadt
in ungekirzter Hohe aus Berlin nach Bremen flie-
Ben - Dr. Sieling hat eben aus dem Koalitionsver-
trag zitiert -, waren wir schon ein Stick weiter. Wir
haben auch in den vergangenen Jahren mit S-
cherheit aus unserem Handeln gelernt. Mogli-
cherweise sind wir jetzt in der Lage, Geld noch
gezielter auszugeben und noch mehr Drittmittel
aus der Wirtschaft, zwei zu eins, zu organisieren,
um noch effektiver arbeiten zu kénnen.

Die Lange der Forderung ist ein Thema, das nicht
nur vor Ort viele Gemiter bewegt. Nattrlich méch-
te jeder sein Projekt so lange wie mdglich am Le-
ben erhalten. Wer von uns hat dafur kein Ver-
standnis? Notfalls wandelt man die Beschreibung
leicht um, damit es nicht wie ein Folgeantrag aus-
sieht, aber meistens wird es bemerkt.

Die Projekte, und das liegt in der Natur der Projek-
te, sollen aber in den Gebieten etwas veradndern
und sich selbst dadurch uberflissig machen le-
ziehungsweise sich selbst tragen. Das ist die Auf-
gabe, der Kern dieser Projekte, und das ist nicht
immer leicht einzusehen. Der Senat hat sich auf
die Mdoglichkeit der Verlangerung der einzelnen
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Projekte auf sechs Jahre verstandigt. Dies soll
aber eine geregelte Ausnahme bleiben. Wir
Christdemokraten teilen diesen Beschluss, so wie
er in Punkt I11.6 in der Mitteilung des Senats nie-
dergeschrieben ist.

Dass WiN nicht nur vor Ort gemacht wird und
Personal bindet, das dirfte jedem klar sein. Mit
der Begleitung der WiN-Projekte haben die Res-
sorts sicherlich unterschiedliche Schwierigkeiten
und Anforderungen an das Personal. Es sind auch
nicht alle Ressorts gleich stark in diese WiN-
Projekte involviert. Man kann in Zeiten, da sich
das PEP in der Endphase seiner Abwicklung be-
findet, sicher gut verstehen, dass es Probleme in
den Ressorts gibt. Nicht zu verstehen ware aller-
dings, wenn notwendige und wichtige Projekte
wegen Personalknappheit in den Ressorts unter-
bleiben missten. Dazu sollte es im Sinne der Sa-
che nicht kommen.

Zum Abschluss noch einige Satze zur Evaluation!
Eine gute Evaluation entscheidet Gber den Erfolg
eines Nachfolgeprogramms. Deswegen ist es
wichtig, sich damit einen Moment auseinander zu
setzen. Unser Ziel ist es doch, diese Programm-
gebiete wieder an die allgemeine Entwicklung der
Stadt heranzufiihren und damit auch die Abwan-
derung in das niedersachsische Umland zu stop-
pen. Deswegen muss die Evaluation nicht nur
aufklaren, ob die Leitziele, die der Senat 1998 be-
schlossen hat, richtig angegangen worden sind,
sondern auch ergriinden, ob die Strukturelemente
vor Ort in den Gebieten sich als schlissig im
Handeln erwiesen haben. Die Programmgebiete
missen mit dem Entwicklungsstand der Stadt
verglichen werden, damit entschieden werden
kann, wo gegebenenfalls nachgebessert und
nachgelegt werden muss.

Dies alles wird einen hohen Aufwand bendtigen,
ist aber im Sinne der Sache unverzichtbar. Nur
auf eine gute Evaluation aufbauend machen die
Zusammenfassung und der Ausblick in der Mittei-
lung des Senats Sinn. Die CDU-Fraktion wird im
Interesse des Wohls der Menschen in den Pro-
grammgebieten und aller Menschen dieser Stadt
diese Programmfortschreibung konstruktiv beglei-
ten.

Meine Damen und Herren, ich wiinsche mir, dass
aus der Evaluation dieses Programms eine Evolu-
tion des Programms wird! - Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, ich
darf auf dem Besucherrang eine Gruppe von Kin-
dergartnerinnen aus Danzig, unserer Partnerstadt,
und Wilnius begriRen, die als Gaste der Arbeiter-

wohlfahrt, Kreisverband Bremen, an einem inter-
nationalen Austausch teilnehmen! - Herzlich will-
kommen!

(Beifall)

Ich rufe als nachste Rednerin die Abgeordnete
Frau Linnert auf.

Abg. Frau Linnert (Bundnis 90/Die GrUnen)*): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die Projekte
Wohnen in Nachbarschaften und Soziale Stadt
werden, wie ihre Vorganger die Nachbesserungs-
vorhaben, von den Grinen ohne Einschréankun-
gen unterstiutzt. Der Bericht des Senats ist aus-
fuhrlich, stellt die Ergebnisse zutreffend, die E&-
gebnisse, nicht die Situation vor Ort, Herr Opper-
mann, positiv dar und endet mit Empfehlungen,
die die Griunen zum grofRen Teil politisch teilen
und unterstitzen werden.

Wohnen in Nachbarschaften ist traditionell ein
Thema in der Blrgerschaft, bei dem es keine gro-
Ben Kontroversen gibt. Ihr Redebeitrag, Herr Op-
permann, hat mich allerdings dazu gereizt, Ihnen
in zwei Punkten zu widersprechen, ehe ich mich
jetzt hier genauer aus Sicht der Griinen zu Woh-
nen in Nachbarschaften &uf3ere.

Ich glaube, Sie haben mit der Frage, in diesen
Wohnsilos wurde das Ego der Architekten gepin-
selt, nur zum Teil Recht, weil es auch Politiker
gab, die das beschlossen haben. Die Politiker ha-
ben die Bebauungspléane beschlossen, sie haben
die Gebiete ausgewiesen, es hat Férderprogram-
me des Bundes gegeben. Es ist, glaube ich, ganz
gut, wenn Sie selbst als Politiker - Sie nicken
schon, das freut mich - die Verantwortung, die
darin besteht, eine menschengemale Stadtpla-
nung und Entwicklung des Wohnungsbaus zu
machen, wenn wir das im Kopf behalten, so dass
bestimmte Fehler mdglichst nie wieder passieren.
Deshalb ist es mir wichtig, das zu betonen.

Naturlich ist es legitim, dass sich Architekten
Denkmaler schaffen wollen, und Politiker sind da-
von auch nicht frei, auch gro3e Koalitionen nicht.
In diesem Fall ist es besonders daneben gegan-
gen. Das muss eine dauerhafte Warnung sein, ge-
rade auch fir unseren Berufsstand.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)
Der zweite Einwand, den ich gegen das habe,

was Sie gesagt haben, ist, dass wir an die Haus-
halter appellieren. Pravention ist wichtig, das ist

' Von der Rednerin nicht Giberprift.
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hier Konsens im Haus. Wir appellieren an die
Haushaélter, einzusehen und sich dartber klar zu
sein, dass wenn man heute nichts flr Pravention
ausgibt, dann irgendwann ganz viel zusatzliches
Geld erforderlich sein wird. Das ist auch so ein
schones Spiel. Das Parlament ist fiir die Vergabe
der Mittel verantwortlich!

(Beifall beim Blundnis 90/Die Griinen - Vizeprasi-
dent Ravens tbernimmt den Vorsitz.)

Sie als Abgeordnete genauso wie die Haushalter
Ihrer Fraktion, jeder hat diesen Haushalt mit sei-
ner Stimme beschlossen, und zwar mit der Ge-
wichtung, die die groRe Koalition vorgesehen hat.
Wir wirden sagen, eher problematisch, namlich
mit einer zu grofen Gewichtung auf Investitionen,
auf Renommier- und Grol3projekte, aber eher wn-
ter AuBerachtlassung der Entwicklung in den
Wohnquartieren. Uber die Neujustierung des Sa-
nierungsprogrammes streitet sich die grof3e Koaliti-
on ja neuerdings auch selbst, aber der Haushalt
wird nicht von den Haushaltern beschlossen, son-
dern vom Parlament, und zwar mit jedweder Ver-
antwortung.

Zum Schwur, Herr Sieling, wird es nattrlich kom-
men, wenn hier der Nachtragshaushalt beraten
wird. Wir werden sehen, ob in der mittelfristigen
Finanzplanung, die der Senat dann ja wohl vorle-
gen wird, das, was Sie hier wollen, namlich eine
Fortschreibung des WiN-Projekts, ob das auch in
den Haushaltsjahren, die nach 2005 hier geplant
werden, auftaucht. Wir werden darauf achten, wie
ernst Ihnen |hr eigener Antrag ist.

(Beifall beim Blndnis 90/Die Griinen)

Jetzt zu Wohnen in Nachbarschaften aus glner
Sicht! Der Kerngedanke von Wohnen in Nachbar-
schaften ist eine ressortubergreifende Sichtweise
der Probleme in Wohngebieten. Schon allein die
ressortibergreifende Sichtweise beglnstigt ge-
meinsames Handeln fur ein Ergebnis im Stadtteil,
und sie wirkt eéner Blockade durch unterschiedli-
che Geldgeber oder Zusténdigkeiten entgegen.

Dahinter steckt auch die wichtige Erkenntnis, dass
fur eine Verbesserung der Lage oft verschiedene
Dinge verandert werden mussen. Nicht nur eine
grol3e Tat, mit der man sich beweihrauchern kann,
sondern oft sind es viele kleinere Dinge, die zu
Verbesserungen fuhren. Also, Investitionen in die
Bausubstanz, das Anlegen neuer Spielflachen
oder MafRRnahmen zur Verkehrberuhigung wie in
Lissum gehen Hand in Hand mit Beratungsange-
boten mit Schlichten in Nachbarschaften oder &-
ner Verbesserung der Freizeitangebote.

WIN ist vom Mittelaufwand her bescheiden. Viele
kleine Bausteine ergeben ein neues Ganzes, und
nirgendwo sieht man so sehr wie bei WIN, dass
die haushaltsrechtliche Trennung von investiven
und konsumtiven Mitteln kein Mafstab dafur ist,
ob Geld gut angelegt wurde oder nicht. Bei WiN
ist die grof3e Koalition ihrer ansonsten so hoch
gehaltenen Philosphie, konsumtiv schlecht, in-
vestiv gut, jedenfalls zum Glick nicht gefolgt.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Bei WIN gilt nur ein Maf3stab, und der ist auch
Uber WIN hinaus sinnvoll, namlich, ist etwas rich-
tig, gewlnscht, wirkt es, hat es Erfolge. Insofern
ist WiN ein Vorbild!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Der zweite wichtige Baustein bei WiN ist die Be-
wohner- und Bewohnerinnenbeteiligung. Die Be-
ratung zur die Verwendung der Mittel erfolgt ge-
meinsam im Stadtteil. Hier kann am besten beur-
teilt werden, was passieren soll, und hier wird ab-
gewogen, was wichtiger ist als anderes. Auch
wenn das nicht in allen Gebieten gleich gut g-
lingt, Hemelingen ist zum Beispiel schwer in Tritt
gekommen, zeigt Bewohnerbeteiligung auch, dass
mehr Demokratie mdglich ist, dass sie anregt,
Verantwortung zu ubernehmen und die Einrich-
tung des Stadtteils als eigene anzunehmen, sie
selbst zu gestalten und sorgféltiger damit umzu-
gehen.

Insofern ist WiN auch ein Vorbild fir funktionie-
rende dezentrale Prozesse. Das auch denen ins
Stammbuch geschrieben, die bei der Frage der
Umsetzung des neuen Beiraterechts, das den Bei-
raten ja Mitsprache bei der Vergabe stadtteilbezo-
gener Mittel und der Wettmittel gewéhrt, Ohn-
machtsanfélle bekommen!

Zur Frage der Denkmadler, das hat Herr Opper-
mann bereits gesagt, mochte ich gern ausfihren,
dass die dezentralen Prozesse lei der Vergabe
der WiN-Mittel eigentlich eine ganz gute Gewabhr-
leistung dafiir sind, dass eben auch die Wiinsche
der Akteure eher im Rahmen gehalten werden.
Ein Beispiel will ich allerdings nennen, das ist
dann allerdings auch so ziemlich die einzige Kritik,
die wir haben, bei dem ich glaube, dass man doch
Fehler gemacht hat, das ist ndmlich der Streichel-
zoo in Gropelingen.

Er hat auch noch ein anderes Problem, das steht
im Bericht des Senats, und ich will hier auch fir
alle darauf hinweisen. Im Bericht steht namlich,
und wir wissen das auch, dass dort dauerhaft So-
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zialhilfeberechtigte auf so genannter blauer Karte
arbeiten. Das heil3t, es gibt Sozialhilfe, und ai-
satzlich werden zehn bis zwolf DM am Tag fir ei-
ne Stelle gezahlt, die aus mindestens sechs Stun-
den Tatigkeit besteht.

Das Arbeiten auf blauer Karte im Interesse von
Stadtteilprojekten ist fur die Grunen nicht das
Problem. Fir uns ist es ein Problem, wenn es da-
zu kommt, dass Sozialhilfeempfanger und -emp-
fangerinnen dauerhaft auf blauer Karte beschaftigt
werden, weil es ihnen jegliche Perspektive fur ihr
Leben nimmt und weil sie nicht rentenversichert
sind. Man muss unbedingt darauf achten, dass
der verstandliche Wunsch der Akteure im Stadt-
teil, dort Projekte zu machen, nicht dazu genutzt
wird, dass man eben ganz einfach Sozialhilfeemp-
fanger und Sozialhilfeempfangerinnen mehr oder
weniger auch notigt, bestimmte Tatigkeiten zu
Ubernehmen, ihnen damit aber die Berufs- und
Lebensperspektive letztlich nimmt, obwohl das gut
gemeint ist. Wir werden sozialpolitisch darauf ach-
ten, dass diese Art der Beschaftigungspolitik nicht
einreifl3t.

Die WiN-Mittel erméglichen ein schnelles Reagie-
ren auf Probleme im Stadtteil. Ein gutes Beispiel
ist die Einrichtung des Projektes Schlichten in
Nachbarschaften in Lissum. Alle waren froh, dass
nicht kompliziert und langwierig einerseits bei So-
ziales und andererseits bei Justiz und wieder um-
gedreht um Haushaltsmittel geka&mpft werden
musste, sondern dass man innerhalb des WiN-
Topfes umschichten konnte, so dass das Projekt
Schlichten in Nachbarschaften eingerichtet wer-
den konnte. Die Ergebnisse stellten sich ziemlich
schnell ein.

WiN ist auch aus griiner Sicht eine Erfolgsge-
schichte, die fortgesetzt werden muss, auch deut-
lich Gber 2004 hinaus! Wichtig ist allerdings, sich
deutlich zu machen, wo die Grenzen liegen. Aus
einem stadtebaulichen Problemgebiet wird keine
Eins-a-Lage. Der Senat unterstitzt zum Glick mit
sehr viel Geld eine Neuordnung von Osterholz-
Tenever und den Abriss eines Teils der Krause-
Wohnungen sowie die Renovierung und Moderni-
sierung in einem anderen Teil.

Man kann schon daraus lernen, dass die Fehler
der Baupolitik sehr lange sehr viel Geld kosten.
Umso wichtiger ist eine menschengemalie und
vorausschauende Stadtentwicklung. Es ist sehr
schwer, neue Wohngebiete in kurzer Zeit heimelig
zu machen. Immer noch werden Wohngebiete
geplant, wie zum Beispiel Arsten-Sudwest, wo
kein ausreichendes Augenmerk auf die Infrastruk-
tur und Erreichbarkeit auch ohne Auto gelegt wird.
Die Ausweisung der Osterholzer Feldmark ist mit

der Philosophie, die Herr Sieling hier vertreten
hat, im Grunde nicht in Einklang zu bringen.

Die steigende Anzahl &lterer Menschen in unserer
Stadt muss in den Planungen berlcksichtigt wer-
den. So konnen wir fir Bremen als attraktiven
Standort werben und unnétige Kosten in der 4i-
kunft vermeiden. Endlich ist es auch bei der SPD
angekommen, dass man einen absoluten Vorrang
auf Wohnungsférderung im Bestand legen muss.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grinen - Zuruf des
Abg. Dr. Sieling [SPD])

Das Wohnungsbauférderungsprogramm ist seit
anderthalb Jahren in Kraft. Der griine Antrag, den
Sie abgelehnt haben, war von 1997, aber das
macht ja nichts! Es ist mir jetzt auch egal, Haupt-
sache, das passiert jetzt. Nehmen Sie Abschied
von den neuen Wohngebieten, die Sie ausweisen
wollen, machen Sie das auch konsequent, nicht
aber immer nur das eine wohl und das andere
auch, aber niemandem auf die FuRRe treten, und
irgendwo in der Mitte hat man dann jede Linie ver-
loren! Machen Sie es konsequent, foérdern Sie nur
noch Wohnungen im Bestand, und modernisieren
Sie, dann kdnnen Sie auch mit Bremen als Stand-
ort werben, der ausreichende Grunflachen fir die
Naherholung bietet! Das ist zum Beispiel ja auch
ein Standortfaktor.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Die Grenzen von WIN liegen auch da, wo Armut,
Arbeitslosigkeit und Perspektivliosigkeit den Alltag
sehr vieler Menschen im Stadtteil bestimmen. Der
Abbau der Arbeitslosigkeit ist Voraussetzung fur
eine grundlegende Verbesserung der Situation in
vielen Stadtteilen. Soziale Hilfen, Kindergarten,
aber auch Angebote wie Tater-Opfer-Ausgleich
sind notwendige dauerhafte Aufgaben des Staa-
tes, die aus dem allgemeinen Haushalt finanziert
werden mussen. Funktionierende soziale Dienste
sind ein Rechtsanspruch fir Bedurftige, helfen
wird auch das Zuwanderungsgesetz. Integrative
Angebote, erleichterte Einbirgerung, gezielte
Sprachférderung werden helfen, das Zusammen-
leben von deutschstammigen und auslandisch-
stammigen Burgern in den Gebieten zu verbes-
sern.

Der Bericht des Senats zu WiN endet mit der
Empfehlung, das WiN-Programm genauer zu wn-
tersuchen, um daraus dann Empfehlungen fur den
Zeitraum nach 2004 abzuleiten. Das finden die
Grunen richtig. Das muss aber unbedingt so frih-
zeitig erfolgen, dass Anfang 2004 klar ist, mit wie
viel Geld und unter welchen Vorgaben WIN wei-
tergefihrt werden kann. Zu den zermirbendsten



Stadtbiirgerschaft

1828

39. Sitzuna/22.10.02

Erfahrungen von Projekten gehort die standige
Ungewissheit Uber die Fortsetzung. Ich habe auch
verstanden, dass der Koalitionsantrag genau die-
ses Problem I6sen will. Das begruf3en wirl

Die vorlaufigen Empfehlungen uber die Weiterfih-
rung von WiN in der Senatsvorlage will ich aus
griner Sicht noch kurz bewerten, da ging es zu-
nachst um die Gebietsauswahl! Im Bericht des
Senats steht, dass es Gebiete gibt, bei denen
man sich Uberlegen kann, ob man sie aus der
WiN-Foérderung nimmt, weil die Ziele, die man sich
dort gesetzt hat, im Grunde erfillt sind und weil
Projekte ja zeitlich befristet sein sollen. Das finde
ich im Ubrigen auch richtig, weil nur das eine Ge-
wahr dafur bietet, dass man auch Uberpruft, ob
eingesetzte Mittel im sinnvollen Verhéaltnis zu den
Erfolgen und Ergebnissen, die man dann erzielt
hat, stehen. Dann wird es Gebiete geben, fur die
man auf absehbare Zeit eine WiN-Forderung bei-
behalten will.

Wir finden richtig, dass die Foérderung Uberprift
wird, vielleicht ist auch Blockdiek so ein Stadtteil,
fur den man die WIiN-Férderung nicht mehr
braucht. Das wirde dann Spielraume 6ffnen, an-
dere Gebiete in die WiN-Foérderung aufzunehmen.
Man hélt sich damit beweglich. Es ist sinnvoll, Po-
litik so anzulegen, damit man nicht auf Dauer ver-
sucht, Projekte zu machen, oft verplatschert das
dann. Dieser WiN-Projektansatz ist ein Vorteil,
und man muss sehen, dass man ihn auch beibe-
hélt.

Es geht dann um die Organisation auf lokaler
Ebene. Dort gibt es ja sehr unterschiedliche Vor-
gehensweisen, auf jeden Fall hat sich, glaube ich,
herausgestellt, dass es sinnvoll ist, in jedem WiN-
Gebiet eine feste Stelle, auch nicht halbe Stelle,
sondern eine klare fest ausgestattete Stelle, Voll-
zeitstelle, zu schaffen, die das Projektmanage-
ment macht. Den Ansatz im Bericht des Senats zu
sagen, das muss eine Grundfinanzierung sein,
und das soll nicht zu Lasten der WiN-Mittel gehen,
finde ich richtig. Es ist ja auch noch einmal eine
Kriicke hinten herum, die flexiblen WiN-Mittel ein
bisschen zu erhdhen, ohne dass man da aviel
Widerstand weckt. Das ist eigentlich eine ganz gu-
te Idee.

Die Uberlegung im Bericht des Senats, sich -
nauer anzuschauen, ob man eigentlich fir jedes
WIiN-Gebiet eine gleich hohe finanzielle Férderung
braucht, finde ich auch richtig. Es ware mir selbst
lieber, man schaut sich an, was soll in dem und
dem Gebiet passieren, und dann bewilligen wir die
Mittel. Man kénnte sich dann ein bisschen flexibler
verhalten, um eben in die Gebiete, in denen die
Problemlagen groRer sind, ein bisschen mehr

Geld zu geben. Das unterstiitzt auch den Projekt-
gedanken.

Als letzten Punkt will ich die Forderhdchstdauer
nennen! Von Anfang an war klar, Projekte, die aus
WIN geférdert werden, enden nach vier Jahren.
Gerade jetzt gibt es im Zusammenhang mit dem
Tater-Opfer-Ausgleich auch Probleme, das soll
man hier nicht verschweigen. Ich finde, man sollte
im Prinzip an der Férderhdchstdauer festhalten,
aber Ausnahmen zulassen. Wenn es jetzt nicht
gelungen ist, eine Anschlussfinanzierung fiir den
Tater-Opfer-Ausgleich aus dem Justiz- oder Sozi-
alhaushalt zu organisieren, dann wéare es ganz
schlecht, wenn das Projekt jetzt aufgrund einer
Prinzipienreiterei sterben wirde. Das Projekt ist
unbedingt notwendig. Aber das Ziel muss sein:
Der Tater-Opfer-Ausgleich ist etwas, was aus dem
allgemeinen Haushalt finanziert werden muss,
weil er eben auch zeitlich eine ungebundene Auf-
gabe ist.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Ihrem Antrag werden wir hier gern zustimmen. Ich
will Sie allerdings auch noch einmal daran erin-
nern, dass es eigentlich immer gute Praxis in die-
sem Haus war, bei solchen Themen frihzeitig zu
versuchen, ob man nicht etwas Gemeinsames
machen kann. Ich verstehe es schon: Sie sind so
wahnsinnig mit sich selbst und lhren eigenen Ab-
stimmungsprozessen beschéftigt, dass das nicht
mehr so richtig gelingt. Ich bin deswegen auch
nicht beleidigt. Wir stimmen lhrem Antrag zu, da
haben wir auch keine Angste vor einem Prestige-
verlust.

Ich glaube, dass die Menschen in den Stadtteilen,
die bei WiN beteiligt sind, schon ganz gut beurtei-
len kénnen, wer an welchen Punkten das Projekt
fordert, konstruktiv mitarbeitet und welche Vorstel-
lungen die jeweiligen Akteure hier im Parlament
von der Zukunft unserer Stadt haben. Deshalb
vergeben wir uns da gar nichts. Wir stimmen h-
rem Antrag zu, auch wenn wir nicht darunter ste-
hen.

(Beifall beim Blndnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Nachste Rednerin ist die
Abgeordnete Frau Schreyer.

Abg. Frau Schreyer (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne Damen, meine Herren! Auch aus Sicht der
CDU st stadtebauliche Weiterentwicklung und
strukturelle Verbesserung weiterhin nétig. Die ein-

' Von der Rednerin nicht Giberprift.
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fallslose Architektur der siebziger Jahre in Héhe
und Dichte der Bebauung ladt geradezu dazu ein,
gestalterisch Veranderungen vorzunehmen. Mei-
ne Damen und Herren, das WiN-Programm ist
daher nach wie vor eine wichtige Voraussetzung
fur die Umsetzung von Nachbesserungskonzep-
ten in den GrolR3siedlungen und Wohnquartieren
unserer Stadt. Gelungene Projekte gibt es bereits
in allen geférderten Stadtteilen, die ein groRes De-
fizit an Qualitat, Wohnungen und Umfeld aufwie-
sen.

Aufgrund der hoch verdichteten Bauweise in die-
sen Gebieten ist die Gestaltung der Auf3enanla-
gen und Aufenthaltsflachen sowie Mietergarten,
Entsiegelung groR3er Freiflachen, Spielplatze und
so weiter eine der wichtigsten Aufgaben. Wir, die
CDU, glauben, Gropelingen ist ein hervorragen-
des Beispiel fur die Wohnumfeldverbesserung,
aber auch naturlich andere Stadtteile, in denen
deutlich sichtbar wesentliche Teile der Quartiere
aufgewertet wurden.

(Beifall bei der CDU)

Der Zustand vieler Hauser zum Beispiel in Grope-
lingen liel Uber Jahrzehnte zu winschen Ubrig.
Beschmierte Wande und Fassaden, verdreckte
Treppenhauser, Mull auf den Stralen haben
durch die Wahrnehmung der Sanierung zu einer
enormen Aufwertung des Wohnumfelds gefiihrt
und wird von den Bewohnern durchweg positiv
aufgenommen, und auch weiterhin wird mehr ge-
pflegt als vor der Sanierung. Die Qualitatsentwick-
lung und die Stitzung von Nachbarschaften kann
nicht nur bauliche und stadtebauliche Aufgabe
sein. Das haben wir hier ja auch schon heute ge-
hort. Intensive Zusammenarbeit aller Ressorts ga-
rantiert die Chance, die Lebensbedingungen in
den benachteiligten Stadtteilen zu verbessern und
die Beseitigung der Defizite sowie im Geb&udebe-
stand voranzutreiben und im Stadtebau natirlich
auch.

Die Vielzahl der umgesetzten MalBnahmen und
die gute Kooperation mit den Wohnungsbauge-
sellschaften als Eigentimer der GroRwohnanla-
gen und den privaten Eigentimern hat gezeigt,
dass de Programme einen hohen Wirkungsgrad
haben. Vandalismus und Verslumung konnten
zumindest in einigen Quartieren gestoppt werden.
Das ist auch ein Verdienst des lokalen Manage-
ments und der fachlichen Begleitung vor Ort, auch
das wurde hier ja schon erwahnt. Herzlichen Dank
an diese Menschen vor Ort, die dort arbeiten!

(Beifall bei der CDU)

Wegen der immer noch erheblichen Méangel in
den betroffenen Stadtteilen sowie der sozialen

Abwertung drohen leider im Jahr 2002 Quartiere
weiter abzugleiten. Aus diesem Gund sollte bei
der Vergabe von Wohnraum in Zukunft mehr der
Entmischung und Einseitigkeit der Bewohnerstruk-
turen entgegengewirkt werden. Auch ich sage, d-
les kostet viel, sehr viel Geld.

Die derzeit vom Bund jahrlich fir die Stadtebau-
férderung bereitgestellten Mittel sind schon jetzt
auRerst knapp bemessen. Die Bundesmittel sind
aber mit Voraussetzung fir die Stabilitat des WiN-
Programms und zur Sicherung des preiswerten
Wohnraums. Dr. Sieling hat dargelegt, wie der
Bundesmittelfluss nun weitergehen wird in der
neuen Regierung. Wir, die CDU, werden sehr ge-
nau hinsehen, wie die angekundigten Mittel wirk-
lich flieBen werden.

(Beifall bei der CDU)

Zusammengefasst, meine Damen und Herren: Es
sind aus Sicht der CDU stadtebauliche Weiter-
entwicklung und strukturelle Verbesserung nétig,
um die vielerorts noch negativen Erscheinungen
im Lebens- und Wohnumfeld ertraglich und stabi-
ler zu machen. Strukturelle Gegebenheiten wie
Wohnen und Arbeiten sowie eine gute Infrastruk-
tur, auch das wurde hier schon erwéahnt, sind Vor-
aussetzung fur einen gut funktionierenden Stadt-
teil. Konflikte, Hilflosigkeit und Angste, die durch
das Zusammenleben unterschiedlicher Nationali-
téten entstehen, missen in den uniberschauba-
ren Wohnsilos durch gezielt eingesetzte Haus-
meister und Pfértnerlogen minimiert werden.

Wir glauben, Bremen ist mit dem WiN-Programm
auf einem guten Weg. Hatte die SPD schon in den
siebziger beziehungsweise achtziger Jahren so
gehandelt, wie Carsten Sieling es fiir die Zukunft
vorgibt, heute zu lesen im ,Weser-Kurier‘, mehr
Klasse als Masse am Bau, dann hétte Bremen
heute nicht die Probleme in den Wohnsilos der
betroffenen Stadtteile. - Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich freue mich au-
Rerordentlich, dass sich die Stadtburgerschaft
heute an so prominenter Stelle mit den Themen
Soziale Stadt und Wohnen in Nachbarschaften
befasst. Ich bedanke mich auch sehr fir die De-
batte, wie sie bis eben gefuhrt worden ist, denn fir
mich ist dies in der Tat ein ganz wichtiges Thema
der Stadtentwicklung mit herausragender Bedeu-
tung fir die Zukunft unserer Stadte insgesamt.
Das gilt ja nicht nur fir Bremen, sondern es ist ein
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Thema in allen Stadten, nicht nur in den neuen
Landern, sondern inshesondere auch in den alten
Landern. Es geht tatsachlich um die Zukunft unse-
rer Stadte, und natrlich reden wir insbesondere
hier in Bremen davon.

Was brauchen wir in Bremen? Naturlich brauchen
wir, es ist \erschiedentlich angesprochen worden,
bezahlbaren Wohnraum und ausreichend Raum
fur Bildung, fur Kultur, fir Sport, wir brauchen die
Wirtschaftskraft und die Investitionsbereitschaft
der Unternehmen, wir brauchen die Lebensquali-
tat der natirlichen Umgebung, und wir brauchen
natirlich Verkehrswege und stadtische Mobilitat.
Wir brauchen Investitionen in die Innenstadt, dar-
Uber werden wir heute ja noch sprechen, all dies
und mehr ist stadtentwicklungspolitisch notwen-
dig, aber es ist, und das zeigt die Debatte, eben
nicht ausreichend.

Wir brauchen ganz besondere Anstrengungen,
um den sozialen Zusammenhang - Herr Dr. Sie-
ling hat am Anfang seiner Rede darauf hingewie-
sen - der Menschen in unserer Stadt nicht zu ver-
lieren, oder um es positiv oder anders zu formulie-
ren, ein wesentliches Ziel des Senats ist es, Stadt-
teile mit besonderem Entwicklungsbedarf mit ge-
eigneten Malinahmen zu unterstitzen und dazu
beizutragen, dass hier nicht eine Rutschbahn
nach unten entsteht.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich viel-
leicht noch auf einen Punkt eingehen, weil er ver-
schiedentlich angesprochen war von Herrn Op-
permann, Frau Linnert ist auch darauf eingegan-
gen, namlich auf die Quartiere, Uber die wir reden,
und das, was vor 40 Jahren gebaut worden ist,
von denen wir heute wissen, dass es nicht mehr
angemessen ist und dass es nicht dem entspricht,
was Menschen sich heute vorstellen und wo wir
auch eine Menge von Problemen haben! Ich bin
etwas zurlckhaltender als Sie, so kritisch zu -
den, so mit dem Schwert Uber diejenigen zu rich-
ten, die damals gebaut und gedacht haben, ob Sie
die Architekten meinen, Frau Linnert, oder aber
auch die Politiker.

Ich bin mir manchmal nicht sicher, ob all das, was
wir heute fur gut und richtig halten, was wir heute
planen und wo wir sehen, wo die Wiinsche der
Menschen sind, was die vielleicht in 40 Jahren
Uber das denken und reden, was wir heute sagen.
Wir kénnen nur hoffen, dass wir heute in der Tat
so schon das mit im Blick haben, was moglicher-
weise in 40 Jahren junge Familien mit Kindern
oder welche Lebensformen es immer dann geben
mag, winschen. Ich bin da etwas zurlickhaltender

mit dem Fallbeil, das tber unsere Vordersassen
gefallt wird.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich wiederhole noch
einmal, wir wollen uns fir die Stadtteile mit le-
sonderem Entwicklungsbedarf einsetzen, und ca-
Zu benétigen wir Geld, das ist schon angespro-
chen worden. Dazu bedarf es aber vor allen Din-
gen Ideen, und dazu bedarf es auch, auch das ist
angesprochen worden, der Unterstiitzung, der
massiven Unterstitzung vor Ort. Genau das sind
ja die Elemente, die unser Programm Wohnen in
Nachbarschaften ausmacht, nicht nur ausmacht,
sondern ich denke, dies auch stark macht.

Wir haben mit dem ressortibergreifenden Pro-
gramm Wohnen in Nachbarschaften, ergénzt
durch das Programm Soziale Stadt, ein Instru-
ment, um tatsdchlich unsere Stadte lebenswerter
zu machen an Stellen, an denen es ganz beson-
ders wichtig und notwendig ist. Wir kénnen dazu
beitragen, dass die Lebens- und die Wohnsituati-
onen der Menschen deutlich verbessert werden.
Wir kénnen die Wohnviertel aufwerten, kulturelle
Initiativen und Einrichtungen fordern und den
Menschen dort Anreize fur Qualifizierung und Be-
schéaftigung geben, auch dies ist angesprochen
worden. Also eine ganze Bandbreite, Uber die wir
reden, die weit Uber den urspriinglichen Ansatz
hinaus geht, der ja vor allen Dingen das Thema
der baulichen Nachbesserung gehabt hat und auf
diesen verengt war!

Sie haben es alle in lhren Beitrdgen angespro-
chen, und ich denke, da sind wir uns einig, wenn
man sich die zehn Berichte aus den zehn WiN-
Gebieten anschaut, dann ist es eben so, es ist ei-
ne unglaubliche Fille von EinzelmaRnahmen, die
jeweils in den letzten Jahren vor Ort erarbeitet und
umgesetzt worden sind, egal ob e sich um die
Erweiterung der Angebote von Spiel-, Sport- und
Freizeiteinrichtungen handelt, ob es um die Ge-
staltung des Wohnumfelds geht, ob es um den
Ausbau von lokalen Dienstleistungsangeboten
geht, oder ob es das Ziel ist, das Miteinander und
Zusammenleben vor Ort eben zu starken und zu
pragen.

Immer ist es, glaube ich, dieser interdisziplinare
Ansatz, der als Grundiuberlegung hinter den Pro-
jekten gestanden hat und steht. Ich denke, dies ist
ein Ausdruck des erfolgreichen Projektansatzes,
den wir in Bremen in den vergangenen Jahren
gemeinsam entwickelt und immer weiter vorange-
trieben haben. Es ist vorhin auch angesprochen
worden, dass es sich immer verandern muss. Na-
turlich muss ein solcher Prozess sich immer wie-
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der auch aus sich selbst heraus und aufgrund der
Erkenntnisse und der Lage, in der man ist, erneu-
ern und fortschreiben und Neues aufnehmen.

Das Thema Verbesserung der Situation in den
Stadtteilen ist eben, auch das ist angesprochen
worden, nun einmal ein Thema fir alle Ressorts.
Ich méchte das gern noch einmal unterstreichen,
es geht eben nicht nur um das Sozialressort, um
das Bausressort, sondern es geht tatsachlich um
alle, es geht auch zum Beispiel um das Wirt-
schaftsressort an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD)

Wir versuchen diesen Ansatz in der ressortiber-
greifenden Arbeitsgruppe, die Sie ja kennen. Aber
zumindest ebenso wichtig wie die Beteiligung aller
Ressorts ist in der Tat der Bezug zu den Akteu-
ren, die vor Ort sind. Konkret heif3t das, ohne die
Kooperationspartnerinnen und -partner in dem
Stadtteil ginge das alles nicht, worlber wir hier
diskutieren. Wir brauchen die 6ffentliche Diskussi-
on der jeweiligen Projekte, wir brauchen die Ein-
flussnahme und die Mitentscheidungsrechte von
engagierten Burgerinnen und Birgern, wir brau-
chen die Initiativen, die Vereine, die Beiréte, die
vor Ort tatig sind, und fir mich ist diese Begleitung
des Programms der entscheidende Faktor Uber-
haupt fur seinen Erfolg, denn ohne sie wére es
uns, glaube ich, nicht gelungen.

Es geht eben nicht darum, 6&ffentliche Mittel mit
der GieBkanne Uber zehn Problemgebiete auszu-
schitten, nein, umgekehrt, vor Ort wird entwickelt
und geplant. Wir begleiten, wir unterstiitzen, wir
beraten, und am Ende steht dann einvernehmlich
der Beschluss, welche Projekte zu finanzieren
sind. Also, das Votum der lokalen Gremien und
eine Grundfinanzierung des Projektes aus ande-
ren Topfen sind letztendlich die Voraussetzung fur
die Vergabe von Fordermitteln. Ich denke, dass
dies eine inzwischen tatsachlich bewahrte Heran-
gehensweise ist, um die kreativen Krafte in den
WIiN-Gebieten zu aktivieren.

Ich habe mich immer wieder davon Uberzeugen
kbnnen, wie viel Kreativitat, Ideen und Vielfalt in
den Menschen in diesen zum Teil auch wirklich
heruntergeschriebenen Gebieten ist und wie viel
dort tatséchlich entstehen kann und wie sehr dies,
wenn man es auch entsprechend wuirdigt, wieder-
um zum Selbstwertgefuihl der Menschen beitragt,
die sich irgendwo schon verlassen gefihlt hatten.
Insofern war ja der Begriff WiN durchaus ein ¢e-
zielt genommener, nicht rur eine Abkilrzung mit
Buchstaben, sondern es ging ja von Anfang an
darum, Gewinnersituationen und insbesondere et-
was fir die Menschen vor Ort zu machen.

Das Votum der lokalen Gremien, wie gesagt, ist
eine ganz entscheidende und notwendige Ge-
schichte. Noch etwas wird erreicht: Wenn sich
zeigt, dass mit dem Engagement gute Ergebnisse
fur den Stadtteil erreicht werden konnen, ist das
natirlich eine Strategie, auch neue und andere
Projekte und neues und weiteres Engagement
nachzuziehen. Also, Kommunikation und Koope-
ration in den Gebieten sind der entscheidende
Schlussel zum Erfolg, aber von allein geht dies
natirlich nicht.

Das A und O der Strategie ist deshalb die Schnitt-
stelle, auch dies ist bereits angesprochen worden,
zwischen denjenigen, die vor Ort sind, auf der &i-
nen Seite und der ressortubergreifenden Arbeits-
gruppe auf der anderen Seite, also den Projektko-
ordinatoren im Stadtteil. Es ist von allen Spreche-
rinnen angesprochen worden, ich denke, man
kann einfach sagen, dass wir in den Stadtteilen
die richtigen Leute am richtigen Ort haben, die es
geschafft haben, die Kommunikation zwischen
dem Stadtteil auf der einen Seite und den Behdr-
den auf der anderen Seite auf ein wirklich gutes
Niveau zu entwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, dass dies ein Fakt ist, auf dem wir fur
die Zukunft auch weiter aufbauen kénnen, mis-
sen und sollen, denn eines ist klar, und das wird
auch in diesem Haus von niemandem bestritten,
auch wenn dieses Programm zunachst bis zum
Jahr 2004 befristet ist, bei allen Erfolgen der ein-
zelnen Mallnahmen lassen sich die Probleme in
den schwierigen Stadtteilen nicht wegzaubern.
Herr Oppermann, Sie haben es ja angesprochen,
niemand kann knipsen, und es ist etwas vorbei,
und insofern ist es richtig, dass wir an dieser Stel-
le eine auf Dauer angelegte Strategie brauchen.
Im Klartext: Das WiN-Programm muss in geeigne-
ter Form verstetigt werden.

Ich habe deshalb mit Freude zur Kenntnis ge-
nommen, dass die Koalitionsfraktionen zu dem
Bericht des Senats, und ich habe jetzt verstanden,
alle Fraktionen dieses Hauses, einen Antrag ein-
gebracht haben, in dem sie den Senat auffordern,
das Programm ohne Unterbrechung ab 2005 fir
weitere sechs Jahre fortzuschreiben. Ich habe
auch mit Freude gehort, Herr Oppermann, dass
Sie gesagt haben, das Bedarfsgerechte, Uber das
Sie gesprochen haben, ist zumindest das, was wir
jetzt haben. Es kann aber mehr sein, und das hat
mich gefreut, dass Sie das gesagt haben.

(Beifall bei der SPD)

Es ware eine gro3e Freude fur meine Kollegin
Frau Ropke und mich, wenn wir an dieser Stelle
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auf Sie setzen kdnnten, denn in der Tat, Frau Lin-
nert, Sie sind der Haushaltsgesetzgeber. Wir wa-
ren also sehr glicklich, wenn das so ginge!

(Abg. Frau Linnert [Blundnis 90/Die Griunen]: Ich
allein nicht!)

Frau Linnert nicht allein, selbstverstandlich!

Ich glaube, dass wir alle zusammen hier Uber ein
wichtiges und sozialpolitisches und stadtentwick-
lungspolitisches Signal reden, das wir damit -
auch das war abgefragt, wenn wir heute Uber eine
solche Verstetigung und weitere Ausstattung e-
den - in die Stadtteile und die Gebiete geben, weil
die ja schon genau darauf héren, wie wir das heu-
te diskutieren, und wo gibt es die Zukunft. Darum,
glaube ich, ist dieser Antrag, der heute hier vorge-
legt worden ist, ein wichtiges Signal, das in den
Sanierungsgebieten ankommen wird.

Meine Damen und Herren, wir haben in dieser
Legislaturperiode mit den Entscheidungen zur
stadtebaulichen Sanierung Tenevers ein Zeichen
gesetzt. Das Thema Soziale Stadt ist weit oben
auf der Agenda dieses Senats angesiedelt. Ich
glaube, wir haben das hier schon wiederholt de-
battiert. Das, was wir mit Tenever tun, ist eine ge-
waltige Kraftanstrengung dieses Senats. Ich den-
ke, wenn es uns gelingt, all das zu machen, dann
haben wir ein unglaubliches Projekt voreinander
gebracht, das das Thema, das wir heute diskutie-
ren, glaube ich, auf den Punkt beschreibt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich habe es so verstanden, und auch dies ent-
nehme ich dem Antrag der Koalitionsfraktionen,
dass genau dies, nadmlich das Thema Soziale
Stadt in desem Sinne weiter zu bearbeiten, auch
kunftig so bleiben soll, und als Senatorin fir Bau
und Umwelt begriiBe ich dies nachdrtcklich.

Nattrlich kann man auch Gutes besser machen,
und deshalb halt der Senat es fir erforderlich, im
Rahmen einer Evaluation noch einmal eine diffe-
renzierte Erfolgskontrolle durchzufiihren. Auch da,
habe ich verstanden, gibt es Einvernehmen mit
dem hohen Haus. Wir werden fiir die Fortschrei-
bung ab 2005 noch einmal genau hinschauen
mussen, wie sich die einzelnen MalRnahmen in
den unterschiedlichen Gebieten tatsachlich aus-
gewirkt haben. Wir miissen dann gemeinsam ent-
scheiden, in welchen Gebieten eine Fortsetzung
unabdingbar ist. Wir werden sehen, ob die pau-
schale Umlegung und Quotierung auf alle Gebiete
tatsachlich erhalten bleiben muss. Wir werden ge-
gebenenfalls tatsachlich neue Gebiete aufnehmen
mussen.

Wir werden mit dieser Untersuchung also weiter
an dem Ziel arbeiten, die Effektivitat dieses Pro-
gramms weiterzuentwickeln, um aus sich selbst
heraus tragfahige Strukturen im Stadtteil zu schaf-
fen, und in diesem Zusammenhang missen wir
natirlich auch die einzelnen Handlungsfelder auf
den Prifstand stellen. Ich denke, dass dabei auf
den Hinweis aus dem Antrag der Fraktionen be-
sonderes Gewicht zu legen ist, namlich auf die
Themen wirtschaftliche Effekte und regionale
Okonomie sowie Bildung, Qualifizierung und Be-
schaftigung, dass das sehr hilfreich ist. Das ist der
Bereich, der in der Tat noch unterstrichen werden
muss.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen:
Das Programm Wohnen in Nachbarschaften und
die Erganzung durch das Bundesprogramm So-
ziale Stadt haben sich aus meiner Sicht zu einer
Erfolgsgeschichte entwickelt. Es ist inzwischen
unverzichtbarer Bestandteil einer sozialpolitisch
orientierten Stadtentwicklungspolitik geworden. Es
hat Selbsthilfekrafte in den Stadtteilen aktiviert
und stabilisiert, es hat dazu beigetragen, erhebli-
che Komplementéarmittel einzuwerben.

Die Zusammenarbeit mit den Wohnungsbauge-
sellschaften als Eigentimern des dortigen Woh-
nungsbestands hat sich im Rahmen des Pro-
gramms weiter intensiviert, und mit dem Pro-
gramm hat sich in den schwierigen Stadtteilen das
Bewusstsein verstarkt, dass es Sinn macht, sich
daflr einzusetzen, die Zukunft gemeinsam zu
gestalten. Ich denke, viele (berzeugende Argu-
mente, zusammen fur die soziale Stadt einzutre-
ten! - Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse Uber den Antrag der Fraktionen der SPD
und der CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 15/631 S sei-
ne Zustimmung geben moéchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft stimmt dem
Antrag zu.
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(Einstimmig)

Im Ubrigen nimmt die Stadtbiirgerschaft von der
Mitteilung des Senats, Drucksache 15/621 S,
Kenntnis.

Burgertelefon gegen Sozialhilfemissbrauch
Grol3e Anfrage der Fraktion der CDU

vom 16. September 2002

(Drucksache 15/619 S)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/629 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Ropke.

Frau Senatorin ROpke, ich frage Sie: Mdchten Sie
die Antwort mundlich wiederholen?

(Senatorin Répke: Nein, danke!)
Das ist nicht der Fall.

Ich gehe davon aus, dass wir in eine Aussprache
eintreten wollen.

Das Wort erhalt der Abgeordnete Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Préasi-
dent, meine sehr verehrten Damen, meine Herren!
Lassen Sie es mich erst einmal klar herausstellen:
Sozialhilfe ist kein Almosen, uber das nach Gut-
dunken verfligt oder entschieden werden kann.
Sozialhilfe ist nach der Einfilhrung des Bundesso-
zialhilfegesetzes durch eine CDU-geflihrte Bun-
desregierung mit einem Rechtsanspruch fur alle
Menschen belegt, die sich vorlibergehend oder
dauerhaft in einer Notlage befinden. Diese Men-
schen sind nach dem Willen des Gesetzgebers
keine Bittsteller, sondern sie haben einen gesetz-
lichen Anspruch auf die notwendige Hilfe. Daran,
und das betone ich fir die CDU-Fraktion ganz
deutlich, soll sich auch nichts &ndern.

(Beifall bei der CDU)

Als Zweites lassen Sie mich daran erinnern, dass
sich Bremen in einer Haushaltsnotlage befindet
und uns andere Bundeslander finanziell helfen,
um diese Situation zu Uberwinden! Die Hauptlast
zur Uberwindung missen wir aber allein tragen,
meine Damen und Herren. Das muissen wir auch
durch unser Verhalten den Geberlandern gegen-
Uber deutlich machen.

Drittens ist die Zahl der Menschen, die in Bremen
Sozialhilfe erhalten, einfach zu grof3, und die Be-

schliisse der Bundesregierung sind nicht nur nach
Meinung der CDU wenig oder nicht geeignet, die
Fallzahlen in der Sozialhilfe zu verringern. Auch
ganz viel Hartz kann keine neuen Arbeitsplatze
schaffen, meine Damen und Herren. Die aber be-
notigen wir dringend, um mehr Menschen aus der
Sozialhilfe heraus- und in die Arbeit hineinzubrin-
gen, damit sie Einzahler sind in das soziale Sys-
tem.

(Beifall bei der CDU)

Viertens: Es ist einfach Betrug, wenn sich Perso-
nen unberechtigt aus dem Topf Sozialhilfe bedie-
nen. Betrug aber muss man bekampfen, insbe-
sondere dann, wenn er vorsatzlich geschieht.

(Beifall bei der CDU)

Das machen wir auf allen Ebenen mehr oder we-
niger erfolgreich und halten das fir selbstver-
standlich.

Einen AuBenermittlungsdienst, der zur aktiven
Bekampfung sehr geeignet wéare, konnte die CDU
in der letzten und auch in dieser Legislaturperiode
nicht durchsetzen, ich sage leider, und ich betone
es deutlich, nach unseren Vorstellungen leider
nicht durchsetzen. Wir kénnen doch nicht so tun,
als gabe es keinen Betrug. Die Wahrheit ist doch,
dass dort, wo es Leistungen gibt, immer Men-
schen versuchen werden, diese fiir lau mitzuneh-
men. Gewiss, es wurde die Anzahl der Hausbesu-
che erhdht, aber dies auch sehr unterschiedlich in
den verschiedenen Gebieten der Stadt. Finanziel-
le Auswirkungen, positive Auswirkungen davon
kann man in jeder Sitzung des Widerspruchsaus-
schusses erleben. Wenn meine Kollegin Wangen-
heim mir sonst auch nicht zustimmen wird in die-
sem Falle, in dem Fall wird sie mir zustimmen,
dass wir dort Auswirkungen der Hausbesuche er-
leben in dem Widerspruchsausschuss.

Nun erhebt die CDU die Forderung nach einer
Hotline gegen Sozialhilfebetrug, und die Stadt ge-
rat in diesem Sommer in Aufregung, scheinbar
auch Teile des Senats. Da wird der Vorwurf des
Denunziantentums erhoben, da wird in den Kop-
fen einiger Verwirrter der Blockwart wieder leben-
dig, da meinen Mitmenschen, die Eiseskalte im
Umgang mit Hilfeempfangern schon im Nacken zu
spuren und in der Bevdlkerung ein Jagdfieber auf
Hilfebezieher aufkommen zu sehen. Alles
Quatsch, meine Damen und Herren! Was wir als
CDU wollen, ist eine Telefonnummer zum Mittei-
len von Sozialhilfebetrugsverdacht, eine Telefon-
nummer, die deutlich so benannt und ausgewie-
sen ist, dass jeder Burger, der glaubt, von Sozial-
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hilfemissbrauch Kenntnis zu haben, sich an diese
fachlich besetzte Nummer wenden kann,

(Beifall bei der CDU)

naturlich unter Angabe seines Namens, damit
auch nachgefragt oder das Ergebnis der Uberpri-
fung mitgeteilt werden kann!

Meine Damen und Herren, wie oft ist es Ihnen in
der Vergangenheit so ergangen, dass man lhnen
Mitteilungen Uber angeblichen Missbrauch hat zu-
kommen lassen? Bei der Frage nach Namen und
genauen Daten wurde dann meistens zurlickge-
wichen. Dies wird beim Sozialhilfemissbrauchtele-
fon nicht anders sein. Wer seinen Namen nicht
nennen will, der wird dieses Telefon auch nicht
benutzen. Es wird sich also nichts andern.

Bremen ist keine Insel. In fast allen Landkreisen
um Bremen herum und in Bremerhaven gibt es
einen AuBRenermittlungsdienst mit den entspre-
chenden Telefonnummern. Dort ist die Welt den-
noch in Ordnung, und kein Mensch spricht von ei-
ner Hetzjagd auf Hilfebezieher. Oder ist lhnen so
etwas aus Rotenburg, Osterholz oder Osnabriick
bekannt, meine Damen und Herren? Wir wollten
dieses Telefon so verstanden wissen, dass das
Sozialressort auch nach auf3en hin ganz deutlich
macht: Wir wollen Betrug verfolgen, wir lassen
uns nicht an der Nase herumfuhren. Wir wollen
den Gesetzesauftrag trotz knapper Kassen und
steigender Fallzahlen erfillen, namlich wir wollen
und werden denen helfen, die sich zurzeit aus den
verschiedensten Grinden nicht allein helfen kén-
nen.

(Abg. Frau Lemke-Schulte [SPD]: Dadurch?)

Wenn ich etwas nicht will, dann fallen auch mir
tausend Griinde ein, warum ich das nicht will. Die
Kostenseite in der Antwort so zu betonen ist s-
cherlich der schwéchste Grund. So eine Leitung
lasst sich heute problemlos so schalten, dass sie
notfalls taglich wechselnd bei einer anderen kom-
petenten Person auflauft, das kénnten zum Bei-
spiel wechselnd die Vorzimmer der Leiter der So-
zialzentren sein. Zu Bremerhaven komme ich
noch. Wenn Sie die Zahlen einmal auf Bremen
hochrechnen, dann ist diese Zahl nicht die Welt
und blockiert nicht die Arbeit der handelnden Per-
sonen.

Nun wird der Datenabgleich eingefuhrt. Lassen
Sie mich dazu einige Worte sagen! Mit dem Da-
tenabgleich erfassen wir doch nur einen Bruchteil
der Betrugs- oder Erschleichungsmdglichkeiten.
Hier werden, da muss man vielleicht auch einmal
ausholen, Daten von Hilfeempfangern mit anderen
Sozialamtern, dem Arbeitsamt, der Unfall- bezie-

hungsweise Rentenversicherung abgeglichen. A-
le anderen Betrugsmoglichkeiten kdnnen damit
nicht erfasst werden. Dazu kommt noch, dass die
Daten in den Sozialzentren sehr unterschiedlich
abgearbeitet werden. Dies geht auch aus den De-
putationsvorlagen der letzten Jahre hervor, dass
das sehr zogerlich der Fall war, moglicherweise
wegen der Personallage.

Wir als CDU hoffen, dass die technische Ausris-
tung schon bald eine zligigere Abarbeitung er-
mdglicht. Ich will hier auch gar nicht verschwei-
gen, dass die Zahl der Betrugsfalle und die Sum-
me der eingetriebenen Gelder, die per Datenab-
gleich erkannt werden, riicklaufig ist. Das, meine
Damen und Herren, zeigt aber doch nur, wie -
folgreich der Datenabgleich ist. Wer sollte ohne
ihn schon freiwillig auf eine Extragratifikation ver-
zichten? Wir begrif3en es als CDU-Fraktion au-
Berordentlich, dass jetzt die technischen Mdglich-
keiten des Abgleichs mit der Kfz-Meldestelle g-
schaffen werden. Vielleicht kbnnen wir heute d-
was dartber horen, wie weit die Ausgestaltung
gediehen ist.

Auch hier, bei der Bekanntgabe dieses Vorha-
bens, wurde in interessierten Kreisen eine Welle
der Empo6rung ausgelost. Wir von der CDU-
Fraktion kénnen das nicht nachvollziehen. Auch in
diesem Falle gehen wir davon aus, dass die Mit-
arbeiter des Amtes nach den Buchstaben des Ge-
setzes vorgehen werden. ,Fordern und Fordern®
ist das neue Motto bremischer Sozialpolitik, das
von der CDU-Fraktion mitgestaltet worden ist und
mitgetragen wird. Fordern heif3t in diesem Fall,
dass ein teures, Uberteuertes Kfz irgendwie in
Geld umgewandelt wird und damit der Lebensun-
terhalt mitbestritten wird.

Meine Damen und Herren, bei der Bekdmpfung
der Schwarzarbeit darf ein Telefon her. Ich bin mir
im Moment nicht einmal mehr sicher, dass es d-
len hier im Haus bewusst war, dass es eine sol-
che Einrichtung geben wird, als unsere Kollegin
Frau Dreyer und Herr Jagers diese Soko hier im
Parlament per Antrag durchgesetzt haben. Ich
vermute jetzt einmal, dass es dann diese Hotline
gegen Schwarzarbeit heute nicht geben wirde.
Sie missen aber einmal erklaren, warum ein
Mensch, der sich wegen eines personlichen Vor-
teils illegaler Mittel bedient, in der Sozialhilfe einen
besonderen Schutz genieRen darf, und wer
Schwarzarbeit ausibt, nicht! Fir den gibt es die-
sen Schutz nicht, zum Gliick nicht, sage ich! Die-
sen Unterschied muss mir aber einmal jemand er-
klaren. Da ist ein Telefon fur den Ressortteil Arbeit
tragbar, fur den Ressortteil Soziales ist er nicht
tragbar. Das Ressort will diese Hotline nicht. Die
Grinde, die das Ressort flr eine Ablehnung an-
fuhrt, finde ich schwach. Die wahren Grunde sind
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mir verborgen geblieben, aber vielleicht erfahren
wir die ja hier und heute.

Meine Damen und Herren, unser langjahriger Kol-
lege Topfer hat auf meine Anregung hin in Bre-
merhaven eine solche Hotline sofort schalten las-
sen,

(Abg. Frau Lemke-Schulte [SPD]: Mit welchem
Ergebnis?)

genau dorthin, wo sie hingehort, in sein Vorzim-
mer. Ich habe erfahren kbnnen, dass Herr Topfer
sich damit in seiner Partei nicht gerade viele
Freunde gemacht hat. Das hat er im Vorfeld die-
ser Entscheidung mit Sicherheit gewusst und trotz
Kenntnis der Folgen so und nicht anders ent-
schieden. Trotzdem von hier aus meinen Respekt
fur diese Entscheidung, Herr Topfer!

(Beifall bei der CDU)

Dem ehemaligen Kollegen Topfer wird doch
ernsthafterweise keiner von uns Jagdfieber auf
Sozialhilfeempfanger oder Denunziantentum vor-
werfen wollen, aber vielleicht muss er in seiner
neuen Position, muss man in solchen Amtern
Dinge anders sehen und anders austben. Richtig
erheiternd finde ich dann in der Antwort des Se-
nats den Hinweis, dass die Einfihrung dieses Be-
schwerdetelefons im Zusammenhang mit der an-
gespannten Haushaltslage der Stadt Bremerha-
ven zu sehen ist. Meine Damen und Herren, eine
angespannte Haushaltslage hat doch die Stadt
Bremen, und das ist geschmeichelt ausgedrtickt!

(Beifall bei der CDU)

Genau aus den in der Antwort des Senats aufge-
fuhrten Grinden, nicht angegebene Beschéfti-
gung, Verschweigen eheédhnlicher Gemeinschaf-
ten, die durch einen Datenabgleich nicht erfasst
werden konnen, rechnet sich so ein Telefon. Ich
bin mit der CDU-Fraktion in Bremerhaven und
Bremen gespannt auf den Erfahrungsbericht aus
Bremerhaven. Meine Damen und Herren, wie im-
mer im Leben, die Uberwiegende Zahl der Emp-
fanger von Sozialhilfe bezieht diese zu Recht und
macht sich keines Betruges schuldig. Es gibt aber
graue Wolfe und schwarze Schafe dazwischen,
und die missen wir ertappen. Dabei kdnnte so ein
Telefon nitzlich sein. Wir haben in dieser Stadt
kein Geld zu verschenken. Zu der Pauschalierung
der Sozialhilfe melde ich mich in einer zweiten
Runde noch einmal.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das
Wort der Abgeordnete Pietrzok.

Abg. Pietrzok (SPD): Herr Prasident, meine a-
men und Herren! Was wir jetzt hier horen, ist ja im
Prinzip eine Beendigung einer Sommerlochdebat-
te, die wir im Juli gehabt haben, als Herr Opper-
mann in die Presse hinausgeblasen hat, dass die
CDU jetzt ein solches Telefon gegen den Mss-
brauch von Sozialleistungen fordert. Die Argu-
mente sind da auch schnell ausgetauscht, aber
lassen Sie mich vorher noch zwei Sachen sagen,
die die Grundlagen dieser Fragestellung betreffen!

Gute Sozialpolitik muss in erster Linie darauf aus-
gerichtet sein, Menschen in schwierigen Lebens-
lagen zu helfen und sie zu unterstiitzen, dass sie
ihre Lebenslagen bewaéltigen. Gute Sozialpolitik ist
auch darauf angewiesen, dass die Menschen, de-
ren Steuergelder zur Hilfe anderer verwandt wer-
den, auch ein Vertrauen darin haben, dass diese
Mittel sorgsam ausgegeben werden. Das, finde
ich, ist auch sehr wichtig.

Vor dem Hintergrund ist ein missbrauchlicher Be-
zug von Sozialleistungen naturlich von einer g-
wissen Brisanz, weil er genau dieses Vertrauen
unterminiert. Darin liegt auch eine gewisse sozial-
politische Gefahr, die wir als SPD auch sehen,
und deswegen sind wir der Meinung, man muss
sich damit auseinander setzen, dass es Miss-
brauch gibt, und man muss sich auch uberlegen,
welches Instrumentarium man verwendet. Die
Frage ist also hier in der Debatte tberhaupt nicht,
so wie Sie das gerade zugespitzt haben, Herr Op-
permann, ob man Missbrauch verhindern muss,
sondern da sagen wir als Sozialdemokraten ganz
klar, das muss man selbstverstandlich tun, aber
man muss naturlich die Mittel auch verhaltnisma-
RBig einsetzen. Das ist die Frage, Uber die wir hier
zu diskutieren haben.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben im Prinzip zwei Mittel vorgeschlagen,
die im Hinblick auf einen Missbrauch eine Rolle
spielen. Das ist einmal dieses Telefon und zum
anderen die Pauschalierung als eine ganz andere
sozialpolitische Debatte, die diesen Bereich aller-
dings auch berihrt. Das stimmt ja auch. Es ist
aber so, dass diese Mdoglichkeit des Anrufens -
und in der Senatsvorlage steht das ja auch an ex-
ponierter Stelle - jetzt schon besteht, dass man im
Falle von Missbrauchsverdacht eine Verwaltung
anrufen kann und dort entsprechend vermittelt
wird. Das heif3t, wir haben im Moment in dieser Si-
tuation Uberhaupt keine echte Handlungsnotwen-
digkeit, jetzt eine solche Hotline, wie Sie das nen-
nen, einzurichten.

Die Mdglichkeit ist also da, aber ich mdéchte auch
deutlich sagen, dass ich das hinreichend finde,
dass es eine solche Mdéglichkeit gibt. Ich méchte
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nicht, dass wir das hier in Bremen durch eine wo-
mdoglich noch mit Offentlichkeitsarbeit hinterlegte
Hotline forcieren, dass die Leute aufgefordert
werden, Uber solche Verdachtsfalle dann auch die
Verwaltung zu informieren. Meine Befirchtung ist
die, dass dadurch ein gesellschaftliches Klima
entsteht, das wir nicht haben wollen.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Griinen)

Es geht darum, dass wir nicht méchten, dass die,
die Hilfeempfanger sind, in eine Situation versetzt
werden, dass sie permanent beobachtet werden
und Menschen Vermutungen anstellen, ob das
bisschen, was sie haben, ihnen nun auch noch
gesetzeskonform gegeben worden ist oder nicht.
Ich finde, das ist eine Zuspitzung, die der Lebens-
situation dieser Menschen nicht gerecht wird.

(Beifall bei der SPD - Abg. Frau Dreyer [CDUL:
Das geht nur bei Schwarzarbeit!)

Zu der Missbrauchsdiskussion noch einmal! Herr
Oppermann, wir haben eine ganze Menge Sachen
in dieser Frage ja auch schon in der Sozialdeputa-
tion behandelt. Sie missen doch auch einmal zu-
gestehen, dass wir als SPD hier uberhaupt nicht
so blauaugig sind, an das Thema heranzugehen
und zu sagen, hier muss uberhaupt nichts ge-
macht werden. Das ist nicht der Fall, sondern wir
haben konkrete Mal3nahmen eingeftihrt,

(Abg. Frau Striezel [CDU]: Doch nur deshalb, weil
wir Sie zum Jagen getragen haben!)

die haben wir in den vergangenen Wochen sogar
in der Deputation beschlossen, und die Beschlis-
se haben Ubrigens auch Bestand, wenn Sie den
Kopf weiter schitteln, das ist eigentlich relativ ke-
deutungslos in diesem Zusammenhang, es steht
alles auf Papier!

(Beifall bei der SPD)

Die Datenabgleiche zum Beispiel sind mittlerweile
beschlossen worden, Ubrigens auch im Hinblick
auf die Benutzung von Kfz, die werden bald un-
gesetzt. Die Erkenntnisse sind allerdings auch
eher so, Herr Oppermann, dass man in der Situa-
tion nun nicht gerade sagen kann, als ob wir es
hier mit einer Situation zu tun haben, dass die
ganze Stadt von Missbrauch ubersat ist.

(Abg. Frau Striezel [CDU]: Das hat er doch -
sagt!)

Ja, aber man muss es einfach auch einmal deut-
lich machen, dass die Erkenntnis aus den Daten-
abgleichen doch genau die war, dass sich die Be-

furchtungen, von denen Herr Oppermann hier ge-
sprochen hat, dass das sehr groRe Verbreitung
habe, durch die Datenabgleiche genau nicht be-
statigt haben.

(Beifall bei der SPD)

Von daher, denke ich, muss man mit dieser Situa-
tion wirklich ein bisschen mafRvoller umgehen, und
diese Zuspitzungen, Herr Oppermann, die Sie hier
betrieben haben, bitte ich auch zukinftig zu ver-
meiden.

(Beifall bei der SPD)

Dann mdchte ich noch einmal etwas zur Frage der
Hausbesuche sagen. Wir haben ja hier in Bremen
eine Situation gehabt, dass wir hier Modellversu-
che durchgefuihrt haben, wo man ganz gezielt
Hausbesuche vorgenommen hat. Ich muss lhnen
sagen, dass ich mir eigentlich, als ich zuerst da-
von gehort habe, groRe Sorgen gemacht habe,
weil ich die Beflirchtung hatte, dass es ein Verwal-
tungsverfahren ist, das in der Weise arbeitet, wie
man das vielleicht bei dem Begriff Ermittlungs-
gruppe denken wiirde, wie Herr Oppermann das
gerade genannt hat.

Ich habe mich dann entschlossen, mir da auch
einfach einmal genauer anzuschauen, was sie da
machen, und habe festgestellt, dass ich das sehr
gut vertreten kann, was hier in Bremen im Hinblick
auf diese Hausbesuche Praxis ist. Das sind Leute,
die sehr viel sozialpolitisches Gespir fiir die Men-
schen haben und die sich ansehen, welche Hille-
bedarfe diese Leute haben. Naturlich schauen sie
sich dann auch an, welche einmaligen Leistungen,
die beantragt worden sind, auch tatsachlich g-
wahrt werden missen. Ich gestehe Ihnen zu, Herr
Oppermann, dort wird auch eine ganze Reihe an
Missbrauch aufgedeckt.

Es gibt aber auch ganz andere Situationen, dass
zum Beispiel Menschen einen Fernseher bean-
tragt haben, weil der alte kaputt ist, und es stellt
sich aber heraus, dass die gute alte Frau einfach
nicht in der Lage ist, den Apparat neu zu pro-
grammieren, weil irgendwelche Programmierun-
gen geldscht sind. Dann macht namlich das Sozi-
alamt genau das Richtige, es besorgt namlich ein-
fach jemanden, der das wieder einstellen kann,
und dann hat die gute Frau wieder einen Fernse-
her, und es musste kein neuer bewilligt werden.

Das sind doch positive Effekte, die wir bei diesen
Hausbesuchen haben. Wenn die Hausbesuche so
stattfinden, wie das jetzt der Fall ist, dann, finde
ich, sind sie sozialpolitisch auch vertretbar, sie
sind sogar eine positive Entwicklung. Aber man
muss deutlich sagen, was dabei herauskommt, ist
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eben auch, dass, wenn eine alte Frau zum Bei-
spiel Gardinen bestellt hat, und die Leute kommen
da hinein und stellen fest, dass die Frau nicht
einmal einen Kihlschrank hat, dann es auch sein
kann, dass man die Frau darauf hinweisen muss,
dass sie einen Kuhlschrank benétigt.

(Abg. Frau Dreyer [CDU]: Das kann auch ein alter
Mann sein!)

Das kann auch ein alter Mann sein, selbstver-
standlich, Frau Dreyer, kein Problem!

(Abg. Boéhrnsen [SPD]: Wichtiger Zwischenruf!)

Mir ist nicht klar, warum Ihnen das so wichtig ist,
aber wenn ich sozusagen bildlich spreche, dann
lassen Sie mir doch die Freiheit, das Bild selbst zu
wahlen, und wenn Sie @n eigenes Bild zeichnen
wollen, dann kdnnen Sie sich ja gern hier hinstel-
len!

(Beifall bei der SPD)

Jedenfalls denke ich, dass wir da eine ganze
Menge positiver Sachen hinsichtlich der Hausbe-
suche gemacht haben.

Jetzt noch einmal ein paar Worte zu den Pau-
schalierungen! Es wurde in der Senatsvorlage
schon viel von den Pauschalierungen gesprochen.
Das Problem ist allerdings, dass im Rahmen die-
ser Modellversuche, die das Bundessozialhilfege-
setz vorsieht, eine ganze Reihe Probleme besteht,
deshalb haben wir das auch sehr differenziert in
der Deputation besprochen und gehen da sehr
vorsichtig vor.

Pauschalierung ist ja erst einmal eine positive Sa-
che, weil sie das Verwaltungsverfahren Sozialhilfe
entbirokratisiert, vereinfacht und auch beschleu-
nigt, und es hat auch einen padagogischen Wert,
weil es die Potenziale der Menschen mehr fordert
und fordert, weil ein héheres Mal3 an Selbstorga-
nisation erforderlich ist. Die Gefahr ist einfach
nicht so grofl3, dass die Leute ihre gesamte le-
benssituation mit allem, was daran hangt, an die
Verwaltung abgeben. Deswegen kann man Uber
Pauschalierung sehr gut nachdenken.

Es gibt aber auch bestimmte Fragestellungen, mit
denen man sich auseinander setzen muss. Das
BSHG, also das Bundessozialhilfegesetz, schreibt
vor, dass die individuellen Lebenslagen bei den
Leistungen zu bertcksichtigen sind, und wenn wir
es mit Menschen zu tun haben, die diesen Anfor-
derungen an Selbstorganisation nicht gerecht
werden kénnen, weil sie zum Beispiel psychisch
krank oder drogenabhéngig sind, dann missen
wir mit den Pauschalierungen eben aufpassen,

dass es auch wirklich Mdglichkeiten gibt, dass
diese Menschen tatsachlich das bekommen, was
sie bendtigen.

Ein weiteres Problem, auf das ich dann noch hin-
weisen mochte, ist das Problem der Kostensteige-
rung. Pauschalierungen sind nicht einfach eine
Méoglichkeit, Kosten einzusparen, sondern da le-
steht ein bestimmtes Risiko, dass diese Leistun-
gen sogar noch mehr Geld erfordern, als wir jetzt
zahlen, weil es einfach darum geht, ab welcher
Dauer von Sozialhilfebezug man diese Pauscha-
len einsetzen lasst und dann alle diese Pauscha-
len bekommen. Das heil3t, wenn die Menschen
bestimmte Dinge vielleicht gar nicht bendtigen und
sie dann auch nicht beantragt hatten, bekommen
sie sie aber Uber eine Pauschale abgegolten. Das
ist ein finanzielles Risiko, was im Hinblick auf die
Einsparungen in den 6ffentlichen Haushalten ra-
turlich auch eine bedenkenswerte Angelegenheit
ist.

Insofern bin ich der Meinung, wir sind, was die
ganze Situation betrifft, dass wir den Missbrauch
versuchen einzuschranken, auf einem sehr guten
Weg. Herr Oppermann, wenn ich mir Ihre politi-
sche Initiative genauer betrachte, dann muss ich
eben auch noch einmal deutlich sagen, dass ich
eigentlich den Eindruck hatte, dass diese Diskus-
sion im Sommerloch sehr platziert deswegen ge-
setzt war, um noch einmal eine offentliche Dis-
kussion zu fuihren, ohne vorher eine fachpolitische
Initiative zu machen. In der Deputation zum Bei-
spiel hatten Sie ja die Méglichkeit gehabt, da be-
stimmte Wege zu gehen. Das ist, glaube ich, bei
diesem Thema sehr schwierig, weil es gesell-
schaftliche Stimmungen erzeugt, die nicht hilfreich
sind.

(Beifall bei der SPD)

Das Ergebnis der Art und Weise, wie Sie vorge-
gangen sind, wird ja jetzt hier im Parlament sein,
dass sich in dieser Frage nichts andert. Es gibt
natirlich eine Wirkung, das ist der 6ffentliche Ein-
druck, dass die CDU mit allen Mitteln gegen die-
sen Misshrauch vorgehen will, fir die SPD orien-
tiert es sich an der VerhaltnismaRigkeit der Mittel.
Ich glaube, ehrlich gesagt, dass diese Aktivitat, so
wie Sie sie betrieben haben, dem Wahlkampf ge-
schuldet war und dass es ein typischer CDU-
Mechanismus gewesen ist, ohne eine fachliche
Einflgung gegen Schwachere eine Politik zuzu-
spitzen, genau mit der Zielsetzung, Uber eine sol-
che Polarisierung im Wahlkampf auch davon zu
profitieren.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Griinen - Abg. Frau Lemke-Schulte [SPD]: Aber
das ist nicht gelungen!)
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Richtig, Frau Lemke, das ist nicht gelungen, aber
der Versuch war dal!

Dann noch einmal etwas zu Bremerhaven, zu Wil-
fried Topfer! Ich bin sicher, dass Wilfried Topfer in
dieser Frage kein Uberzeugungstater ist, der die-
sen Schritt gewahlt hat, weil er der Meinung ist,
dass man das auf jeden Fall machen muss. Ich
vermute, dass er sich nicht gegen eine solche Sa-
che stellen wollte, weil er gemerkt hat, dass ein
sehr starker Druck Uber die Medien da entstanden
ist. Ich glaube aber auch, dass seine Entschei-
dung so gefallen ist, weil er der Meinung war,
dass ein solches Telefon auch keinen so grof3en
Schaden anrichtet, auch wenn es nicht viel nitzt.
Insofern glaube ich, dass die Entscheidung eher
S0 zu begrinden ist, also in der Abwagung der
Folgenlosigkeit auf der einen Seite und den prak-
tischen Erfolgen auf der anderen, denke ich, ist er
zu dieser Entscheidung gekommen. Ich halte es
jedenfalls fir richtig und gut, wie der Senat sich da
positioniert hat, und finde es sehr unterstiitzens-
wert, dass wir ein solches Telefon hier in Bremen
nicht einfihren. - Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bindnis 90/Die Grinen): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Hier im
Haus Konsens, und so ist auch die Rechtslage,
ist, dass, wer Sozialhilfe bezieht und Einnahmen
dariber hinaus erzielt, Geldgeschenke bekommt,
schwarz arbeitet und das nicht beim Sozialamt
angibt, ein Betrugsdelikt begeht, und ich denke,
es ist auch Konsens, dass das von den Sozialam-
tern verfolgt werden muss und dass bei gréReren
Summen Strafanzeige erstattet wird, bei kleineren
Summen wird die Ruckzahlung vereinbart. Das ist
hier Konsens und, ich denke, auch weit in der
Bremer Offentlichkeit. Man muss trotzdem sagen,
der Dissens geht darum, soll man dieses Be-
schwerdetelefon, wie die CDU fordert, einrichten,
ja oder nein. Die Grinen wollen das nicht, und ich
werde im Folgenden begriinden, warum nicht.

Es ist Fakt, dass es immer wieder vorkommt, dass
Sozialhilfeempfangerinnen und Sozialhilfeemp-
fanger, Einzelpersonen, Einnahmen nicht ange-
ben oder sich anderweitig nicht korrekt verhalten,
indem sie zum Beispiel einen Pkw fahren, obwohl
sie das nicht durften. Klar muss aber sein, dass
nicht allen Sozialhilfeempfangerinnen und Sozial-
hilfeempfangern das Halten eines Pkw verboten
ist, aber einem groRRen Teil, oder dass sie in ehe-
ahnlicher Gemeinschaft leben und trotzdem nicht
angeben, dass sie mit anderen zusammen wirt-

schaften und deshalb zu hohe Sozialhilfe bekom-
men.

(Vizeprasident Dr. Kuhn ubernimmt den Vorsitz.)

Der letzte Punkt, wie man sich Geld erschleichen
kann, das einem nicht zusteht, ist eben die hier in
Rede stehende Schwarzarbeit. All diese Punkte
sind Mdoglichkeiten einer Minderheit, einer kleinen
Gruppe von Sozialhilfeempfangerinnen und Sozi-
alhilfeempfangern, sich Leistungen zu verschaf-
fen, die ihr nicht zustehen. Das ist nicht in Ord-
nung, und, wie gesagt, bei grobem Vorsatz sind
auch die Grlunen dafir, dass da Strafanzeige &a-
stattet wird.

Jetzt muss man sich die andere Seite anschauen,
namlich wie sind die Kontrollen bei den Sozialhil-
feempfangerinnen und  Sozialhilfeempféangern
durch die Sozialamter? Als Erstes ist es so, wer
Sozialhilfe beantragt, muss unterschreiben, dass
samtliche Einnahmen angegeben werden, dass er
oder sie korrekte Angaben Uber die Lebenssituati-
on gemacht hat und dass er oder sie melden wird,
wenn Einnahmen erzielt werden beziehungsweise
sich die Lebenssituation andert. Ich gehe davon
aus, dass Leute sich an die Spielregeln halten, so
wie man das von allen anderen Burgerinnen und
Birgern auch erwartet und wie man ihnen auch
vertraut.

Sozialhilfebezieherinnen und -bezieher missen
regelmaflig beim Sozialamt vorsprechen, sie
missen Antrage, wenn sie welche auf einmalige
Beihilfen stellen, sagen wir einmal, sie brauchen
einen neuen Fernseher oder eine neue Gardine,
diese Antrage begriinden, sie missen Hausbesu-
che zulassen, die nicht nur schauen, ob das, was
sie beantragt haben, auch berechtigterweise he-
antragt worden ist, sondern die zum Beispiel auch
sehr personliche Dinge wie die Frage, in welcher
Lebensgemeinschaft lebe ich eigentlich, kontrollie-
ren. Das ist die vorgesehene Kontrolle von Sozi-
alhilfebeziehern, und die Griinen sind der Mei-
nung, dass die Anzahl der Personen, die sich
trotzdem Leistungen verschaffen, die ihnen nicht
zustehen, sehr gering ist und dass deshalb, we-
gen der geringen Dimension dieses Problems,
das von lhnen vorgeschlagene Telefon vollkom-
men Uberdimensioniert ist und auch aus einer fal-
schen Denkrichtung erfolgt, die wir nicht gern wn-
terstitzen wollen.

An der Antwort des Senats hat mich ein bisschen
gestort, dass vor allem mit dem Kostenargument,
das hat Herr Oppermann meiner Meinung nach
nicht zu Unrecht kritisiert, agiert wird, weil da ge-
sagt wird, dieses Sozialhilfebeschwerdetelefon ist
so teuer, und deshalb machen wir das nicht. Ich
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wirde einmal sagen, wenn ich der Uberzeugung
ware, dass es sich wirklich um ein gravierendes
Problem handeln wiirde, und ich auch glaube,
dass der gesellschaftliche Zweck, den man damit
erzielt, richtig ist, dann wirde ich dieses Kosten-
argument nicht zu Rate ziehen und das auch nicht
benutzen, sondern wirde einfach sagen, aus n-
haltlichen Grunden will ich das nicht. Die Grinen
wollen dieses Telefon nicht wegen der Kosten
nicht, sondern wir wollen es nicht, weil damit ge-
gen eine Personengruppe, die nun weil3 Gott hier
nicht als privilegiert bezeichnet werden kann, eine
Stimmung erzeugt wird. Das ist der Grund, warum
wir das nicht wollen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Das ist ubrigens auch Absicht der CDU. Fur Sie
ist dieses Beschwerdetelefon ein Symbol, als sol-
ches wird das von lhnen auch gehandelt, und
dann muss man auch so damit umgehen. Dieses
Symbol wollen wir nicht setzen. Wir sind nicht der
Meinung, dass das mafvoll ist. Wir glauben, dass
es die Einheit der Gesellschaft nicht fordert, wir
glauben, dass es die Solidaritat mit Schwacheren
eher gefahrdet. Wir wollen mit dieser Art des Um-
gangs mit dem Problem nichts zu tun haben.

Ihre Frage, warum das Schwarzarbeitstelefon in
Ordnung ist, fur die Griinen auch, und das Sozial-
hilfeempfangertelefon nicht, will ich Ihnen gern
noch einmal beantworten, Herr Oppermann: Beim
Schwarzarbeitstelefon, Herr Oppermann, geht es
um eine Handlung, die Personen begehen als
Schwarzarbeitende oder auch als Arbeitgeber von
Schwarzarbeit, und es kénnen alle moglichen
Personen Schwarzarbeit begehen, Arbeitslose,
Sozialhilfeempfanger, aber auch Abgeordnete und
Handwerksmeister und Leute in allen moglichen
Betrieben begehen oder nehmen Schwarzarbeit in
Anspruch, und die Rechtslage, an wen man sich
da wendet, ist vollkommen unubersichtlich. Es
handelt sich um eine Tat, bei der nicht jede Blrge-
rin und jeder Blrger weil3, wenn er das anzeigen
mdchte, an wen er sich wenden soll und wo es
sinnvoll ist, das gesellschaftlich zu achten, aber
bei der nicht eine bestimmte Personengruppe,
und das ist der Unterschied zum Sozialhilfetele-
fon, die es in der Gesellschaft nicht gerade le-
sonders leicht hat, eher in einen Pauschalver-
dacht gerat, was wir nicht wollen. Das ist der
Unterschied zwischen diesen beiden Telefonen.

Im Ubrigen ist es auch so, dass bei dem
Schwarzarbeitstelefon eine ganze Menge Anrufe
eingehen, die auf die Schwarzarbeit von Sozialhil-
feempfangerinnen und Sozialhilfeempfanger hin-
weisen, und deshalb ist aus unserer Sicht das von
Ihnen vorgeschlagene Telefon auch Uberflussig,
weil es dieses Problem einfach abdeckt.

Ich will gern darauf hinweisen, dass die Griinen in
der Sozialhilfe andere Schwerpunkte setzen als
die CDU. Die Arbeitnehmerkammer hat eine Bro-
schire ,Armut in Bremen“ kirzlich veroffentlicht
und weist noch einmal auf die neuesten Zahlen in
Bremen hin. Bremen hat fast 50.000 Sozialhil-
feempfangerinnen und Sozialhilfeempféanger, d-
von sind 37 Prozent Kinder. Haben Sie einmal
dariiber nachgedacht, in welchem Zusammen-
hang das mit dem von hnen geforderten Telefon
steht? 37 Prozent Kinder und Jugendliche unter
18 Jahren, zirka zehn Prozent der Personen sind
erwerbstatig und erhalten ergéanzende Sozialhilfe,
weitere 20 Prozent sind kurzfristig im Sozialhilie-
bezug, also missen eine Trennung oder eine aku-
te Notlage mit der Sozialhilfe Uberbriicken, weitere
20 Prozent sind erwerbsunfahig. Diese ganze
Gruppe wird durch das von Ihnen geforderte Tele-
fon in der Offentlichkeit als eine Gruppe darge-
stellt, die in besonderer Art und Weise Betrug be-
geht, und das ist aus unserer Sicht einfach nicht
Zu vertreten.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Eine gesamte Gruppe wird in den Pauschalver-
dacht gesetzt, Missbrauch zu begehen, und das
sollten Sie einfach lassen. Es geht nicht um die
Beurteilung, ist etwas strafbar oder nicht, es geht
darum, welche Schwerpunkte man setzt und wel-
che Symbole. Dann will ich Ihnen sagen, welche
Schwerpunkte und welche Symbole die Griinen in
Bremen gern gesetzt hatten!

In Berlin gibt es eine Kampagne der Wohlfahrts-
verbande, die heit ,Fehlt lThnen was?“. Diese
Wohlfahrtsverbande weisen darauf hin, dass die
verschamte Armut auch in GroRRstadten mit einem
guten Sozialhilfeberatungsangebot ein giganti-
sches Problem ist. Dort tun sich Wohlfahrtsver-
bande zusammen und beraten die Leute und ma-
chen ihnen Mut, ihre Rechtsanspriiche in An-
spruch zu nehmen. Das ist das Problem der Sozi-
alhilfe und nicht dreieinhalb Leute, die Sie noch
Uber ein Sozialtelefon erbeuten, die dann nicht er-
zahlt haben, dass sie irgendwo 20 DM bekommen
haben, weil sie jemandem den Rasen gemaht ha-
ben!

Die verschamte Armut ist in allen Grof3stadten das
zentrale Problem, und das ist der sozialpolitische
Schwerpunkt, weil wir alle, auch in einem Bundes-
land mit schlimmer Haushaltsnotlage, ein origin&-
res Interesse daran haben muissen, dass Leute ih-
re Anspriche realisieren, dass sie zum Sozialamt
gehen, dass sie sich nicht schamen, Sozialhilfe zu
beziehen, dass sie Vertrauen haben, dass ihnen
geholfen wird und dass sie nicht in Misskredit ge-
bracht werden.
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Bei dem Problem der verschdmten Armut wird
immer gern so getan, als hatte das mit Bremen
nichts zu tun. Ich habe mit gro3er, mit sehr groRRer
Freude aus der Deputationsvorlage vom 28. Au-
gust 2002, da geht es um die Kostenkalkulation,
wie viel Geld bekommt Bremen eigentlich, wenn
die pauschale Grundsicherung fur Erwerbsgemin-
derte und Alte eingefuihrt wird, gelesen, ich zitiere
mit Erlaubnis des Préasidenten, dass bei der Kal-
kulation angenommen wird eine Dunkelziffer, und
dann steht dahinter, Sternchen: ,Die so genannte
Dunkelziffer wegen verschamter Armut“, wir reden
Uber Bremen, ,wird auf 33 Prozent bis 50 Prozent
geschatzt.”

Herr Oppermann, das sind lohnende Schwerpunk-
te fur Sozialpolitik, Leuten Mut machen und zei-
gen, dass sie Rechtsanspriiche haben, und so &-
ne Kampagne, wenn es die in Bremen geben
wirde, ich glaube nicht, dass Parteien das ma-
chen sollten, das ist viel zu besetzt, aber wenn
hier Wohlfahrtsverbande und Interessenverbénde
so eine Kampagne machen wirden wie in Berlin
.Fehlt Ihnen was?“, dann wirde ich mich total
freuen, denn das ist der richtige sozialpolitische
Schwerpunkt.

Zur Pauschalierung werde ich mich noch einmal
melden, wenn Sie das begriindet haben, denn es
geht mir so wie Herrn Pietrzok, das sind zwei Paar
Schuhe, der Zusammenhang ist nur schwierig
herzustellen. Ich werde auf Ihren Redebeitrag zur
Pauschalierung dann noch einmal etwas Eigenes
erwidern.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als Nachster hat das
Wort der Abgeordnete Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Préasi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Linnert, ich
habe an keiner Stelle meiner Rede einem Pau-
schalverdacht gegen Sozialhilfebezieher das Wort
geredet.

(Beifall bei der CDU)

Ich weise das auch zuriick, und wenn ich so -
was sage, meine ich das auch so!

Herr Pietrzok, Sie haben das Telefon in Bremer-
haven sinnvoll genannt, nein, sinnvoll nicht, aber
Sie haben gesagt, das kann man vielleicht vertre-
ten, und das gegen Schwarzarbeit kann man ver-
treten. Warum dann nicht auch ein Telefon gegen
Sozialhilfebetrug? Das ist mir immer noch nicht
klar geworden aus hrem Beitrag. Wissen Sie, es
gibt den Punkt férdern und fordern, da muss man

dann aber auch konsequent sein. Wir haben wirk-
lich kein Geld zu verschenken!

Zum Datenabgleich haben Sie auch nicht genau
zugehort. Ich habe sehr wohl gesagt, dass wir
schon in der letzten Legislaturperiode Datenab-
gleich gemacht haben mit riickgangigen Aufkla-
rungsquoten, das habe ich selbst gesagt, weil der
Datenabgleich erfolgreich ist. Hamburg macht ihn
erst seit jetzt, und Hamburg hat bei seinem ersten
Datenabgleich festgestellt, 2,4 Prozent all derer,
die in die Datei hineinkamen, hatten sich einen
Vorteil erschlichen in Hohe von 4,5 Millionen Euro
in Hamburg.

Das kann man auf Bremen nur bedingt umrech-
nen. Wir machen bereits erfolgreich Datenab-
gleich, das habe ich hier gesagt. Machen Sie mir
da keinen Vorwurfl Wir nutzen die Instrumente
aus, weil wir uns da nicht unterscheiden. Sie wol-
len gegen Betrug vorgehen und wir auch, nur in
Nuancen ist es vielleicht ein bisschen anders. Ich
will doch nicht gegen eine Gruppe vorgehen, son-
dern die CDU will gegen Betrug und gegen Betri-
ger vorgehen. Sogar das Telefon scheint fir Sie
ein rotes Tuch zu sein, und das habe ich jetzt ver-
standen. Das war mir vorher noch nicht so deut-
lich, und es ist auch nicht so deutlich, warum das
im Senat so ein rotes Tuch ist.

Die Pauschalierung ist wirklich nicht so ohne wei-
teres damit zu verbinden, aber ich wollte keine
andere Anfrage stellen. Die CDU-Fraktion ist dem
Senat dankbar, dass er einer weiteren Pauscha-
lierung von Sozialhilfe nicht ablehnend gegenu-
bersteht, sondern aufgeschlossen. Wiederum
nicht verstehen kann man dann, dass der Senat
keine eigenen Anstalten macht, in Bremen weiter-
fuhrende Versuche zu fahren. Normalerweise lernt
man aus Dingen, die man selbst macht, mehr als
aus Berichten. Das zeigt auch die Lebenserfah-
rung, dass das so ist.

Eigentlich war ich bei der Erstellung der Anfrage
davon ausgegangen, im Land Sachsen ware man
weiter, als die Antwort des Senats jetzt erkennen
lasst. Meine Informationen waren da vielleicht
nicht so ganz richtig, vielleicht bin ich auch
Falschmeldungen aufgesessen, das kann auch
passieren. Deswegen habe ich mich auf das Land
Sachsen bezogen, das muss ich einmal heraus-
finden.

Eine erneute Debatte Uber Pauschalierung von
Sozialleistungen hélt die CDU-Fraktion in dieser
Situation dennoch fir wichtig. Meine Damen und
Herren, die Sozialzentren stehen vor einer enor-
men Bewahrungsprobe. Hier und in dieser Situati-
on ist es fur uns Christdemokraten besonders
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wichtig, dass so viele personliche Kontakte wie
nur eben moglich zwischen Sachbearbeiterin und
Sachbearbeiter und Kunde entstehen, Kontakte,
bei denen die vorhandenen Qualifikationen der
Hilfeempfanger erforscht werden, Kontakte, durch
die nach Mdglichkeiten gesucht wird, diese Fahig-
keiten aufzufrischen oder zu verbessern, Kontak-
te, bei denen nach Ausgangen aus der Sozialhilfe
gesucht wird, Kontakte, bei denen dieser Ausstieg
erfolgreich gegangen wird.

Den Erfolg der Sozialzentren werden wir ohne
Zweifel daran bemessen, wie vielen Menschen die
Fallmanager in den Sozialzentren den Weg ai-
rick in den ersten oder zweiten Arbeitsmarkt aus
der Hilfe heraus geebnet haben, meine Damen
und Herren. Der Kontakt sollte nicht dazu dienen
festzustellen, ob der Kunde noch einen Topf oder
eine Wolldecke mehr bendtigt. Dazu ist uns die
Arbeitskraft der Fallmanager viel zu schade. Um
einmal kurz auf lhre Beispiele einzugehen, nicht
nur alte Frauen und Manner, auch junge Men-
schen bekommen Sozialhilfe.

(Beifall bei der CDU)

Eine Renovierungs- oder Haushaltspauschale
ahnlich der Bekleidungspauschale konnte in je-
dem Fall bei den Beratern Zeit freischaufeln, um
wichtige, weil ausstiegsorientierte Dinge, mit dem
Kunden, dem Klientel zu beraten. In der Arbeit im
Widerspruchsausschuss kommt man doch ins
Gribeln, wenn man Uber Widerspriiche bei Haus-
haltsgegenstanden, manchmal ist es eben einfach
diese Bratpfanne, zwei Jahre nach Antragstellung
entscheiden soll. Solche Dinge sind doch beinahe
abwegig. Damit wird ein hochrangiges Gremium
beschaftigt, es werden Aktenberge gewalzt, wer-
den Akten von hier nach da gebracht, um dann
nach zwei Jahren festzustellen, dieser Antrag auf
eine Pfanne oder Wolldecke ist rechtens oder
nicht rechtens gewesen. Das verstehe ich nicht
mehr.

(Beifall bei der CDU)

Wir Christdemokraten meinen, damit muisste so
schnell wie mdglich Schluss gemacht werden.
Das ist noch die alte Einstellung des Verwaltens
der Hilfebezieher und hat mit férdern und fordern
nicht viel gemeinsam.

(Beifall bei der CDU)

Natlrlich werden nicht alle Hilfebezieher mit einer
Pauschale zurechtkommen, vollig klar. Dariber
sind wir uns im Klaren, aber die Mehrzahl der Fa-
milien ist auch nur kurzzeitig in Hilfe und wird es
konnen. Bei den anderen muss eben wie bei der

HLU-Zahlung das jetzige System weitergefiihrt
werden.

Meine Damen und Herren, denen, die es kénnen,
sollten wir auch etwas zutrauen. Diese Menschen
miussten nicht von vorn bis hinten verwaltet wer-
den. Wir nehmen ihnen damit auch zunehmend
die Fahigkeit, Eigenverantwortung zu Uberneh-
men, und gliicklicherweise ist der Aufenthalt im
Bereich des Bundessozialhilfegesetzes fiir die
meisten Betroffenen nur ein Teil ihres Lebensab-
schnitts, glicklicherweise!

Ich finde, wir haben gar nicht das Recht, den Be-
troffenen die Dispositionsfreiheit auf Dauer zu
nehmen oder flr die Zeit, in der sie in diesem Hil-
fegebilde sind. Moglicherweise kann eine Pau-
schalierung dazu fuhren, dass es in einzelnen Fal-
len teurer wird, das ist mir klar. Wenn es Defizite
gibt, wenn bei Hausbesuchen festgestellt wird,
dass dort wirklich notwendige Dinge des taglichen
Lebens fehlen, dann habe ich das von dieser Stel-
le auch schon gesagt, dann bin ich dafir, dass der
Sachbearbeiter, der diesen Hausbesuch macht,
das aufschreibt und dass dem abgeholfen wird,
das ist vollig klar.

Bemuhungen, Menschen aus der Sozialhilfe wie-
der in den Arbeitsmarkt zuriickzubringen, sie wie-
der zu Einzahlern in das Sozialsystem zu machen,
diese Bemuhungen werden den fiskalischen Ver-
lust, der vielleicht durch die eine oder andere h-
here Leistung entsteht, mit Sicherheit wieder
wettmachen, wenn wir mehr Einzahler in das so-
ziale System haben. Dann verspreche ich mir da-
von auch eine andere Atmosphare in den Sozial-
zentren, wenn der Sachbearbeiter da eine Le-
bensplanung fir einen Menschen machen soll,
sich mit ihm nicht Gber Topf und Pfanne unterhal-
ten muss, sondern dartber unterhalten kann, zeit-
lich und unbefristet, wie er ihn in ein anderes Ge-
bilde, nédmlich in den Arbeitsmarkt, bekommen
kann.

(Beifall bei der CDU)

Wir Christdemokraten wollen, dass ,Férdern und
Fordern® fur beide Seiten, das Amt und den Kun-
den, den Hilfebezieher, ein erfolgreiches Modell
wird, das sich verfestigt. Dazu gehort nach christ-
lichem Lebensbild dann auch das Foérdern der
durchgéangigen, eigenstandigen Lebensfihrung
von Menschen, die vortbergehend durch das
BSHG und seine Erganzungen betroffen sind. Alle
Modellvorhaben, die in der Republik gefahren
werden, enden am 31.12.2004. Das hort sich
noch lange an, aber das ist es nicht mehr. Die
Auswertung wird dann einige Zeit in Anspruch
nehmen, und wie immer werden die Ergebnisse
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der Auswertung dann von zwei Seiten unter-
schiedlich gesehen und bewertet.

Schade, wir hatten das alles schon lieber zeitiger
vollzogen, ubrigens kdme lhnen das auch entge-
gen, Frau Linnert, bei einer Pauschale kénnen die
Leute ja eher Mangelbedarf abdecken, als wenn
sie Antrage stellen missen. Sie missen da nicht
fur alles hinlaufen, sondern sie bekommen ihre
Mittel pauschal zugestellt und kénnen sich dann
entscheiden, welches von den Dingen, die sie
dringend brauchen, sie zunachst anschaffen wol-
len.

(Beifall bei der CDU)

In das neue Motto ,Foérdern und Fordern®, und in
die Arbeit der Sozialzentren wiirde dies gut pas-
sen. So trgsten wir uns damit, eigentlich méchte
der Senat, aber eigentlich mdchte er auch keinen
eigenen Versuch starten, auf die Bewertung mis-
sen wir dann leider noch eine Legislaturperiode
warten. - Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als Néachste erhalt das
Wort die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bundnis 90/Die Grunen): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Jetzt will ich
kurz zur Pauschalierung hier etwas sagen. Viel-
leicht darf ich noch darauf hinweisen, dass es die
Grinen mit ihren Vorschlagen der Einfihrung &-
ner bedarfsorientierten Grundsicherung gewesen
sind, die sehr weitgehend soziale Hilfen pauscha-
lieren wollten. Vielleicht habe ich deshalb auch
besonders viel Hintergrund, um dartber zu reden,
wo die Vorteile, aber auch die Grenzen und Risi-
ken einer weitgehenden Pauschalierung sozialer
Leistungen sind, weil es bei den Griinen eine sehr
lange und kontroverse Diskussion dariber gibt,
wie weit kann man das eigentlich mit der Pau-
schalierung von Sozialleistungen treiben.

Richtig ist, dass bei einer weitergehenden Pau-
schalierung der Verwaltungsaufwand sinkt, richtig
ist auch, dass von den Hilfeempfangern es selbst
oft als sehr angenehm erlebt wird, wenn sie nicht
wegen einzelner Dinge - Ihr Beispiel mit der Brat-
pfanne bestreite ich, denn sie ist namlich im Re-
gelsatz, Anschaffungen kleinerer Haushaltsgegen-
stande, enthalten -, aber wenn sie nicht wegen je-
des Mobelstliicks zum Sozialamt gehen mussen.
Deshalb kann man sich nattrlich Giberlegen, dass
es da fur eine weitergehende Pauschalierung
auch viele gute Argumente gibt.

Was man aber gleichzeitig vorfindet, ist erstens
eine Rechtslage, die davon spricht, dass die Sozi-

alhilfe, so wie sie heute ist, vielleicht &ndert sich
das ja, ich hoffe nicht, einen Bedarf decken soll,
und der Bedarf der Menschen ist nicht in jeder
Lebenslage und jeder Altersstufe immer gleich.
Das heift, um Bedarfsdeckung zu betreiben,
muss man einen Weg finden, wie man neben
dem, was es jetzt schon pauschal gibt, den Leu-
ten trotzdem die Mdglichkeit gibt, sagen wir ein-
mal, jemand ist vollkommen abgebrannt, weiterhin
Antrage stellen zu kénnen. Die Grundausstattung
fur diese Wohnung ist nicht in irgendeiner Pau-
schale aufzufangen.

Die Bedarfsdeckung steht im Gesetz und die Ein-
zelfallhilfe. Das Sozialamt ist gehalten, bei jedem
einzelnen Hilfeempfanger zu schauen, das ist
nicht in vielen Fallen erforderlich, aber es gibt
Menschen, die haben eine spezielle Lebenslage,
und da ist das Sozialamt gehalten, genau zu
schauen, was der Einzelne braucht. Es muss
auch flexibel sein, zum Beispiel jemandem einen
Notenstander zu bewilligen, weil jemand musi-
ziert. Das aber ist auch in der Pauschalierungs-
diskussion so einfach nicht zu bewerkstelligen.

Ilhre Kritik, Herr Oppermann, dass ja Bremen da
Uberhaupt nichts tut, verstehe ich Gberhaupt nicht!
Fast die gesamte Sozialhilfe ist pauschaliert. Der
Sozialhilferegelsatz ist eine Pauschalierung des
ihm zugrunde liegenden - lang, lang ist es her! -
Warenkorbs, der einmal aus Linsen, Reis, Kartof-
feln, Streichhdlzern und irgendwie Bruchteilen von
neuen Gluhlampen bestand. Der Regelsatz ist -
ne Pauschale. Die Bekleidung in Bremen ist eine
Pauschale, auch die Bekleidung fiir besondere
Anlasse wie Hochzeit, Konfirmation oder Trauer-
falle. Der Erndhrungsmehrbedarf wegen besonde-
rer Krankheiten ist eine Pauschale. Die Weih-
nachtsbeihilfe ist eine Pauschale.

Ich weil’ nicht sozusagen, was StoRrichtung lhres
Begehrens ist. Dann sagen Sie doch Her ex ca-
thedra, welche Bereiche der Sozialhilfe in Bremen
pauschaliert werden sollen, dann kann man sich
damit auch auseinander setzen! Aber allgemein
zu fordern, es soll mehr pauschaliert werden,
dann will ich wissen, welche Bereiche das sein
sollen!

Was nicht pauschaliert ist in Bremen, da sage ich
Ihnen auch, Gott sei Dank noch nicht, und ich hof-
fe, dass man das auch verhindern kann, das sind
die Wohnkosten, denn es ist dermaf3en zuféllig,
ob jemand in einer Wohnung lebt, wo der Qua-
dratmeter zwolf, 14, 16 oder 18 DM, neun Euro,
also die Halfte davon, kostet, und die Leute kon-
nen das auch nur sehr begrenzt gestalten. Des-
halb ist es nicht richtig, die Wohnkosten zu pau-
schalieren, das ist meine ganz feste Uberzeu-
gung, sondern wir werden weiter, wenn die Sozi-
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alhilfe nicht Gber Gebuhr steigen soll, um alle Not-
lagen da aufzufangen, die sich ergeben, wenn je-
mand eine besonders teure Wohnung hat, die
Wohnkosten spezifisch bewilligen missen, ohne
dass es da die Mdoglichkeit der Pauschalierung
gibt. Wenn Sie das richt wollen, dann sagen Sie
das, damit kann man sich dann auseinander set-
zen, aber diese pauschale Keule, es muss mehr
pauschaliert werden, geht nicht!

Dann reden wir tUber den Rest von Sachen, die
heute noch nicht pauschaliert sind. Das ist, wenn
man ein neues Bett braucht, Gardinen, einen
Fernseher, einen Kuhlschrank oder eine neue
Matratze. Das alles ist nicht pauschaliert. Wenn
Sozialhilfeempfangerinnen oder -empfanger das
brauchen, dann gehen sie zum Sozialamt und be-
antragen das. Diese langerlebigen Gebrauchsge-
genstande zu pauschalieren ist ein grofl3es Prob-
lem, denn das heif3t n&mlich, dass man die Men-
schen dazu anhalten muss, Sparguthaben zu bil-
den. Sozialhilfeempfanger bilden Sparguthaben
fur Gardinen, die es vielleicht alle 15 Jahre neu
gibt, fur den Kuhlschrank, den es alle zwélf Jahre
neu gibt, fir den Fernseher, den es alle zehn Jah-
re neu gibt. Heute ist die Rechtslage aber, dass
man nur 1000 DM Sparguthaben haben darf.

Da muss man sich dann irgendwann entscheiden,
entweder sollen Sozialhilfeempfanger groRere
Spatguthaben anlegen, wobei wir ja hoffen, dass
dauerhafter Bezug sowieso eher die Ausnahme
ist, wir wollen ja, dass die Leute nach kurzer Zeit
da wieder heraus sind, oder wir miissen weiter in
den sauren Apfel beiBen, Sozialhilfeempfanger
und Verwaltung, dass jemand wegen einer Gardi-
ne extra in das Sozialamt kommt. Ich weil3, wel-
chen Weg ich fir sinnvoller halte, denn das ande-
re ist ehrlich gesagt ziemlicher Schwachsinn, da
Uberall grolRere Guthaben anzulegen, zumal Sozi-
alhilfeempfénger ja haufig auch gar keine Konten
mehr bekommen bei unserem hervorragenden
Sparkassensystem. Aber gut, das ist ein neues
Problem!

Wenn Sie Gebrauchsgegenstande mit hoher
Gebrauchsdauer pauschalieren, dann missen Sie
héhere Sparquoten bei Sozialhilfeempfangerinnen
und Sozialhilfeempféangern zulassen. Die Forde-
rung erhebt hier keiner, und deshalb Uberdenken
Sie Ihre Uberlegung mit der Pauschalierung! Das
hort sich irgendwie toll an, scheitert aber an der
Praxis. Damit missen Sie sich einmal auseinan-
der setzen, und dann kann man einmal sehen,
dass diese so tolle Idee in der Praxis einfach
nichts taugt. Man kann deshalb zwar weiter Uber
Verwaltungsvereinfachungen nachdenken, aber
hier Pauschalen fir Matratzen, Kihlschranke und
Fernseher auszuschitten ist auch aus haushalts-

politischen Griinden in Bremen, ehrlich gesagt,
ziemlicher Nonsens.

(Beifall beim Buindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als N&chste erhalt das
Wort Frau Senatorin Ropke.

Senatorin Ropke: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Ich freue mich zundchst einmal, dass
wir uns alle dariiber einig sind, dass wir feststel-
len, dass Menschen, die unserer Hilfe bedurfen,
auch einen entsprechenden Anspruch haben und
dass dieser Anspruch erfillt werden muss ent-
sprechend der Rechtslage. Wir sind uns auch
dartiber einig, dass wir Missbrauch nicht hinneh-
men wollen und Missbrauch angehen wollen. Wir
sind uns darlber nur nicht einig, mit welchen Mit-
teln wir da vorgehen.

Aber ich glaube, Herr Oppermann, wenn Sie fest-
stellen, dass Ihr VorstoR im Sommer auch in Tei-
len des Senats groBe Aufregung hervorgerufen
hat, also, mich kénnen Sie damit nicht meinen.
Wir haben es uns ganz in Ruhe angeschaut, was
Sie vorgeschlagen haben, wir haben uns auch in
Ruhe angeschaut, was die Stadt Bremerhaven
eingeleitet hat, wir haben beim Stadtetag eine
Umfrage gemacht ad hoc und haben festgestellt,
dass wir mit unserer Entscheidung, ein solches
Telefon nicht einrichten zu wollen, weil wir es nicht
fur notig halten, nicht allein stehen, sondern die
Stadte, die wir abgefragt haben, haben ebenfalls
ein solches Telefon nicht. Das hat auch seine
Grinde. Die Griunde will ich Ihnen gern auch noch
einmal darlegen, warum ich zu dieser Auffassung
gekommen bin, dass wir eine Hotline nicht brau-
chen.

Der erste Grund liegt darin, dass wir jetzt schon
viele Hinweise von Birgerinnen und Burgern e-
halten Uber die Sozialzentren, Uber die Birgerbe-
auftragen beim Amt fur Soziale Dienste, auch in
der senatorischen Behdrde, und auch bei mir
kommen Hinweise an. Diesen Hinweisen wird
nachgegangen. Diese Hinweise haben gegebe-
nenfalls, wenn etwas an den Vorwirfen daran ist,
Konsequenzen. Die Birgerinnen und Biirger - das
ist mein fester Eindruck - wissen also, an wen sie
sich wenden sollen, wenn sie den Verdacht ta-
ben, dass Missbrauch betrieben wird. Daher halte
ich eine eigene Stelle fur Sozialmissbrauch, eine
Hotline, fur nicht erforderlich.

(Beifall bei der SPD)

Die Verwaltung nutzt im Ubrigen die Mdglichkei-
ten, die ihr zur Verfliigung stehen, um den Miss-
brauch aufzudecken. Es ist schon genannt wor-
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den, ich will es aber trotzdem noch einmal sagen.
Es werden Hausbesuche durchgefuhrt durch
Sachbearbeiterinnen der Sozialhilfe. Da ist das
Beispiel mit den Gardinen oder mit dem Kuhl-
schrank oder mit dem Fernseher genannt worden,
und diese Hausbesuche sind auch sehr effektiv,
und ich bin sehr da hinterher, dass wir sie weiter
ausdehnen.

Ich bin jetzt mit dem Amt fir Soziale Dienste im
Gespréach, dass wir weiter die Hausbesuche aus-
dehnen, damit wir da genau ansetzen, denn das
bringt etwas. Wir machen schon seit langerem
den Datenabgleich. Sie haben es gesagt, Ham-
burg hat es jetzt erst zum ersten Mal gemacht und
hat eine Quote von 2,4 Prozent Missbrauch fest-
gestellt, wobei auch meine Kollegin in Hamburg
eingerdumt hat, dass viele Falle eben dabei sind,
in denen der Missbrauch bei 50 Euro oder so liegt,
also nicht der Rede wert ist.

Das heil3t, es wird in der Bevolkerung haufig tber-
schéatzt, was an Missbrauchsféllen tatsachlich e-
levant ist. Dieser Datenabgleich wird von uns kon-
sequent weiterverfolgt, und ich habe auch Wert
darauf gelegt, dass wir den Abgleich fir das Kfz
machen. Das werden wir jetzt angehen. Sie haben
gefragt, wann das soweit ist, wir sind im Moment
noch dabei, das vorzubereiten, aber auf jeden Fall
wird es stattfinden. Wir werden diese Uberpriifun-
gen dann auch weiter systematisch fortfihren.

Man muss aber wissen, auch solche Uberpriifun-
gen, Datenabgleiche kosten ja auch Geld, die sind
ja nicht for nothing zu haben. Dieser Datenab-
gleich fir Kfz kostet zum Beispiel rund gerechnet
10.000 Euro. Wir werden dann uns Uber die Erfah-
rungen noch einmal austauschen. Ich halte von
solchen Abgleichen viel mehr als von einem sol-
chen Telefon, denn die Abgleiche sind systema-
tisch und effektiver.

(Beifall bei der SPD)

Ein Telefon kann natirlich nur zufallig Missbrau-
che aufdecken, weil zufallig Menschen meinen,
sie kénnten etwas feststellen, es ist keine Syste-
matik darin. Deshalb halte ich es auch nicht fur
sinnvoll, ganz abgesehen davon, dass ich eben-
falls befirchte, dass wir durch ein solches Tele-
fon, durch einen gezielten Aufruf, Sozialhilfemiss-
brauch zu melden, tatsachlich so eine Art Klima
schaffen, dass wir insgesamt die Klientel der So-
zialhilfeempfanger in ein bestimmtes negatives
Image bringen. Daran ist mir wirklich nicht gele-
gen, weil, das ist hier auch schon gesagt worden,
wir in der Tat das Problem der verschamten Armut
haben.

Wir wollen doch gerade durch die Sozialzentren
davon wegkommen, dass wir Sozialamter stigma-
tisieren, sondern wir wollen dahin kommen, dass
Sozialzentren, Sie haben das doch eben auch in
Ihrem zweiten Teil durchaus noch einmal hervor-
gehoben, Herr Oppermann, im Stadtteil eine An-
laufstelle sind fur die Burgerinnen und Burger und
auch die immer wieder hier schon erwahnte &ltere
Dame, die eigentlich einen Anspruch hat auf So-
zialhilfe, Stichwort verschamte Armut, dahin ge-
hen mag, sich traut, dahin zu gehen, und ihren
Anspruch auch wahrnimmt, daran ist mit sehr ge-
legen. Ich beflrchte einfach, dass wir durch ein
solches Telefon ein vollig kontraproduktives Klima
schaffen wirden. Deswegen bin ich auch dage-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Die Kosten spielen eine Rolle, das ist ein Punkt,
aber der ist fir mich auch nicht entscheidend. Den
mochte ich hier auch nicht hervorheben. Anders
sehe ich das bei der Schwarzarbeit. Da brauchen
wir ein Telefon, weil Schwarzarbeit, das hat Frau
Linnert schon gesagt, das geht auch aus unserer
Antwort sehr dezidiert hervor, eben nicht so klar
zu orten ist fir den Blrger, wenn er meint, es ist
Schwarzarbeit von ihm beobachtet worden, er
misste es melden. Wo soll er anrufen? Es gibt
verschiedene Stellen, die sich damit beschéftigen,
nicht nur ein Ressort. Es sind in verschiedenen
Ressorts die Stellen zustéandig, daher das groRRe
Problem, dass keine zielgerichtete Weiterleitung
von Anrufen erfolgt und der Birger eben auch
keinen Ansprechpartner direkt erkennbar hat.

Deswegen brauchen wir in erster Linie dort eine
Koordinierung, und diese Koordinierung leistet
eben dieses Birgertelefon! Bei diesem Birgerte-
lefon Schwarzarbeit laufen im Ubrigen ja auch die
Hinweise auf, wenn Sozialhileempfanger ver-
dachtigt werden, Schwarzarbeit zu machen. Inso-
fern gibt es da auch wieder eine Abgleichméglich-
keit, was den Sozialhilfeempfanger betrifft. Also,
an der Stelle halte ich es fir notwendig, und es
zeigt auch die Praxis, dass es sich da gut le-
wahrt, deswegen brauchen wir fur die Schwarzar-
beit ein solches Telefon.

Stichwort Pauschalierung! Sie haben es eben
schon selbst ausgefiihrt, Herr Oppermann, lhre
Erwartung, dass in Sachsen schon konkrete E-
fahrungen vorliegen, haben wir leider nicht fest-
stellen kénnen. Ich bin aber, das ergibt sich aus
der Antwort des Senats, durchaus aufgeschlos-
sen, was solche Modellversuche betrifft. Aller-
dings mussen wir nicht in Bremen, wir haben ja so
eine Kultur von Modellversuchen in Bremen, uns
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auf jedem Feld mit Modellversuchen profilieren,
weil mir daran gelegen ist, dass wir diesen Her-
ausforderungen, die wir mit den Sozialzentren
zurzeit auf die Beine gestellt haben, die jetzt erst
seit einem Jahr arbeiten und noch grof3e Proble-
me haben, ich sage nur, Raumproblem, nicht
noch mehr zumuten und ich die Sozialzentrenbil-
dung nicht noch durch Modellversuche zusatzlich
belasten méchte. Wir haben schon genug damit
Zu tun, dass sich das jetzt etabliert, dass sie sich
vor Ort in Teambildung finden und dass wir, was
ich eingangs gesagt habe, die Kapazitat dann lie-
ber verstarkt zum Beispiel in Sachen Hausbesu-
che hineinstecken als in einen neuen Modellver-
such.

Frau Linnert hat es auch schon gesagt, wir haben
schon nahezu grof3e Teile der Sozialhilfe pau-
schaliert, der Regelsatz, die Bekleidungspauscha-
le, die Weihnachtsbeihilfe, die Feuerungsbeihilfe.
Da ist schon ein Grof3teil dessen in der pauscha-
lierten Regelung. Deswegen sollten wir in Ruhe
abwarten, was andere Sozialhilfetrager an Mo-
dellversuchen entwickeln, sie auswerten, und
dann kénnen wir uns gern dartber unterhalten,
was wir in Bremen fur sinnvoll erachten, was wir
tbernehmen und was nicht. Wenn Sie aber ande-
rerseits gute Vorschlage haben, bringen Sie die
doch in die Deputation ein! Wir sind aufgeschlos-
sen und werden das dann diskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Ich sehe den Vorteil eben auch bei den Modell-
versuchen nicht nur in der Reduzierung des Ver-
waltungsaufwands, sondern gerade auch in dem
Punkt Eigenverantwortung starken. Das ist das,
was wir wollen, auch gerade in der Sozialhilfe
Menschen in die Lage zu versetzen, fir sich
selbst verantwortlich zu sein und ihnen die nétige
Dispositionsfreiheit zu geben. Wenn Modellversu-
che fir die Pauschalierung dazu beitragen, diesen
Punkt zu stéarken, dann werden wir uns da sicher-
lich sehr schnell einig werden und das auf den
Weg bringen.

Kurz zusammengefasst: Ich bin sehr dafur, dass
wir gemeinsam den Weg konsequent weiterge-
hen, Missbrauch auch in der Sozialhilfe aufzude-
cken und dort die entscheidenden Schritte vorzu-
nehmen. Ich bin aber dagegen, dass wir ein sol-
ches Telefon einrichten, weil ich es nicht fur ziel-
fuhrend halte an dieser Stelle. Ich mochte auch
nicht, dass wir durch ein solches Klima, das ich
eben dadurch befurchte, zu einer Stimmung in der
Stadt beitragen, mit der wir Sozialhilfeempfanger

noch weiter stigmatisieren. Daran ist mir sehr ge-
legen.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/Die
Grlnen)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Stadtbirgerschaft nimmt von der Antwort der
Senats, Drucksache 15/629 S, auf die GroRRe An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Innenstadtentwicklung

GrofRe Anfrage der Fraktionen der CDU und der
SPD

vom 31. Juli 2002

(Drucksache 15/598 S)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 24. September 2002
(Drucksache 15/620 S)

Wir verbinden hiermit:

Sofortprogramm Innenstadt

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 22. Oktober 2002

(Drucksache 15/632 S)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Wischer, ihr beigeordnet Frau Staatratin Winther.

Frau Senatorin, mdchten Sie die Antwort des Se-
nats mundlich vortragen? - Das ist nicht der Fall.

Ich gehe davon aus, dass eine Debatte ge-
winscht wird.

Das Wort hat der Abgeordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! CDU und SPD haben eine
Grol3e Anfrage zum Thema Innenstadtentwicklung
hier eingereicht, und wir debattieren jetzt die Ant-
wort des Senats zu dieser Grof3en Anfrage. Auf
Vorschlag des Wirtschafts- und des Bauressorts,
damals waren es Herr Hattig und Herr Dr. Schulte,
beide CDU, wurde ein Sofortprogramm Innenstadt
und Nebenzentren entwickelt, und das Programm
hat dann der Senat beschlossen. Es gab dann
von einer Seite ein bisschen Grummeln, das wer-
de ich aber nicht néher zitieren. Das kann viel-
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leicht wahrend der Debatte vertieft werden, falls
dazu Anmerkungen kommen sollten.

Das Programm hat ein Mittelvolumen von rund
100 Millionen DM fir den Zeitraum 1999 bis 2004.
Das Programm ist fast abgewickelt, und deswe-
gen war es aus unserer Sicht richtig und notwen-
dig, einmal eine Art Bilanz zu ziehen, bevor man
das Programm zum Schluss entwickelt, bevor
man dariiber diskutiert, was denn noch weiter
notwendig ist.

Bevor ich Uber dieses Programm Bemerkungen
oder Anmerkungen mache, habe ich noch einmal
in meinen Unterlagen nachgeschaut, wie es denn
friher einmal in der Innenstadt war. Ein Kdlege
hat ja schon einmal aus dem Jahre 1988 ztiert,
und deswegen wollte ich das doch auch einmal
gern tun. Wie sah es denn damals aus, wie war
denn die Berichterstattung Uber die Innenstadt?
Ich zitiere mit Genehmigung des Prasidenten aus
dem ,Bremer Journal’, da heil3t es: ,Im Ver-
gleichszeitraum 1978 bis 1984 ergab sich ein Um-
satzminus von 31 Prozent. Das entspricht énem
in der Innenstadt verlorenen Umsatzvolumen von
mehr als 300 Millionen DM, und ein Personalab-
bau von 21 Prozent, das heil3t 1600 Arbeitsplatze
allein im Einzelhandel, innerhalb des Wallgrabens
war die Folge.”

Ich kann eine Vorlage des Wirtschaftsressorts,
damals SPD-gefiihrt, nehmen. Da leil3t es: ,Die
Bremer Innenstadt hat in den vergangenen Jahren
einen standigen Bedeutungsverlust im Einzelhan-
del zu verzeichnen. So ist der Anteil des Innen-
stadtumsatzes am gesamtbremischen Einzelhan-
delsumsatz von 1978 bis 1984 von 28,9 auf 23,9
gesunken. Deser Verlust entsprach einem abso-
luten Rickgang des Einzelhandelsumsatzes in
der Innenstadt von 1,14 Milliarden DM auf 1,1 Mil-
liarden DM, also um 46 Millionen DM." Hier wird
natdrlich nicht von Arbeitsplatzen gesprochen,
aber ich habe die Zahlen ja eben schon erwahnt,
was dies bedeutet hat, welche Entwicklung die In-
nenstadt genommen hat.

Die Frage ist: Wieso ist das so passiert, wieso ist
das so entstanden mit dieser Innenstadt? Ich will
auch noch einmal aus einem Artikel drei Stellen
zitieren. Die SPD hatte 1987 eine Fachtagung ge-
macht, ein SPD-Forum zum Thema ,Unsere Stadt
im Jahre 2000“. Ich zitiere mit Genehmigung des
Prasidenten aus einem Artikel des ,Weser-Kurier*
vom 16. Juni 1987. Die Uberschrift heiRt: ,Visio-
nen von einem geschrumpften Bremen*“. Wie die
Einzelhandelsumséatze, die Arbeitsplatze ge-
schrumpft sind, habe ich ja schon ewahnt, dass
das nicht nur Fakten waren, sondern dass Visio-
nen fur das Jahr 2000 dahinter stecken, kann man
mehreren Zitaten entnehmen.

Zum einem hiel3 es: ,Zur Jahrtausendwende gibt
es danach in der Bundesrepublik nur noch 40 Mil-
lionen Deutsche.” Deswegen redete man damals
auch von einer schrumpfenden Bundesrepublik
Deutschland und natirlich auch von einem
schrumpfenden Bremen. Dann heif3t es weiter:
.Eine soziale Stadt, die von der Planungsbehotrde
gegen die Interessen der Wirtschaft und der Be-
sitzenden durchgesetzt werden miisse, das ist
unser Ziel."

Dann kommt eine Passage, die will ich doch ein
bisschen langer zitieren, weil das nicht nur den
Wirtschaftsbereich, sondern andere Bereiche
auch betrifft. Kulturpolitiker sollten vielleicht auch
einmal zuhéren, Frau Emigholz, weil das ihren Be-
reich auch betrifft. ,Es wurde kritisiert, Firmen an-
zuwerben, obwohl das alle Stadte versuchen. Da-
bei gebe es uberhaupt nicht so viele Betriebe, die
fur eine echte Neuansiedlung in Frage kamen.
Auch die Bestrebung, das Image der Stadt mit e-
nem Kongresszentrum aufzupolieren, misse als
verfehlt angesehen werden. Das machten andere
Stadte auch. Fatal sei, dass hierfir das wenige
Geld ausgegeben werde, anstatt die ansassige
Wirtschaft zu stutzen. Ebenso verfehlt sei es fur
die Stadte mit schrumpfenden Einwohnerzahlen,
in die Kultur zu investieren. Zwar hat man erkannt,
dass kulturelle Einrichtungen ein enormer Wirt-
schaftszweig sind, aber es ist zweifelhaft, ob sich
die Investitionen lohnen. Man schlug vor, den
Schrumpfungsprozess zu akzeptieren, immerhin
gebe es die Gewissheit, dass die oberzentrale
Funktion bleibe.”

Meine Damen und Herren, das war die Denkwei-
se. Deswegen standen wir als Bremer da, wo wir
ein Stuck weit auch seit Beginn der grof3en Koali-
tion standen.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen wurde auch einiges verandert, und so
wurde auch dieses Innenstadtprogramm aufge-
legt. Damals, 1988, hat die Handelskammer noch
gefordert, ein Innenstadtprogramm aufzulegen.
Ich habe auch den Artikel hier vom 5. Marz 1988.
Da heift es sinngeman, dafur sei kein Geld da.

Meine Damen und Herren, nachdem man das
Geld, die groRe Koalition auf Vorschlag der bei-
den Ressorts, die ich erwahnt habe, bereitgestellt
hat in Hohe von rund 100 Millionen, sind in der
Zwischenzeit von den vorgeschlagenen 134 Pro-
jekten 82 abgeschlossen, 33 Projekte befinden
sich in der Umsetzung und 17 in der Vorbereitung.
Ich finde, das prominenteste Projekt, das zu die-
sen MalRnahmen gehdrt, namlich die Umgestal-
tung des Marktplatzes, haben wir ganz aktuell vor
kurzem erst den Birgern Ubergeben kdnnen. Ich
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finde, diese Umgestaltung ist eine hervorragende
und gelungene Umgestaltung.

(Beifall bei der CDU)

Zu diesem Sofortprogramm gehdren \erschiedene
Maflnahmen. Die Erreichbarkeit der Innenstadt ist
ein Thema. Das war strittig bei unserem Koaliti-
onspartner, aber wir haben es trotzdem damals
beschlossen. Dazu gehdrte die Aufwertung der
Innenstadt wie zum Beispiel Herdentorsteinweg,
Sogestralle, Obernstralle, Blrgermeister-Smidt-
Stralle, Wallpassage, Schlachte, Kulturmeile. Wir
haben die Verknupfung zwischen den Hafen, dem
Space-Park und der Innenstadt als eine wichtige
MalRnahme in unserem Programm gehabt. Wir
haben das Stadtmanagement mit dem Fassaden-
programm und dem City Service, nur als einige
Beispiele, damals mitbeschlossen und auch reali-
siert.

Die Wirtschaftsférderungsausschiisse haben zu-
letzt im Méarz dieses Jahres noch weitere Be-
schliisse gefasst, namlich die Fortfihrung des
Baustellenmarketings, was sich als eine hervorra-
gende Aktion erwiesen hat, und auch die Koordi-
nation hat hervorragend geklappt, das mdchte ich
an dieser Stelle auch noch einmal ausdricklich
erwdhnen und denjenigen, die dazu einen Beitrag
geleistet haben, ein herzliches Dankeschdn aus-
sprechen.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin ja derjenige, der haufiger auch einmal da-
Zu neigt, Baustellenmanagement zu kritisieren,
aber wenn das hervorragend lauft, muss man das
auch ausdriicklich loben. Frau Wischer, ich finde,
das sollten Sie lhren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern ausdricklich mit auf den Weg geben, dass
dies lobend erwahnt worden ist.

In dieser Sitzung im Méarz 2002 wurden auch die
Beleuchtung und die Beteiligung an Vordachern in
der SogestralBe besprochen. Da haben wir noch
einiges an Problemen zu lésen, aber diejenigen,
die da engagiert tatig sind, sind zuversichtlich, und
wir méchten alle Beteiligten, insbesondere die Ei-
gentumer, auffordern, sich da noch starker zu en-
gagieren, damit auch insgesamt eine einheitliche
Losung zustande kommt. Ich hoffe, dass das auf
einem guten Weg ist. Es ist ein Beleuchtungskon-
zept unter Einbeziehung der an den Marktplatz
angrenzenden Bereiche in Planung. Ich hoffe, es
ist auch ein Leib- und Magenthema von mir, dass
wir auch das irgendwann doch noch einmal gut
umsetzen kdnnen.

Die Erweiterung des Parkhauses Langenstral3e ist
eine konkrete Maflnahme, die beschlossen wor-

den ist. Die Umfeldgestaltung Borsenhof, der Ab-
schluss der Umgestaltung Bischofsnadel, die Fort-
fuhrung des Fassadenprogramms! Was ist noch
nicht angegangen worden? Es ist noch nicht alles
fertig. Dazu gehort zum Beispiel der Bereich um
das Siemens-Hochhaus. Was im Jahre 2003 pas-
sieren soll, die Umgestaltung des Schisselkorbs,
die Herdentorswallstrafle, Museumstralle, die
Umgestaltung des Walls vom Herdentor bis zum
Doventor, die Umgestaltung der oberen Schlach-
te, da gibt es auch entsprechende Beschlisse.

Was im Jahr 2004 vorgesehen ist, der Bereich
OstertorstralBe und die Aufwertung des Bereichs
Carl-Ronning-Stral3e, hier muss ich allerdings sa-
gen, halte ich dies fur einen zu spéaten Zeitpunkt.
Frau Lemke-Schulte ist leider nicht da. Schon zu
ihrer Amtszeit, als der erste Teil, die Umgestal-
tung der Knochenhauerstrae beschlossen und
auch dann realisiert wurde, ist gesagt worden,
wenn das fertig ist, kommt anschliel3end die Carl-
Ronning-Stralle an die Reihe. Dieser Zustand,
den wir dort immer noch vorfinden, ist nicht akzep-
tabel. Deswegen, glaube ich, muss gegenuber
dem, was hier in der Mitteilung des Senats steht,
so schnell wie mdglich dort etwas passieren, denn
hinter der Sogestrale kann zwar keine Eins-a-
Lage entstehen, es wird aber eine Eins-b-Lage
entstehen. Da muss etwas passieren, damit in
diesem Bereich auch eine attraktive Einkaufszone
entsteht.

Wie sehen das denn die Birger und die betroffe-
nen Einzelhandler? Ich finde, das muss man auch
deutlich hervorheben, dass die Besucher- und die
Kundenfrequenz seit 1995, das wird auch in der
Antwort des Senats deutlich, sich wirklich erheb-
lich verbessert hat. Von 1995 bis 1999 ist bei 100
untersuchten Stadten hinsichtlich der Passanten-
frequenz Bremen vom Platz 27 auf Platz neun
nach oben gestiegen, und, ich meine, das ist ein
deutlicher Fortschritt. Beim Kaufkraftpotential ist
Bremen vom Rang 27 auf Rang zwdlf und beim
Ertragsindex vom Rang 62 auf Rang 40 gestie-
gen. All dies sind Indikatoren, dass sich die Lage
sehr verbessert hat.

Genauso ist das, wenn man die Blrger im Umland
fragt. So haben im November 2000 von den 1501
Befragten 84,2 Prozent die bauliche und gestalte-
rische Veradnderung in Bremen bemerkt. Das
merkt man auch daran, dass der Einzugsbereich
Bremens groRer geworden ist, das stellen die Ein-
zelhandler fest. Meine Damen und Herren, wenn
die Einzelhandler das feststellen, das muss man
immer wieder sagen, dann geht es nicht nur da-
rum, dass die Einzelhandler glucklich sind und
dass die Einzelhéandler héhere Gewinne bekom-
men, sondern fiir mich ist immer wichtig, dass da-
hinter Arbeithnehmer stehen, die zuséatzliche Ar-
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beitsplatze bekommen, dass Familien in Lohn und
Brot stehen und Geld verdienen und dass sie
nicht auf Sozialhilfe angewiesen sind. Ich finde,
das ist auch immer wichtig zu sagen. So unter-
stutzenswert Einzelhéndler sind, aber das ist,
glaube ich, ein noch wichtigerer Punkt.

(Beifall bei der CDU - Glocke)

In Anbetracht der Redezeit will ich nur noch kurz
darauf hinweisen, dass wir ein Anschlusspro-
gramm brauchen, dass wir ein Anschlusspro-
gramm bis zum Jahr 2010 brauchen, das wird den
Titel tragen ,Innenstadt 2010“. In diesem Pro-
gramm sind Schwerpunkte gesetzt wie Verknlp-
fung der Innenstadt mit angrenzenden Quartieren,
die Verbesserung des Innenstadtmanagements,
die Verbesserung und Optimierung der Erreich-
barkeit der Innenstadt, Wohnen an Wall und We-
ser, ein ganz wichtiges Ziel, die Weiterentwicklung
der Innenstadt in den Bereichen Passagenviertel,
nordliche Innenstadt, Justizviertel, Martiniquartier,
aber auch die Verbindung der Innenstadt zum
Steintor, zum Faulenquartier, zur Blrgerweide
und zum Rembertiviertel, nach Schwachhausen.

Deswegen haben wir auch einen gemeinsamen
Antrag eingebracht, der sich auf diese Schwer-
punkte bezieht, konkret noch einmal das Faulen-
quartier, die Innenstadt, Ostertor, Steintor, Woh-
nen an Wall und Weser, aber auch die Schwer-
punkte, die ich eben genannt habe, und den Se-
nat auffordert, hier entsprechende Vorlagen vor-
zulegen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, um ein Fa-
zit zu ziehen, wir haben eine Menge erreicht mit
diesem Programm, ich habe das deutlich ge-
macht, aber wir missen noch viel tun. Wer stehen
bleibt, das kann man ein Stick weit an Vegesack
sehen, da hat man in der Zwischenzeit einmal
gemeint, man hatte viel gemacht und musste nicht
mehr weiterarbeiten, Vegesack ist das beste Bei-
spiel, dass es ein standiger Prozess ist. Gerade
hier in der Innenstadt muss dieser standige Pro-
zess fortgefuihrt ind sogar noch intensiviert wer-
den. Das erwarten wir als Regierungsfraktion vom
Senat, dass hier entsprechend gearbeitet wird. -
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als Néachste hat das
Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bindnis 90/Die Grinen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Lieber
Kollege Pflugradt, die SPD mag 1988 in vielem
geirrt haben, ich glaube, sie ist lernfahig, aber
auch die CDU ist in dem, was sie an Wachstums-

szenarien uns immer vorredet, glaube ich, auch
nicht immer auf der ganz richtigen Spur.

(Beifall beim Buindnis 90/Die Griinen)

Die Bremer Innenstadt ist das Herzstick Bre-
mens. Sie ist Anziehungspunkt nicht nur fur die
Bremerinnen und Bremer, sondern auch fir viele
auswartige Besucherinnen und Besucher. Es ist
wichtig, dass das Image der Bremer Innenstadt
gestarkt wird, um im Stadtewettbewerb weiterhin
konkurrieren zu kénnen, und Bremen auch eine
Uberregionale Bedeutung erhalt und verstarkt be-
kommt, meine Damen und Herren!

Ich stimme mit dem Kollegen Pflugradt Gberein, es
ist in den vergangenen Jahren viel geleistet wor-
den in der Bremer Innenstadt, und wir Griinen wa-
ren es, die das seit Jahren gefordert haben. Wir
haben diesen Prozess immer positiv begleitet, und
wir werden das auch weiterhin tun. Ich mdchte ein
paar MaRnahmen hervorheben, die Kollege
Pflugradt noch nicht genannt hat. Mich hat beson-
ders beeindruckt, dass es gelungen ist, mit dem
Umbau der Wertpapierbdrse an der Obernstralie,
eine alte historische Fassade zu erhalten, prak-
tisch alte Architektur mit neuer Architektur zu ver-
binden. Genauso gilt dies fur das Kontorhaus am
Markt. Dies sollte ein Vorbild sein vor allem mit
dem Umgang mit der historischen Bausubstanz in
der Bremer Innenstadt. Dies hat gezeigt, es muss
nicht immer Abriss sein, neue und alte Architektur
kénnen zu etwas positiv neuem Ganzen weiter-
entwickelt werden.

Meine Damen und Herren, auch vom Marktplatz
hat Kollege Pflugradt schon geredet. Ganz be-
sonders beeindruckend war, dass es hier trotz
dieser gewaltigen Baustelle gelungen ist, die
Menschen auch quasi an der Baustelle teilhaben
zu lassen, dass gerade die Ausgrabungen am
Marktplatz dazu gefuihrt haben, dass Menschen
stehen geblieben sind, um ihre Bremer Geschich-
te unter dem Marktplatz zu bewundern. Schade ist
eigentlich nur, dass es nicht gelungen ist, dieses
Stick altes Bremen irgendwie weiterhin fir die
Stadt sichtbar zu machen, schade eigentlich!

(Beifall beim Blndnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, wir Griinen wollen eine
starke, eine urbane, eine lebendige Innenstadt,
attraktiv fir Jung und Alt. Da ist mir aufgefallen,
dass bei den vielen MalBnahmen, die jetzt positiv
verandert worden sind, noch etwas fehlt. Es geht
nicht immer nur um gebaute Steine, und das, was
positiv verandert worden ist, ist noch nicht alles.
Es fehlen zum Beispiel jede Menge Banke, Sitz-
gelegenheiten gerade fir die vielen alteren Besu-
cher der Stadt. Hier kénnte noch nachgebessert
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werden, und dies gilt genauso flr ausreichende
Aufenthalts- und Spielmdglichkeiten fur Kinder,
die unsere Stadt mit ihren Eltern besuchen, meine
Damen und Herren.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Das Sofortprogramm Innenstadt dient dazu, die
City Bremens stark zu machen im harter werden-
den Konkurrenzkampf der Stadte untereinander,
aber auch stark zu machen gegentiber der inner-
stadtischen Konkurrenz. Diesen Zusammenhang,
Kollege Pflugradt, das richte ich auch im Beson-
deren an Sie, herzustellen und auf keinen Fall un-
ter den Tisch zu kehren, darauf legen die Griinen
eindeutig Wert. Sie sind es gewesen, und damit
meine ich jetzt die grofRe Koalition, die 44.000
Quadratmeter neue Einzelhandelsflache neu am
Space-Park entstehen lassen, und unserer Auf-
fassung nach wére es naiv anzunehmen, dass
sich eine so groRRe Einzelhandelsflache nicht auf
die Kaufkraft in der Innenstadt auswirken wird.

In diesem Zusammenhang mdchte ich auch noch
einmal daran erinnern, dass dieses Sofortpro-
gramm Innenstadt eine Folge des Protestes der
Kaufleute in der Innenstadt war, dass es die Kauf-
leute in der Innenstadt waren, die beflirchtet ha-
ben, dass mit diesen zusatzlichen Einzelhandels-
flachen der Innenstadt der Garaus gemacht wird.
Insofern muss man deutlich sagen, dass dieses
Sofortprogramm der Versuch ist, die Innenstadt
trotz Space-Park Uberhaupt Uberlebensfahig zu
erhalten. Meine Damen und Herren, ob das gelin-
gen wird, ist noch keineswegs ausgemacht. Wir
Grinen hoffen, dass die Eroffnung des Space-
Parks nicht zu Lasten der Innenstadt ausgeht,
denn das kann sich Bremen nicht erlauben, eine
kréankelnde Innenstadt.

(Beifall beim Buindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, die Debatte tber die
Innenstadt sollte aber nicht stehen bleiben in den
Lobreden, was alles neu gepflastert und gebaut
wurde. Vielmehr missen wir uns die Frage nach
einer langfristigen Perspektive der Stadtmitte ins-
gesamt stellen. Seit den siebziger Jahren
schrumpft die Zahl der Beschéftigten in der Innen-
stadt. Die Zahl der Buroarbeitsplatze sollte bis
zum Jahr 2002 um 10.000 Quadratmeter steigen,
davon sind wir noch weit entfernt. Seit 1995 liegt
der Buroflachenbestand bei zirka 90.000 Quadrat-
metern, und was an Neubauflachen dazukommt,
wird an anderer Stelle aus dem Markt herausge-
nommen.

Es ist kein Geheimnis, dass der Anteil an Uberal-
terten und schwer vermarktbaren Buroflachen in
der Innenstadt steigt. Meine Damen und Herren,

wir glauben, dass man auf diese Probleme hin-
weisen muss, und dass man fir diese Probleme
Lésungen finden muss. Wir Griinen haben bereits
vor vier Jahren einen Antrag hier in der Blrger-
schaft gestellt, ein Programm zur Umnutzung von
Buroraum in Wohnraum aufzulegen. Sie haben
damals leider diesen Antrag abgelehnt. Ich hoffe
aber sehr, dass Sie mit uns gemeinsam hier noch
einmal neu nachdenken, wie man gerade diesen
schwer vermarktbaren Buroraum, der doch zu-
nehmend leer steht, sinnvoll nutzen kann, um
mehr Menschen in die Innenstadt zu bringen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Eine urbane, eine lebendige City braucht auch
Menschen, die sich nach 22 Uhr in ihr tummeln,
und wer konnte das besser sein als diejenigen,
die in der City wohnen! Insofern unterstitzen Sie
uns dabei, denken Sie dariber nach, wie man
mehr Menschen zum Wohnen in die Innenstadt
bekommt!

(Abg. Pflugradt [CDU]: Welche Vorschlage haben
Sie denn dazu?)

Vor allem darf es aus unserer Sicht aber kein
Uberbordendes Angebot fur Biroflachen an der
Peripherie geben und dies auch noch zu giinstigs-
ten Konditionen mit Preisen, mit denen die Innen-
stadt nicht konkurrieren kann. Wir Griinen wollen,
dass Wachstum und Erneuerung in der Mitte der
Stadt stattfinden und nicht auf der griinen Wiese.
Mit der Mitte der Stadt meinen wir nicht nur die Ci-
ty selbst, sondern und auch gerade die angren-
zenden Stadtteile. Insofern, Kollege Pflugradt und
Kollege Sieling, lhren Antrag, den Sie uns heute
vorlegen, finden wir einen Schritt in die richtige
Richtung. Er greift Ubrigens auch alte griine For-
derungen auf. Wir machen ihn selbstverstandlich
gern mit.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Mit der Ansiedlung Radio Bremens und eines Me-
dienzentrums im Faulenquartier erhalt ein lange
vernachlassigtes Quartier, das mit seiner zentra-
len Lage am Fluss sehr attraktiv werden kann,
endlich eine neue Chance. Ich finde auch sehr
vernunftig, dass man im Zusammenhang mit der
Entwicklung des Faulenquartiers endlich dazu
kommt, zukinftig zu sagen, die Menschen schau-
en auf die Weser und nicht die Autos, und dass
die Diepenau, wo jetzt Autos parken, zukinftig ein
attraktiveres Gesicht erhalt.

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Griinen)

Die Stadt aufzuwerten und weiterzuentwickeln war
und ist eine urgriine Idee, und wir Griinen freuen
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uns besonders, dass Birgermeister Henning
Scherf auf unserem griinen Parteitag vergangene
Woche diese Tatsache angesprochen hat, die
Stadt am Fluss mitgedacht zu haben in Bremen,
dass dies auf das Konto der Griinen geht, und das
wird es auch weiterhin tun, meine Damen und
Herren.

In den kommenden Jahren muss es neben der
Fortschreibung des Sofortprogramms Innenstadt
darum gehen, die City mit den angrenzenden
Stadtquartieren zu verknipfen. Dazu gehért eine
Umgestaltung des Ostertorviertels, Herr Pflugradt
hat darauf hingewiesen, und dazu gehért natrlich
auch die Bereitstellung der entsprechenden finan-
ziellen Mittel. Gerade Ostertor- und Steintorviertel
bilden die direkte Verlangerung der Innenstadt.
Die Lebensqualitat und damit auch die Kaufkraft
gilt es zu erhalten und zu starken, nicht nur fr
dieses citynahe Quartier selbst. Gerade weil das
so ein pulsierendes Quartier ist, ist es auch wich-
tig, weil diese Entwicklung im Viertel auch auf eine
positive Weiterentwicklung der Innenstadt aus-
strahlen wird.

Voraussetzung ist fur uns allerdings, dass das
Wohnen in der City und in den gewachsenen
Stadtstrukturen aufgewertet wird, dass es quasi
einen neuen Schub gibt fir das Wohnen, Arbeiten
und Einkaufen in der Mitte der Stadt. Wir erwarten
von der Bausenatorin, dass sie noch in diesem
Jahr das Startsignal fur eine stadtebauliche Ent-
wicklung des Rembertikreisels gibt, denn gerade
hier, in diesem Quartier gibt es die Chance, n-
nenstadtnah neues Wohnen fiir junge Menschen,
fur alte Menschen zu schaffen und damit gleich-
zeitig auch einen Schritt in Richtung Aufwertung
der ganzen Bahnhofsvorstadt zu leisten. Die ¢-
wachsenen Strukturen muissen gestarkt werden,
neue Entwicklungspotentiale innenstadtnah und
im Bestand geschaffen werden. Wir Griinen wol-
len, dass zukinftig Geld weg von der Peripherie
hin in die Mitte der Stadt flief3t.

Wir mussen eine differenzierte und architekto-
nisch interessante Wohnungsbaupolitik betreiben.
Nicht alle Menschen suchen ein frei stehendes
Einfamilienhaus am Stadtrand. Es gibt diese u-
banen Zielgruppen, sie werden auch in lhrem An-
trag genannt. Die vielen Singles, die jungen Stu-
denten, die Berufsanfanger, aber auch die groR3e
Anzahl alterer Menschen, alle diese gehoren zu
denen, die man gezielt bewerben muss, mit spe-
ziellen Angeboten wieder in die Stadt locken
muss. Alle diese haben erkannt, dass es ein Ge-
winn sein kann, in einer lebendigen, urbanen
Stadt zu leben.

(Glocke)

Meine Damen und Herren, mit diesem Programm,
mit diesem Antrag kann ein weiterer Schritt zur
Starkung der Stadt getan werden. Um das zu &-
nem Erfolg zu fuhren, bedarf es aber einer Rich-
tungsentscheidung zugunsten der Stadtmittte.
Dies, Kollege Pflugradt, geht nur, wenn sich die
CDU endlich davon verabschiedet, die Stadt m-
mer weiter an der Peripherie auszubauen. So
kann das nicht funktionieren. Man muss sich ent-
scheiden, sowohl als auch geht nicht! Wir miissen
uns auf den Bestand konzentrieren, dann wird die
Stadt auch einen Erfolg haben.

(Préasident Weber tibernimmt wieder den Vorsitz.)

Meine Damen und Herren, wir Griinen wollen
neue Adressen auf altem Boden schaffen. Das
wird die City starken, und das wird die ganze
Stadt Bremen stérken. - Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich will meinen Beitrag unter
das Motto ,Back to the Future®, also ,Zurtick in die
Zukunft* stellen, das deshalb, weil Kollege Pflug-
radt, jetzt telefoniert er leider gerade, einen so
schonen Ausflug in die Geschichte gemacht und
hier aus dem Jahr 1988 zitiert hat, was die SPD
damals diskutiert hat. Was die SPD diskutiert hat,
da koénnte ich noch mithalten. Ansonsten fehlt mir
natlrlich einiges an Erfahrung, weil ich glaube,
Kollege Pflugradt kann ca immer tief in die Kiste
greifen. 26 Jahre Bilrgerschaft seit 1975, da
komme ich nicht so ganz mit. Von daher bewege
ich mich gern auf dem aktuellen Territorium und
schaue mehr in die Zukunft, daran liegt mir mehr.

(Zurufe von der CDU)

Zu den Ausfuhrungen, die hier gemacht wurden
zur SPD, kann ich nur sagen, ich finde es erstens
gut und richtig, dass unsere Partei immer noch in
der Lage ist, auch unterschiedliche Szenarien zu
betrachten und unterschiedliche Mdéglichkeiten ins
Auge zu fassen, und zweitens will ich darauf hin-
weisen, dass das, was wir fUr die Innenstadt in
den letzten zehn bis 15 Jahren getan haben, rich-
tig und gut ist. Da hilft es nicht, wenn man irgend-
welche Papiere, von denen ich gar nicht weif3, wer
sie autorisiert, wer sie geschrieben und wer sie
beschlossen hat, hier zitiert.

Entscheidender ist doch wohl, und alle meine Vor-
redner haben die Frage angesprochen, woher
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dieses Programm eigentlich kommt, woher das
Engagement fir die Innenstadt kommt. Kollegin
Krusche hat da, glaube ich, ein paar wichtige
Hinweise gegeben. Der erste Punkt ist: Die Star-
kung der Innenstadt und die Verbesserung der
Qualitat bis hin zum Projekt Schlachte resultiert
aus der Diskussion um die Stadt am Fluss. Da-
mals war es meine jetzige Kollegin Eva-Maria
Lemke-Schulte, die Bausenatorin war und sich da-
fur stark gemacht hat. Das sind programmatische
Wurzeln und auch projektbezogene Wurzeln die-
ses Programms.

Das Zweite ist die Tatsache, auch das hat Kolle-
gin Krusche genannt, dass wir hier diskutiert ha-
ben und dass naturlich Druck auch aus der Innen-
stadt kam, wenn der Space-Park kommt, dann
muss die Innenstadt attraktiv dastehen, leistungs-
stark sein. Deshalb braucht man ein solches
Kompensationsprogramm, das mdglichst in sei-
nen wesentlichen Eckpunkten fertig sein soll, be-
vor der Space-Park eroffnet wird. Ich denke, wir
kénnen es heute als Erfolg verbuchen, dass in der
Tat wesentliche MaRRnhahmen dieses Innenstadt-
programms fertig sind und damit die Innenstadt
gestarkt und geristet fur diesen Prozess ist.

Ich will hier aber auch nicht versdumen, noch
einmal darauf hinzuweisen, dass die Idee fur ein
solches Kompensationsprogramm nach meiner
Kenntnis - Kollege Pflugradt hat die Senatoren Dr.
Schulte und auch schon Herrn Hattig als Wirt-
schaftssenator gelobt - sehr stark aus cm Be-
reich der Cityinitiative Bremen gekommen ist,
aufgenommen von meinem Kollegen Detmar Leo,
der sich damals sehr stark gemacht hat, um ein
solches Innenstadtprogramm hinzubekommen.

(Beifall bei der SPD)

Das finde ich gut, daran muss man doch erinnern
und hier nicht nur davon reden, welche Senatoren
gerade in Amt und Wirden waren, sondern wich-
tig ist an der Stelle, was passiert.

Jetzt zu den einzelnen MaRnahmen! Ich brauche
dies nicht zu wiederholen, dass wir eine Situation
haben mit den Flaggschiffen dieses Innenstadt-
programms. Diese Flaggschiffe waren von vielen
Menschen in der Stadt kritisch bedugt worden. Die
Flaggschiffe sind doch die Obernstralle, die Neu-
pflasterung der Obernstralle, die Neupflasterung
und Neugestaltung der Ségestralie, aber Ubrigens
auch die Herstellung der Schlachte und das He-
ranfuhren der Stadt an die Schlachte und nicht zu-
letzt der Marktplatz selbst, den wir in der Tat erst
vor wenigen Tagen erdffnet haben. Dort kann man
auch feststellen, wie schén er geworden ist, wel-
che solide und gute Arbeit dort geleistet worden

ist, und wir haben, glaube ich, wirklich ein Pracht-
stiick mit diesem neuen Marktplatz vorliegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich muss selbst bekennen, dass ich im Zusam-
menhang mit diesem Innenstadtprogramm und mit
der Umsetzung der Maflinahme so richtig zum Fan
dessen geworden bin, was wir hier gemacht ha-
ben. Ich finde das gut, eine richtige Aufwertung,
eine tolle Sache, darauf sind viele Bremerinnen
und Bremer stolz und ich selbst auch und meine
Fraktion ebenfalls und, ich glaube, das ganze
Haus!

(Beifall bei der SPD)

Jetzt muss ich doch noch einmal auf einen Aspekt
kommen, denn der Kollege Pflugradt hat einen
netten Punkt angesprochen, von dem ich sehr
froh bin, dass er sich verandert hat. Es gab in der
Tat einmal ein bisschen Grummeln, jetzt gehe ich
doch noch einmal in die Geschichte der Griindung
dieses Innenstadtprogramms. Es gab einen
Punkt, da hat es bei uns in der Fraktion ein biss-
chen gegrummelt. Das stimmt in der Tat, weil es
dort das Kapitel Erreichbarkeit der Innenstadt gibt.
Dass wir in dem urspriinglichen Programm eine
Formulierung finden mussten, dass man nun auch
prufen mochte, ob nicht die Hollerlandtrasse zur
Innenstadtattraktivierung beitragen wirde, da hat
es bei uns ein bisschen gegrummelt. Meine [a-
men und Herren, schauen Sie jetzt einmal in die
Mitteilung des Senats, da steht nichts mehr von
der Hollerlandtrasse! Das sind Fortschritte, das ist
gut, und da bin ich froh, dass wir das verandert
haben, Kollege Pflugradt.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, so bekommen wir auch ein ordentli-
ches Fortschreibungsprogramm hin.

Worauf ich noch einmal hinweisen mdchte, ist,
dass nicht nur die Leute, wie es auch in der Mittei-
lung des Senats dargestellt worden ist, richtig
stolz darauf sind, die Touristen, und man auch
richtig spiiren kann, wie die Innenstadt wieder
mehr Besucher hat, sondern es wird, und das
mdochte ich doch anmerken, auch mit Zahlen jong-
liert hinsichtlich der Investitionen, die dort getatigt
sind. Ich finde, dass die 230 Millionen Euro, die
privat investiert worden sind, eine beachtliche
Zahl sind. Da sind viele Projekte aufgefuhrt wor-
den, die richtig und gut sind, und ich denke, dass
uns das mit dem Programm gelungen ist, mit d-
fentlicher Investition Grundlagen, 44 Millionen, viel
Privates zu mobilisieren. Ich finde, der Senat hatte
es aber nicht notig gehabt, unter der Uberschrift
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LPrivate Investitionen“ in der Liste auch die MaR3-
nahmen der BIG, die MaRnahmen der BrePark
und die MaRnahmen der BSAG aufzufiihren. Das
ist nicht noétig, es vergroRert zwar schon die Zahl
des privaten Invests, aber wir kénnen so schon
zufrieden sein und brauchen bei diesem Pro-
gramm nicht, dass man noch oben darauflegt und
noch ein bisschen mehr dazuschreibt.

Jetzt darf ich zu unserem Antrag kommen, den wir
Ihnen vorgelegt haben, und den Blick nach vorn
wenden! Ich mdchte darauf hinweisen, dass wir
diese Diskussion heute nicht beenden, sondern
wollen und dies dringend brauchen, dass dieses
Fortschreibungsprogramm Innenstadt 2010 mit all
seinen Schwerpunkten, Innenstadtmanagement,
Bremen spezial und wie sie heil3en, uns hier in
der Birgerschaft noch einmal vorgelegt werden
soll. Die Programmprioritaten, und das méchten
wir zum Ausdruck bringen, stehen aber doch &-
gentlich, das ist die neue Qualitdt, unter zwei
Uberschriften, die sich bisher nicht so gefunden
haben. Die eine lautet: Auf in die Vorstadte!
Verbindet die Innenstadt jetzt mit ihren
anliegenden Stadtquartieren! Die zweite
Uberschrift heiRt: In der Stadt pulsiert das ganze
Leben!

Zu dem ersten Punkt, auf in die Vorstadte, will ich
nur auf unsere Punkte zwei und drei des Antrags
hinweisen, weil wir damit auch zum Ausdruck
bringen wollen, dass jetzt schnell daran gegangen
werden muss. Das Faulenquartier wieder richtig in
Gang zu bekommen und aus seiner Situation he-
rauszukommen ist, glaube ich, ein gemeinsames
Anliegen von uns allen. Ich bin sehr froh, und wir
bringen das auch hier zum Ausdruck, man braucht
immer Pilotprojekte, und man braucht richtige
Schlisselinvestitionen, und es ist doch gut, dass
der Senat sich fir die Ansiedlung eines Medien-
zentrums dort entschieden hat und fur die Ansied-
lung von Radio Bremen. Ich glaube, das wird &-
nen wesentlichen Impuls fur das Faulenquartier
geben, und flankiert wird das Ganze dann noch
einmal durch die MalRnhahmen des Innenstadtpro-
gramms selbst, die wir noch einmal vorsehen mit
der Verlangerung der Schlachte und so weiter.

Der zweite Punkt in dem Zusammenhang ist, Kol-
legin Krusche hat das auch angesprochen, der
Weg in den Bereich Ostertor/Steintor. Wir haben
diese exzellente Kulturmeile, dann aber gibt es
doch auch einiges an Problemen, was dort jetzt im
Rahmen eines Viertel-Konzepts bearbeitet worden
ist. Da, finde ich, das muss man sagen, brauchen
wir hier nichts zu wiederholen. Wir haben hier &i-
nen Antrag in diesem Haus beschlossen, dass wir
ein solches Viertel-Konzept gern sehen mdchten.
Dieses Konzept ist vor einem Jahr beschlossen
worden und hatte eigentlich schon langst vorge-

legt werden sollen. Jetzt ist es endlich soweit, weil
es dort einen sehr breiten Prozess gegeben hat,
dass dieses Viertel-Konzept fertig ist. Wir wollen
hier die Erwartung zum Ausdruck bringen, dass
wir jetzt nicht noch langer Zeit ins Land gehen
lassen, sondern dieses mit Kaufleuten, Anwoh-
nern, Beirat und unter der Regie von Fachleuten
erstellte Viertel-Konzept muss schnell hier im
Haus vorgelegt werden. Deshalb sagen wir, dies
bitte bis Dezember 2002, also Ende dieses Jah-
res, damit wir schnell ins Umsetzen des Innen-
stadtprogramms kommen!

In der Innenstadt pulsiert das ganze Leben, das
ist in der Tat das Thema des dritten Punktes und
meines Erachtens auch des dritten Schwerpunk-
tes, der schnell angegangen werden muss: Woh-
nen an Wall und Weser. Der wichtige Akzent ist
namlich, es geht darum, den Einzelhandel zu
starken, naturlich, eine Innenstadt lebt vom Ein-
zelhandel, sie lebt von Kultur, von Gastronomie
und anderem. Aber das haben wir als Trend in
vielen Grof3stadten, nicht nur in Deutschland,
sondern oft auch auRerhalb: Dass Wohnen und
dass Leben in der Innenstadt wieder attraktiv wird,
einen Beitrag dazu leisten kann, Menschen nicht
nur in den GroRstadten zu halten, sondern auch
fur neue Bevolkerungsgruppen neuen Wohnraum
zu schaffen, das soll auch einen neuen Schwer-
punkt bilden, den wir Ubrigens im bisherigen h-
nenstadtprogramm nicht vorgefunden haben. th
finde, das ist eine gute und richtige, vorwarts wei-
sende Erweiterung.

Lassen Sie mich zum Schluss auf den letzten
Punkt hinweisen, die Sache mit dem lieben Geld!
Der Senat bringt selbst in der Mitteilung, die uns
vorliegt, zum Ausdruck, dass ein Bedarf von etwa
sechs Millionen Euro gesehen wird, dass dies
aber noch nicht abgesichert ist. Ich will hier nicht
verschweigen, dass ich der festen Auffassung bin,
dass das ein Thema ist, das in der Frage des An-
schlussinvestitionsprogramms, also dessen, was
dem ISP folgen soll, noch Beriicksichtigung finden
muss. Da muss man sich Uberlegen, wie man es
absichern will, und wir miissen auch tber die h-
strumente, die wir schon in unserer heute mehr-
fach beschworenen Rolle als Haushaltsgesetzge-
ber haben, namlich auch ber die mittelfristige Fi-
nanzplanung reden. Es wird sich auch dort in sol-
chen Debatten wiederfinden missen, dass dieses
Sofortprogramm nicht nur mit Leben und guten
Ideen ausgefillt wird, sondern auch mit dem ent-
sprechenden Geld. Ich glaube, wenn wir das
schaffen, haben wir einen weiteren Beitrag geleis-
tet, um Bremen zu einer starken und lebenswer-
ten Stadt zu machen. - Danke sehr!

(Beifall bei der SPD)



Stadtbiirgerschaft

1853

39. Sitzuna/22.10.02

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort Frau
Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Jenseits der Debatte Uber die
vielen Vater und Mdtter, die genannt worden sind,
die alle die Grundlagen dafur gelegt haben, dass
wir heute, und das hat mich eigentlich Gberwaltigt,
doch Uber alle Fraktionen hinweg feststellen kon-
nen, dass es eine Einigkeit dariiber gibt, dass das
Innenstadtprogramm in seinen Grundztigen richtig
gewesen ist und auch weiterhin richtig ist und
dass vor allen Dingen die Ergebnisse und das,
worliber wir heute reden, was denn geschafft
worden ist in dieser Zeit und was insbesondere
auch in den letzten Jahren auf den Weg gebracht
worden ist, dass diese Ergebnisse offensichtlich
zur Zufriedenheit aller in diesem Hause vertrete-
nen Parteien sind!

Man muss hinzufligen, Herr Pflugradt hat es am
Anfang angesprochen, dass dies eben nicht nur
fur die Parteien und die Politikerinnen und Politi-
ker hier gilt, sondern dass dies eben auch weit
Uber dieses Haus hinaus bei den Anliegern, bei
den Geschéftsleuten, bei den Kundinnen und
Kunden der Innenstadt und bei denen, die hier die
Besucher in unserer Stadt sind, gleichermalien so
ist, dass sie empfinden, hier ist etwas Hervorra-
gendes geleistet worden. Insofern kann man,
glaube ich, am Anfang schon sagen, und Sie alle
haben es mehr oder minder zum Ausdruck -
bracht, das Innenstadtprogramm und wie es um-
gesetzt worden ist, ist letztendlich eine Erfolgssto-
ry, die es gilt, am Ende auch weiterzufiihren und
nicht stehen zu bleiben.

Ich denke, wir sind uns genauso einig, dass der
Ausgangspunkt und das, was wir immer weiter
auch uns vor Augen fihren missen, in der Tat ist,
dass unsere Bremer Innenstadt einzigartig und
unverwechselbar ist, unverwechselbar bleiben
soll, eben auch ein Ort mit sehr hoher Identitat fir
alle Bremerinnen und Bremer mit der stadtebauli-
chen Substanz, die wir hier haben, ihren histori-
schen Schatzen, wie beispielsweise Marktplatz,
Rathaus, Roland und Schnoor, also dies, was uns
historisch geblieben ist, was auch weit Uber die
Stadtgrenzen hinaus zur Attraktivitat beitragt,
Uberhaupt nach Bremen zu kommen, und dass,
auch das ist angesprochen worden, natirlich re-
benbei, neben diesem Thema auch die Innenstadt
als Ort von groRter Bedeutung ist fur die Wirt-
schaft in unserer Stadt.

Sie ist der bedeutendste Arbeitsplatzbereich in
Bremen, ein zentraler Ort fUr kulturelle, geistige
und politische Entwicklung in Bremen und letzt-
endlich existentiell fir den Erfolg der bremischen
Sanierungshemihungen und der Forcierung des

Strukturwandels verantwortlich beteiligt. Darum
kann man eigentlich sagen, und das knipft ein
bisschen daran an, was nun an Historie ange-
sprochen worden ist bezogen auf das Innenstadt-
programm, man kénnte nun auch sagen, es helfen
uns die besten und schonsten Grol3projekte
nichts, auch die besten Strategien zur Gewerbe-
ansiedlung, wenn wir in diesem Zusammenhang
die City und die Innenstadt vernachlassigen wir-
den.

Deshalb gilt es nicht nur, die einmaligen histori-
schen Werte, sondern auch die ganze Innenstadt
attraktiv zu halten, sie stéandig zu verbessern. Das
war ja die Frage von Herrn Pflugradt, also nicht
stehen zu bleiben, sondern sie standig zu verbes-
sern und jeweils an die veranderten Rahmenbe-
dingungen immer wieder neu anzupassen. Die
standige Imageverbesserung und die Weiterent-
wicklung der City als, auch dies ist zu unterstrei-
chen, Mittelpunkt der Region muss dabei eben-
falls stetes Ziel sein. Entwicklung und Verénde-
rung gehdren zu einer lebendigen Stadt.

Meine Damen und Herren, ich will die verschiede-
nen Projekte, die mit groRem Erfolg realisiert wor-
den sind, insbesondere in den letzten zwei Jah-
ren, die Obernstralle, die Ségestralle, nicht noch
einmal alle aufzahlen. Sie sind schon benannt
worden. Auch das, was im Kontext mit weiteren
Malnahmen im offentlichen Raum zu erw&hnen
ware, ob die Umgestaltung des Walls, der Ausbau
der Schlachte, der Ausbau der MartinistraRe, auch
dies alles nur stichwortartig, weil vieles schon an-
gesprochen ist, alles Projekte, die, denke ich, ex-
emplarisch fur die Bemiihungen gestanden haben
und stehen, unsere City fiir die Zukunft fit zu ma-
chen. Weitere Projekte, auch das ist angespro-
chen, stehen noch vor uns, die in 2003 und 2004
folgen werden, wie Schisselkorb, obere Schlach-
te ins Faulenquartier hinein und so weiter.

Mit all diesen MalRhahmen, auch dies muss -
sagt werden, befinden wir uns angesichts der
Komplexitat dieses Programms voll im Zeitplan.
Auch das hat man nicht immer. Man hat manch-
mal Plane, und man ist nicht voll im Zeitplan. Wir
sind hier voll im Zeitplan.

(Beifall bei der SPD)

Auch die skizzierten Mittelabflisse beziehungs-
weise Bewilligungen zeigen die Uberaus zlgige
Umsetzung des Programms, die uns gelungen ist.
Dass es dabei nicht nur bei offentlichen Investitio-
nen geblieben ist, sondern dass es eine Fille von
privaten MalRnahmen nach sich gezogen hat, ist
hier schon angesprochen worden. Es kommen
auch neue, der Bredenplatz wird der néachste
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Punkt sein, an dem gebaut werden wird, der zur
Attraktivitat der Innenstadt weiter beitragen soll.

Ich méchte vielleicht an dieser Stelle nicht Wasser
in den Wein giel3en, aber vielleicht doch noch &-
nen Aspekt benennen, denn es gibt an der einen
oder anderen Stelle, insbesondere wenn es nicht
um das Engagement privater Einzelner geht, son-
dern um die Beteiligung von privaten Gruppen,
trotz zahlreicher Bemihungen doch noch eine
Reihe von Hemmnissen, die man ansprechen
muss. So wirde ich mir wiinschen, dass nicht nur
das Fassadenprogramm flr die Haupteinkaufsbe-
reiche der Innenstadt mehr Abnehmer finden wur-
de, sondern auch, dass insbesondere die verab-
redeten Uberdachungen in der SoégestralRe ziigig
in Angriff genommen werden. Die 6ffentliche Hand
hat hier ihren Beitrag geleistet. Die Strafe wurde
saniert, die Forderungen fiir die Uberdachungen
zugesichert. Ich weil3, dass sich insbesondere
Herr Storch und Herr Messerknecht von der Han-
delskammer sehr bemihen, sehr da hinterher
sind, und ich unterstitze dies ausdriicklich. Mein
Appell geht an die anderen Anlieger, diese beiden
insbesondere und uns alle nicht im Regen stehen
zu lassen, um es einmal bildlich auszudricken.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich denke, dass dieser
mit groRem Tempo und auch durchaus mit Belas-
tungen und Unannehmlichkeiten fir Anlieger und
Gaste vollzogene Umbau unserer Innenstadt nicht
mdoglich gewesen ware, wenn wir hier in Bremen
nicht zu einer so hervorragenden Partnerschaft
zwischen den verschiedenen Akteuren gefunden
hatten. Ich meine damit nicht nur die beiden Res-
sorts Bau und Wirtschaft, die gemeinsam an &-
nem Strang ziehen. Ich meine insbesondere auch
die Kooperation zwischen den Kaufleuten der h-
nenstadt und ihren Interessenvertretern, der Ver-
waltung und der Politik.

Nach meinem Eindruck haben alle verstanden,
entweder es geht gemeinsam, oder es geht gar
nicht. Dieser gemeinsame Wille hat uns Uber so
manche schwierige Phase hinweg geholfen. Wer
noch einmal zurtickdenkt, als wir davor standen,
dass diese Umbaumalinahmen kommen, welche
Angste und Bauchschmerzen uns das gemacht
hat, es ware nicht gelungen, wenn wir dieses Pro-
jekt nicht so untergehakt miteinander gemacht
hatten. Dazu hat zum einen sicher, das ist ange-
sprochen worden, die gute handwerkliche Arbeit
auf den Baustellen beigetragen, sicher auch die
hervorragenden Marketingmaflinahmen, die zum
groBen Sympathietrager geworden sind, und auch
das, was im Ubrigen an Koordinierung und Koor-
dination insgesamt zwischen den Beteiligten die

da miteinander arbeiten missen, geleistet worden
ist.

Auch wenn wir mit diesem Sofortprogramm In-
nenstadt schon jetzt, denke ich, eine echte B-
folgsstory haben landen kdnnen, lohnt es sich,
auch das ist angesprochen worden, dies weiter-
zuentwickeln, neue Akzente zu setzen. Nichts
kann so gut sein, als dass es nicht standig ver-
bessert werden misste, darum das Fortfihrungs-
programm, das sich derzeit in der Erarbeitung be-
findet und das auch in der Antwort des Senats
skizziert worden ist.

Ich méchte nur drei Punkte kurz ansprechen, die
besondere Beachtung verdienen. Der eine ist in
der Tat, im Innenstadtprogramm dem Thema
Wohnen groRere Aufmerksamkeit zu schenken.
Ich denke, Wohnnutzungen tragen wesentlich zur
Belebung der Innenstadt bei, insbesondere au-
Rerhalb der Geschéftszeiten. AuRerdem wird fur
diesen Bereich sicherlich eine besondere Klientel
auch Interesse und Lust haben, hier in die Innen-
stadt zu ziehen.

Der zweite Punkt ist, dass wir verstarkt Mafl3nah-
men zur Verbesserung der Verknupfung der In-
nenstadt, das ist von lhnen allen angesprochen
worden, haben, in den angrenzenden Quartieren
erarbeiten und durchfiihren missen, um so auch
gemeinsam, auch aufbauend auf den Konzepten
und MaRnahmen zur Stadtteilentwicklung, eine
Starkung der gesamtstadtischen Struktur zu errei-
chen. Dafir spricht unter anderem die kiirzlich be-
sprochene Sanierung der Weserpromenade zwi-
schen Tiefer und Stadion, nur als ein Beispiel.

Auf die insbesondere von meinem Haus getrage-
nen Bemihungen zur Verbesserung der Situation
in den Ubrigen Stadtteilzentren und Stadtteilen
durch die Entwicklung von mit den Ortsteilen &-
gestimmten Konzepten und die Umsetzung von
EinzelmaBnahmen will ich jetzt nicht eingehen.
Aber ich glaube, mit der gleichen Intensitat, mit
der wir uns jetzt fir die Innenstadt eingesetzt ha-
ben und Mittel bereit gestellt haben, haben wir die
Verpflichtung fir die Zukunft, dies fur die Ubrigen
Stadtteile, nicht nur die innenstadtnahen, sondern
auch die Ubrigen Quartiere und Stadtteile, zu tun,

(Beifall bei der SPD)

denn es hilft auch nichts, wenn die Innenstadt
schon ist und sich die Menschen da, wo sie zu
Hause sind, nicht wohl fihlen. Darum muss daftr
auch Geld bereitgestellt werden.

(Beifall bei der SPD)
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Schliellich das Thema Faulenquartier! Das wird
natirlich, da sind wir uns alle einig, in den nachs-
ten Jahren von allergrof3ter Bedeutung sein. Dass
wir mit der Entscheidung fur Radio Bremen und
ein Medienzentrum jetzt an einen Punkt gekom-
men sind, an dem die Entscheidung gefallen ist,
kann ich nur begrif3en, weil wir damit, glaube ich,
eine gute Startvoraussetzung haben, dieses Quar-
tier seiner Lage, seiner Nahe und seiner hohen
Innenstadtnéhe entsprechend zu entwickeln und
gleichzeitig den Briickenschlag zur Uberseestadt
zu treffen. Insofern, glaube ich, war das eine gute
Entscheidung, und auch da missen wir jetzt ganz
massiv herangehen, um es hinzubekommen.

Hinbekommen, um bei dem Wort zu bleiben,
mussen wir aber auch die Finanzierung, auch sie
ist angesprochen worden. Wir befinden uns in in-
tensiven Gesprachen mit den Betroffenen und den
Verantwortlichen. Ich gehe davon aus, dass wir in
der Tat die notwendigen Mittel im WAP und im
AIP sichern kénnen. Darliber hinausgehende H-
nanzierungen koénnen und sollten vielleicht wie
bisher als sinnvolle Ergdnzungen dann herange-
zogen werden.

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass
das, was wir erreicht haben, Ihr aller Lob einge-
heimst hat, und ich hoffe, so kénnen wir dann die
nachsten Jahre weitermachen in der Innenstadt
und vor allen Dingen auch in den Stadtteilen. -
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort Frau
Staatsratin Winther.

Staatsratin Winther: Herr Prasident, meine [a-
men und Herren! Ich mdchte gern eine ganz all-
gemeine Bemerkung machen, um dann zwei oder
drei wirtschaftspolitische Anmerkungen zu ma-
chen. Ich freue mich wie Frau Wischer, dass alle
so begeistert sind Uber dieses Innenstadtpro-
gramm, dass alle dabei gewesen sein wollen und
dass alle diese Idee gehabt haben wollen. Ich fin-
de das toll. Ich finde aber eines gut: Die groRRe
Koalition hat die Vielzahl der Projekte seit 1995
umgesetzt, die Herr Pflugradt und alle anderen
eben auch schon dargestellt haben.

Eine attraktive Innenstadt ist sicherlich nicht nur
das Herzstick, gerade auch, aber nicht nur, fir
die Burger, sondern sie ist auch als Herzstlck ei-
nes Wirtschaftszentrums entscheidend, wenn es
darum geht, Unternehmer nach Bremen zu be-
kommen, Unternehmer hier zu halten, den Dienst-
leistungsbereich auszubauen und nattrlich auch
im Sinn eines neuen Tourismus ein neues Image
dieser Stadt vorzustellen, um damit Besucher

nach Bremen zu bekommen, aber natirlich auch,
wenn es darum geht, durch gute Rahmenbedin-
gungen die Wettbewerbsfahigkeit des Einzelhan-
dels zu starken. Dies alles, denke ich, ist uns gut
gelungen. Es ist offensichtlich, was in unserer
Stadt geschehen ist, und wir lernen sie neu ken-
nen und lieben.

Was vielleicht nicht ganz so offensichtlich ist, das
sind die wirtschaftspolitischen Effekte, und des-
wegen darf ich auf diesen Punkt kurz eingehen.
Die offentlichen BaumaRnahmen im Innenstadtbe-
reich haben eine Vielzahl von privaten Investitio-
nen nach sich gezogen. Insgesamt sind 30 Millio-
nen o6ffentliche Gelder fiir die bereits fertig gestell-
ten oder im Moment noch im Bau befindlichen
Projekte investiert worden. Sie haben ein privates
Invest von 230 Millionen nach sich gezogen. Dies
ist eine Quote von eins zu sieben, und ich denke,
wir wirden uns eine solche Quote in vielen ande-
ren Bereichen wiinschen und sind stolz, dass uns
das so gelungen ist.

Nun kdnnen Sie sagen, wir rechnen das Kontor-
haus am Markt heraus oder die eine oder andere
Investition unserer Gesellschaften, aber dann ist
es mit Sicherheit immer noch eine Quote von eins
zu sechs, und auch das ist hervorragend.

(Abg. Pflugradt [CDU]: Und die Investitionen sind
es auch!)

Ja, sicherlich! Ich mdchte noch zwei groRere h-
vestitionen hier herausgreifen, das ist die ehema-
lige Wertpapierbérse, 50 Millionen Euro Invest
und 250 neue Arbeitsplatze, der Neubau Muse-
umstral3e, 7,5 Millionen Euro Invest, 150 neue Ar-
beitsplatze. Das sind nur zwei etwas grof3ere Bei-
spiele.

Damit bin ich dann auch bei den Arbeitsplatzen.
Einer Anmerkung der Vorlage konnten Sie ent-
nehmen, dass der Zustand der Innenstadt 1995
so desolat war, dass die Experten befurchtet ha-
ben, dass diese Innenstadt abstiirzen wird. Vor
diesem Hintergrund ist es sehr wohl gerechtfertigt
zu fragen, wie viele Arbeitsplatze konnten durch
die Sanierungsmafinahmen und Investitionen ge-
sichert werden. Wir kommen zu dem Ergebnis,
dass 4000 Arbeitsplatze gesichert worden sind.
Darin sind noch nicht einmal die Effekte enthalten,
die sich aus der gesamten Bautatigkeit ergeben,
und es sind rund 770 Arbeitsplatze neu entstan-
den.

Das ist gut so, das ist ein hervorragendes Beispiel
fur ein Projekt, das in vielen Fallen gemeinsam mit
den Privaten gelaufen ist, nicht nur mit Einzelin-
vestitionen, sondern eben auch Gemeinschafts-
vorhaben wie zum Beispiel in der Sogestralie das
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neue Pflaster, neue Dacher, wie in der Passage
Museumstrasse/Am Wall oder bei anderen Bei-
spielen auch.

Im Sinn eines fitten und zukunftsfahigen Ober-
zentrums ist es klar, dass wir uns Gedanken ma-
chen missen, wie die Entwicklung weitergeht. Ich
will die einzelnen Punkte hier nicht wiederholen,
sie sind bereits dargestellt worden. Frau Krusche,
wenn Sie die Vorlage gelesen haben, auch die
Entwicklung von Wohnflachen, gerade attraktive
Lofts und &hnliche Wohnmoglichkeiten in der
Stadt sind in dieser Vorlage dargestellt, genauso
auch wie die weiteren Planungen, die wir angehen
werden, wie wir mehr Bluroraum, modernen Biro-
raum in der Innenstadt schaffen kénnen.

Diese Themen - Wohnen am Wasser und am
Wall, die Weiterentwicklung und Umwandlung von
gewerblichen, nicht mehr genutzten Raumen in
Wohnraum, genauso auch wie die Schaffung von
Buroraum - wird der Senat in der nachsten Zeit
weiterentwickeln und daraus ein komplettes Pro-
jekt mit dem Arbeitstitel ,Innenstadt 2010“ entwi-
ckeln.

Zum Finanzbedarf kann ich insoweit nur anmer-
ken: Bisher haben wir im Jahr rund 7,5 Millionen
Euro fur das alte Programm ausgegeben. Wir ge-
hen davon aus, dass wir in den Jahren bis 2010 -
also in den Jahren 2003 bis 2010 - einen Mit-
teleinsatz von sechs Millionen Euro pro Jahr brau-
chen und den auch werden realisieren kénnen.
Wir sind im Moment konkret dabei, den projektbe-
zogenen Finanzierungsbedarf zu erarbeiten und
ihn in das Gesamtprogramm einzufiigen, um es
lhnen dann aus einer Mischfinanzierung sowohl
durch das Anschlussinvestitionsprogramm als
auch durch das Anschlussprogramm WAP zur
weiteren Finanzierung vorzulegen.

Wir werden auch weitere andere Mdglichkeiten
suchen und nutzen, um weitere Gelder mit an die
Burg zu bekommen, zum Beispiel aus dem GCe-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz, dem Son-
dervermodgen Uberseestadt oder der Stiftung
+-Wohnliche Stadt“. Insgesamt sind wir sehr hoff-
nungsvoll, dass wir lhnen ein tragfahiges, zu-
kunftsfahiges, modernes Konzept ,Innenstadt
2010“ werden vorlegen kénnen, und hoffen, dass
Sie dann genauso begeistert sind wie jetzt. - Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst Uber den Antrag der Fraktionen
der SPD und der CDU abstimmen.

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag der
Fraktionen der SPD und der CDU mit der Druck-
sachen-Nummer 15/632 S seine Zustimmung ce-
ben mdéchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft stimmt dem
Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Ubrigen nimmt die Stadtbirgerschaft von der
Antwort des Senats auf die GroRe Anfrage der
Fraktionen der CDU und der SPD Kenntnis.
Vorhaben- 21 mit
Deckblatt

(vorhabenbezogener Bebauungsplan)

fur den Bau der ,Tagesklinik an der Universi-
tat in Bremen-Schwachhausen auf dem
Grundstick Parkallee/stadtauswarts neben
dem Hotel ,Zur Munte*®

Mitteilung des Senats vom 10. September 2002
(Drucksache 15/617 S)

und ErschlieBungsplan

Die Beratung ist eréffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Vorhaben- und ErschlieBungsplan 21 mit
Deckblatt beschlieBen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafur SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bindnis 90/Die Griinen)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft beschlief3t

entsprechend.

Larmschutz starken
Mitteilung des Senats vom 1. Oktober 2002
(Drucksache 15/622 S)

Die Beratung ist eréffnet.
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Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Schuster.

Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Président, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube,
der Bericht des Senats zum Larmschutz zeigt ei-
nes sehr deutlich: La&rmschutz ist nicht ein Luxus,
der sich nebenbei geleistet wird, sondern eine
Aufgabe, die der Senat ernst nimmt. Das zeigt die
Aufzahlung der verschiedensten Bereiche, in ce-
nen der Senat aktiv ist. Ich komme gleich noch
dazu.

Ich glaube, damit wird die Befiirchtung widerlegt,
die damals fur Bindnis 90/Die Griinen handlungs-
leitend war, als sie gefordert haben, dass doch
endlich Larmminderungspléane aufgestellt werden
sollen. Sie hatten damals als Erstes fir den Be-
reich der Neustadt die Aufstellung eines entspre-
chenden Plans gefordert. Darauf hatten wir uns
dann interfraktionell geeinigt und gesagt, wir g-
hen eigentlich davon aus, dass in diesem Bereich
viel passiert. Die Aufstellung von Larmminde-
rungsplanen nimmt sehr viel Zeit in Anspruch, und
weil wir den Larmschutz eben nicht auf die lange
Bank schieben wollen, wollten wir einen Bericht
haben, was der Senat eigentlich konkret macht,
um dieses Problem anzugehen.

Das hat auch einen Hintergrund: Larmminde-
rungsplane beziehungsweise eine umfassende
Analyse der Larmquellen in dieser Stadt mit ent-
sprechenden Messungen - das missen wir uns
als Haushaltsnotlageland durchaus immer wieder
bewusst machen - kosten sehr viel Geld. Das
spricht nicht dagegen, dass man dies machen
muss, allerdings kann man eben nicht so lange
warten, bis alle Daten erhoben sind. Wir wissen in
vielen Bereichen, wo unsere Stadt laut ist. Eine
Stadt ist an sich laut, und wir kennen auch die
Stellen, an denen sie besonders laut ist. Wir wis-
sen, dass Larm nicht irgendeine Sache ist, die
man vernachlassigen kann, sondern sehr ge-
sundheitsschadigend ist und eine hohe Belastung
fur die Bevoélkerung darstellt. Deswegen wissen
wir auch, wo wir anzusetzen haben.

Ich bin sehr zufrieden mit den Bereichen, die ja
zum Teil nur exemplarisch in dem Bericht des Se-
nats aufgefiihrt worden sind. Bremen geht umfas-
send gegen Larm vor, sowohl Uber die Bauleitpla-
nung, bei der Umstrukturierung von Gewerbege-
bieten - in diesem Zusammenhang sind hier die
MaRnahmen, die begleitend zur der ErschlieBung
der alten Hafenreviere in Walle angegangen wer-
den, angefuhrt - als auch beim Neubau der A 281.
Welche Larmschutzmaflnahmen dort alle ergriffen
werden, die fur die ortliche Bevdlkerung von fo-
hem Nutzen sind, kdnnen Sie dem Bericht des
Senats entnehmen. Wir sind aus meiner Sicht

gleichzeitig bei der Bundesbahn recht erfolgreich,
darauf zu dringen, dass auch sie ihre Aufgabe des
Larmschutzes wahrnimmt und entsprechende
MaRnahmen an den Strecken ergreift, denn wir
wissen, dass auch Bahnlarm extrem storend ist.

Wir haben durchaus verschiedene Dinge erfolg-
reich laufen: Es werden Strecken bereits realisiert,
es sind direkt Verfahren eingeleitet, um Verbesse-
rungen herbeizufiihren, und es sind fur die kom-
mende Zeit neue wichtige Strecken in die Dring-
lichkeitsliste aufgenommen. Es passiert dort also
auch viel, so dass man, glaube ich, sehr zufrieden
sein kann.

Wie auch in der Anfrage ausgefihrt ist, hat sich
die Lage in der Frage von Larmminderungsplanen
geéandert. Zu wissen, wo die Stadt besonders laut
ist, entbindet natirlich nicht davon, mittel- und
langfristig auch systematisch das Problem weiter
anzugehen. Durch die neue EU-Richtlinie haben
sich jetzt Anderungen ergeben, welche Anforde-
rungen an die Analyse cer Larmquellen gestellt
werden und welchen Anforderungen Larmminde-
rungsplane, die aufgestellt werden sollen, geni-
gen sollen.

Ich denke, es ist vernunftig abzuwarten, welche
Anforderungen durch die Umsetzung der Richtli-
nie in deutsches Recht konkret auf Bemen -
kommen, um teure Zusatz- und Doppelarbeiten zu
vermeiden. Dies ist vor dem Hintergrund tragbar
und auch akzeptierbar, weil Larmschutz in dieser
Stadt ernst genommen und nicht auf die lange
Bank geschoben wird.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, dass noch viel zu tun bleibt. Es ist
keineswegs so, dass unsere Stadt umfassend lei-
se geworden ist. Das ware auch sehr verwunder-
lich. Es ist eine Eigenheit einer Stadt, dass es dort
eben lauter zugeht als in der freien Natur. Wir sind
aber fest entschlossen, diese Larmbelastigungen
konsequent anzugehen, weil Larmschutz fur die
SPD eben nicht ein Luxus ist, sondern ein ganz
wesentlicher Bestandteil zur Verbesserung der
Lebensqualitat in Bremen. - Ich danke lhnen!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Mull.

Abg. Frau Mull (CDU): Herr Président, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich denke einmal,
ich brauche auf die einzelnen Mal3nahmen, die in
der Vorlage und auch bereits in dem Beitrag von
Herrn Dr. Schuster genannt wurden, nicht mehr
einzugehen, denn die MalRnahmen und die vorlie-
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genden Mitteilungen zeigen ja sehr deutlich, was
wir in Bremen alles in Sachen Larmschutz tun und
wie wir versuchen, die Wohn- und Lebensqualitat
in unserer Stadt zu verbessern.

Ich mochte mich deshalb mehr dem generellen
Thema Larmschutz und Larmbel&stigung widmen!
Allein 16 Prozent der bundesdeutschen Bevdlke-
rung sind wahrend des Tages Mittlungspegeln,
wie man das so schdn nennt, von mehr als 65
Dezibel ausgesetzt. Ich denke einmal, jeder weil3,
was das sowohl fir die kdrperliche als auch, um
es einmal so zu nennen, fir die geistige Verfas-
sung bedeutet, wenn man solch einem Larm- oder
Dezibelpegel ausgesetzt ist. Die dominierende
Larmquelle ist der StralRenlarm, gefolgt von Hug-
verkehr, Schienenverkehr, Nachbarschaft, Indus-
trie und Sport. Sport kann also auch eine Larmbe-
lastigung ausmachen, wenn man zum Beispiel in
der Nahe eines Sportstadions lebt. Die Diskussio-
nen kennen wir auch.

Larm ist aber nicht nur stérend, sondern es kann
durch Larmbelastigung auch zu Gesundheits-
schaden kommen, inshesondere als Resultat bei
besonders belasteten Menschen zu Herz- und
Kreislauferkrankungen. Die sind immer haufiger
festzustellen. Das Thema Larm nimmt in unseren
Stadten also zu. Insbesondere in Ballungsraumen
fuhlen sich die Menschen immer mehr bel&stigt.
Deshalb beschaftigt sich auch das Fachmagazin
,Der Stadtetag” in seiner Oktober-Ausgabe auf
rund 30 Seiten mit dieser Problematik. Wenn der
eine oder andere von lhnen es liest, es empfiehlt
sich sehr zum Studium!

Ich sagte es bereits, der Grad der Larmbelasti-
gung bestimmt unsere Lebens- und Wohnqualitat,
und deshalb sind wir der Auffassung, dass inshe-
sondere uns als politischen Entscheidern eine be-
sondere Aufgabe zufallt. Es ist also bei der Neu-
planung von Wohn-, Bau- und Gewerbegebieten,
bei der Sanierung von StralRen und Fahrbahnen,
bei der Gestaltung von guter, effizienter Verkehrs-
anbindungen und Optimierung von Verkehrswe-
gen immer wieder auf den Aspekt der Larmmini-
mierung zu achten.

Wenn man einmal sieht, welche Gesetze und
Verordnungen sich mit dem Thema Larmschutz
beschaftigen - vom Bundes-Immissionsschutzge-
setz Uber Verkehrslarmschutzverordnung bis zu
Freizeitrichtlinienverordnungen, Gerate- und Ma-
schinenlarmschutzverordnungen, was es alles gibt
-, versucht man, beim Einsatz von Baumaschinen,
Rasenmahern et cetera zur Einhaltung von Grenz-
werten doch beizutragen. Es ist wirklich eine um-
fangreiche Gesetzgebung und Verordnung in wn-
seren Bundesgesetzen zu erkennen, um sich die-
ser Problematik zu widmen.

Larm ist, das wird ja auch in dem Bericht gesagt,
nicht nur ein deutsches, sondern ein europdisches
Problem. Deshalb hat es sich die EU eben auch
zur Aufgabe gemacht, mit einer neuen Richtlinie
dieses Thema als ein gemeinsames europaweites
Konzept festzulegen und sich damit zu beschéfti-
gen, um schadliche Auswirkungen durch Ge-
rauschbelastung auf die Bevdlkerung zu verhin-
dern, ihnen vorzubeugen beziehungsweise sie zu
mindern. Mit dieser neuen Richtlinie wird erstmals
ein europaweiter rechtlicher Rahmen zur Larm-
minderung geschaffen.

Uber zu erstellende Larmkarten - das steht eben-
falls in dem Bericht - will man also herausfinden,
wo denn die Larmbelastung ist, was die Ursachen
dafur sind und welche MaBhahmen man kurzfris-
tig zur LArmminderung oder aber auch zur Ver-
meidung eines weiteren Anstiegs in Sachen
Larmbelastigung durchfiihren kann.

Meine Damen und Herren, die durchzufiihrenden
oder in der Vergangenheit bereits getatigten
LarmschutzmaRnahmen sind, und das wurde in
der Vorlage ebenfalls deutlich, mit einem erhebli-
chen finanziellen Bedarf versehen. Sie kosten
sehr viel Geld. Ich habe jetzt keine Summe aus
der Vorlage gezogen, aber wir wissen, auch wenn
wir uns Uber kurze Bauabschnitte und Larm-
schutzwande unterhalten, dass auf wenigen Me-
tern bereits immense Summen veranschlagt wer-
den mussen.

Trotzdem ist es immer wieder unser gemeinsa-
mes Ziel, fir die Lebens- und Wohnqualitat in der
Stadt alles zu tun und auch entsprechend Larm-
schutzmalRnahmen zu férdern. Wir sind allerdings
der Auffassung, dass diese MalRnahmen nicht d-
lein von den Stadten durchgefiihrt werden kon-
nen, das ist finanziell Gberhaupt nicht zu leisten,
deswegen erwarten wir eben auch eine Unterstit-
zung auf Bundes- und Europaebene. Wir als
CDU-Fraktion sind sehr gespannt, wie die alte und
neue Bundesregierung das in Angriff nehmen wird
und inwiefern wir als Stadt Bremen bei unserer
Larmschutzproblematik und unserem Larmminde-
rungsbemiihen Unterstitzung der neuen Bundes-
regierung fir die Stadt Bremen erwarten kénnen. -
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bundnis 90/Die Griinen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Auch
wenn mein Vorredner und meine Vorrednerin ver-
sucht haben, hier das Gegenteil zu vermitteln, so
ist doch festzustellen, dass hinsichtlich der Frage
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der Larmminderungsmafinahmen durch den Se-
nat noch erheblicher Handlungsbedarf besteht. In
Bremen wird der Schutz der Bevdlkerung vor
Larm weiterhin nicht konsequent angegangen. Die
in der Mitteilung des Senats genannten Larm-
schutzmalBhahmen sind Uberwiegend Ergebnis,
Frau Mull, rotgriner Bundespolitik und damit bei-
spielsweise auch der Bundesbahn, die eben auf-
grund von Bundesmitteln hier in Bremen Larm-
schutzmafinahmen ergreift.

Larmschutz ist aber nicht nur eine Angelegenheit
von Europa und dem Bund, sondern es ist vor d-
len Dingen auch eine kommunale Aufgabe. Das
hat im Ubrigen auch kirzlich, man hére und stau-
ne, Herr Dr. Sieling erkannt, er hat namlich im
Weser-Kurier* vom 17. Oktober geauf3ert: So sei
mehr Larmschutz an Bahntrassen ein wichtiger
Schritt, aber das kann nur der Anfang sein, erklart
der SPD-Baudeputierte Herr Sieling im ,Weser-
Kurier*. Neben der Deutschen Bahn seien auch
der Bund und Bremen gefordert. Sieling schwebe
ein detailliertes Larmprogramm fir das kleinste
Bundesland vor. Richtig, Herr Sieling! Genau die-
ses Programm wird mit dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz seit 1990 gefordert.
Bremen ist bis heute seiner rechtlichen Verpflich-
tung nicht nachgekommen. Wr haben vor uber
einem Jahr den Antrag in diesem Haus gestellt,
genau diesen rechtlichen Auftrag wahrzunehmen
und genau das, was Sie im ,Weser-Kurier* for-
dern, hier durchzufihren. Dieser Antrag wurde
von der grofl3en Koalition abgelehnt.

In der Summe gibt es also bis heute, trotz rechtli-
cher Verpflichtung, kein eigenstéandiges Bremer
Aktionsprogramm  zur Larmminderung, und,
schlimmer noch, auch die rechtlichen Verpflich-
tungen aus dem Paragraphen 47 a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes werden nicht umge-
setzt. Dies ware aber ein wichtiger Schritt, um
wirklich das Problem konsequent anzugehen.

Mit welchem absurden Vorgehen nun der Senat
diese zwolfjahrige Schlamperei begriindet, das
mochte ich Ihnen kurz vorfuhren, meine Damen
und Herren! Ich beziehe mich zunéchst auf die
Deputationssitzung vom 5. November 1998. [a-
mals wurden 380.000 DM fir so genannte Schall-
immissionsplane bereitgestellt, und, hdéren Sie
jetzt gut zu, damals hiel3 es in der Vorlage, den
gesetzlichen Pflichten kdnne endgtltig nicht mehr
ausgewichen werden. Diese Schallimmissionsplé-
ne gibt es bis heute nicht. Es gibt bis heute nicht
die Larmerfassung, die damit erfolgen sollte. Ich
frage Sie, Frau Senatorin Wischer: Was ist denn
eigentlich mit diesem Geld passiert?

Ich méchte hier an die Debatte vor tber einem
Jahr in der Birgerschaft erinnern - wir hatten den

Antrag eingebracht, das hatte Herr Dr. Schuster
schon gesagt, ,Larmminderungspléane endlich
erstellen”, woraufhin die gro3e Koalition als Ge-
genantrag den Antrag ,Larmschutz starken“ ein-
gebracht hat -, und ich méchte aus dieser Debatte
Herrn Dr. Schuster mit Erlaubnis des Prasidenten
Zitieren:

.Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich will es auch kurz machen, weil in der
Tat viel Einigkeit besteht. Einen Punkt sehe ich al-
lerdings etwas anders, namlich dass wir uns be-
wegt haben, weil Sie einen Antrag eingebracht
haben. Der Antrag, den die Koalition eingebracht
hat, versucht vor allen Dingen deutlich zu ma-
chen, dass Ihr Antrag im Prinzip offene Scheunen-
tore einrennt. Es wird an einer Larmminderungs-
planung gearbeitet. Sie setzt voraus, dass man
eine Bestandsaufnahme des Larms in der Stadt
erarbeitet, um dann zu schauen, welche Malf3-
nahmen geeignet sind.” Weiter heil3t es dann: ,Wir
arbeiten an einem entsprechenden Larmkataster.
Nachstes Jahr werden erste Ergebnisse und me-
thodische Festlegungen vorliegen.”

Das nachste Jahr haben wir jetzt. Es gibt keine
Ergebnisse, es gibt keine methodischen Festle-
gungen, und weil wir das auch die ganze Zeit be-
furchtet haben, dass in der Richtung nichts pas-
siert, hatten wir dann funf Monate spéater eine An-
frage in der Fragestunde eingereicht. Hier mochte
ich jetzt mit Erlaubnis des Prasidenten zitieren.
Frau Wischer antwortet auf unsere Frage, wo
denn nun die Schallimmissionsplane bleiben:

.Der StraRenverkehr ist die dominierende L&rm-
quelle in der Stadt. Daher beabsichtigt der Senat
zunachst in Bezug auf diese Quelle den Aufbau
einer Larmminderungsplanung. Grundlage hierfir
sind jedoch belastbare Larmbasisdaten. Ein ex-
ternes spezialisiertes Ingenieurbiro ist gegenwar-
tig damit beauftragt, Verfahrensvorschlage zu a-
arbeiten, wie diese Basisdaten erhoben werden
kénnen. Das von dem Biro zum Sommer 2001
vorgelegte Stralennetzmodell musste noch modi-
fiziert werden, so dass jetzt zu den vorgeschlage-
nen Methoden noch Angaben zu den Kosten und
Umsetzungszeiten geliefert werden missen. Aus-
sagen werden noch innerhalb des ersten Quartals
dieses Jahres erwartet, so dass daraufhin die wei-
teren Schritte eingeleitet werden kénnen.“

Soweit der Senat im Januar 2002! Noch immer
gibt es diese erste Grundlage fur eine La&rmminde-
rungsplanung hier in dieser Stadt nicht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der
Tat, nach dem, was jetzt in der Mitteilung des Se-
nats steht, glaube ich nicht daran, dass an dieser
auch wirklich gearbeitet wurde, denn nun wird die
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neue Richtlinie der Europédischen Union zur Be-
kampfung des Umgebungslarms dazu miss-
braucht, um die weitere Untétigkeit des Senats bis
mindestens 2005 zu begrinden, denn die zur De-
batte stehende Mitteilung des Senats sagt im Klar-
text, dass weiterhin die gesetzliche Verpflichtung
aus dem Immissionsschutzgesetz nicht erflllt
werden soll.

Dabei, meine sehr verehrten Damen und Herren,
und das weil3 jeder, der ein kleines bisschen juris-
tisches Verstéandnis hat, ist es so, dass dieses
Bundes-Immissionsschutzgesetz unabhéngig von
der europaischen Richtlinie seine Gultigkeit be-
halt. Es gibt keinerlei Notwendigkeit, aufgrund der
Richtlinie untatig zu bleiben, im Gegenteil! Frau
Mull hat es auch schon erwahnt, in der aktuellen
Ausgabe der Zeitschrift ,Der Stadtetag“ vom k-
tober 2002 ist diesem Thema ein Schwerpunkt
gewidmet, aus diesem mdchte ich mit Erlaubnis
des Prasidenten zitieren, dort heil3t es:

.FUr Stadte kommt es in Zukunft darauf an, das
planerische Instrument der Larmminderungspla-
nung verstarkt zu nutzen. Mit Paragraph 47 a des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes existiert be-
reits seit 1990 eine der europaischen Umge-
bungsrichtlinie vergleichbare nationale Regelung.
Demnach sind die deutschen Stadte schon seit
1990 gesetzlich verpflichtet, LA&rmminderungspla-
ne zu erstellen. Diese Verpflichtung wurde und
wird zurzeit durch die Stadte mit erheblichem
Aufwand und Engagement umgesetzt. Insbeson-
dere die Ballungsraume verfligen deshalb bereits
Uber umfangreiche Erfahrungen der Larmkartie-
rung und Larmminderungsplanung.” Soweit das
Zitat, Axel Welge, Hauptreferent des Deutschen
Stadtetags! Ich meine, allen hier im Haus ist klar,
dass mit denjenigen, die Uber die Erfahrung ver-
fugen, Bremen sicherlich nicht gemeint ist.

Meine Damen und Herren, das Zitat hat doch
noch einmal deutlich gezeigt, es gibt keinen weite-
ren Grund flir eine Untétigkeit des Senats. Wir
Grunen fordern hier zum wiederholten Mal den
Senat auf, seine gesetzlichen Verpflichtungen zu
erfullen und zu einer Verbesserung der lebens-
qualitat der Bremer Bevolkerung beizutragen.

(Beifall beim Blndnis 90/Die Griinen)

Unsere Forderung im Konkreten ist, dass sofort,
und das ist moglich, auf der Grundlage der Me-
thoden der neuen européischen Umgebungslarm-
richtlinie mit Messungen begonnen wird.

Herr Schuster, eine Anmerkung kann ich mir lei-
der nicht verkneifen: Es ist keine gliickliche Fi-
gung, diese Umgebungsrichtlinie der EU jetzt zu
benutzen, um sozusagen eine zwdlfjahrige

Schlamperei noch weiter fortzusetzen und das
damit zu begrinden. Das konterkariert europai-
sche Umweltpolitik, und das ist der Punkt, der
mich auch an der Stelle wirklich &rgerlich macht.

Es wird endlich Zeit, dass durch ein planvolles
Eingreifen zur Larmminderung der Teufelskreis
von Stadtflucht, Zersiedlung, erhdéhtem Ver-
kehrsaufkommen auf den ZufahrtsstraBen und er-
hohter Larmbelastung durchbrochen wird. - Danke
schon!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort Frau
Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Zunachst, glaube ich, sind wir
uns alle darlber einig, und da stehe ich auch auf
gar keiner anderen Seite, dass Larmschutz eine
der wichtigsten Fragen der Zukunft und auch heu-
te schon ist, weil es hier in der Tat auch unter ge-
sundheitlichen Gesichtspunkten Risiken fir Men-
schen geben kann. Dariiber streiten wir Gberhaupt
nicht. Frau Dr. Mathes, das ist nicht die Frage,
und wir waren uns auch einig, das haben wir auch
bei der letzten Debatte hier schon festgestellt,
dass das Thema Larm eigentlich erst sehr spat
gegenuber allen anderen Fragen entdeckt worden
ist. Insofern, und da steht Bremen nicht allein, ist
das in allen Kommunen ein Thema, das noch un-
befriedigend geldst ist.

Aber eines weise ich nun zurlick: Dass Sie hier
den Eindruck erwecken, als wirden wir in den Sa-
chen der Larmvorsorge nicht viel tun, das ist
schlicht falsch! Wir haben in dieser Zeit - und wir
haben es in der Vorlage auch dargestellt - eine
Menge Geld bei den Neuvorhaben investiert, um
genau diesen Gedanken unter umweltpalitischen
und  gesundheitspolitischen  Gesichtspunkten
Rechnung zu tragen. Nehmen Sie das doch ein-
mal zur Kenntnis!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich bin mit lhnen einer Meinung, dass der Verlauf
der Frage eines Larmminderungsplans nicht a-
friedenstellend ist, aber gleichzeitig sage ich auch,
Sie haben versucht, es noch einmal zu referieren,
wir haben in der Tat Mittel eingestellt gehabt, wir
haben in der Tat Auftrage erteilt. Zwischenzeitlich
ist dann deutlich geworden, dass die Grundlagen
und die Bemessungen nicht mehr stimmig waren.
Dann hat man es neu in Auftrag gegeben, dann
stellte sich heraus, dass das allein, was da an
Kosten entstehen wirde, praktisch alle Mittel auf-
fressen wirde, und dann kam in der Tat zwi-
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schenzeitlich die neue EU-Rahmenrichtlinie, in der
es wieder neue Bewertungsgrundlagen gibt.

Da macht es doch keinen Sinn, jetzt viel Geld fur
ein Kataster auszugeben, das madglicherweise
dann genau nicht mit den Richtlinien Uberein-
stimmt, die man dann umsetzen muss. Ich bin
nicht glicklich daruber, dass wir nicht sehr viel
weiter sind, aber ich sage auch noch einmal, dies
ist erstens kein Thema Bremens allein, und zwei-
tens, mit dem Kataster haben Sie zun&chst einmal
eine Grundlage. Herr Schuster hat es gesagt, in
vielen Bereichen, wo wir heute sanieren, wo wir
reparieren muissen, versuchen wir, gerade bezo-
gen auf StralBenverkehrslarm durch andere Bela-
ge dieses Thema Larm so weit zuriickzudrangen,
dass es eben nicht mehr zur gesundheitlichen Be-
lastung kommt.

Bei allen dGbrigen MaRnahmen im Atbestand ist,
wenn Sie das Kataster haben, dieses nur der ers-
te Schritt. Der zweite Schritt ist natirlich eine H-
nanzierung all der Mal3Bnahmen, Uber die wir e-
den. Wenn Sie vorhin so gesagt haben, das eine
hat der Bund bezahlt, das wart ihr nicht, wir haben
in der Tat in unseren Haushalten keine Mittel fir
die Sanierung an den alten Bahnstrecken. Das,
was der Bund da an hohen Milliardenbetragen
aufbringen muss, ist bezogen auf uns nur ein
Tropfen auf den heiRen Stein. Wir haben oft ¢e-
nug daruber in der Deputation diskutiert, und ich
finde es schon enorm, dass es uns gelungen ist,
durch Insistieren hier fiir Bremen von der Bahn
jetzt im zweiten Programm noch einmal Maf3nah-
men zu bekommen. Wir haben lhnen das in der
Deputation vorgestellt oder werden es lhnen noch
vorstellen, jedenfalls ist da eine Menge passiert,
was wir tun.

Das, was wir an der A 281 an Larmschutzmal3-
nahmen machen, ist doch nicht einmal eben so!
Da konnen Sie doch nicht sagen, wir vergessen
dieses Thema, sondern das sind neue Projekte,
da kdnnen wir zukunftsweisend arbeiten! Insofern,
glaube ich, ist es ungerechtfertigt, hier zu sagen,
dass dieser Senat mit der Larmvorsorge nicht
ordnungsgemafl umgeht. Wir bemihen uns, wir
haben die Schwierigkeiten wie alle anderen Stad-
te im Bestand, das ist unbezweifelbar so, und
auch die Frage des Katasters ist nicht zufrieden
stellend, aber zu behaupten, hier in Bremen wiir-
den wir den Larmschutz vernachlassigen, das
kann man so nicht sagen! - Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Stadtbirgerschaft nimmt von der Mitteilung
des Senats, Drucksache 15/622 S, Kenntnis.

1. Anderung des Bebauungsplanes 399
fur ein Gebiet in Bremen-Burglesum
nérdlich Hindenburgstrale Nr. 32
Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/623 S)

Die Beratung ist ertffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Plan zur ersten Anderung des Bebau-
ungsplanes 399 beschlielBen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Bebauungsplan 1268

far ein Gebiet in Bremen-Blumenthal zwischen
- Wolpscher StralRe

- Landesgrenze

- Am Steending

Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/624 S)

Die Beratung ist ertffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 1268 beschlieRen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft beschliel3t
entsprechend.

(Einstimmig)
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Bebauungsplan 1972 mit Deckblatt

fur ein Gebiet in Bremen-Niedervieland zwi-
schen

Stromer Landstralle,

Merkurstralie,

Rudolf-Diesel-Stralie,

Senator-Apelt-Stral3e und

Bezirksbahnhof Rablinghausen

Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/625 S)

Die Beratung ist er6ffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 1972 mit Deckblatt ke-
schlieen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafir SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen Bundnis 90/Die Griinen)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft beschlief3t
entsprechend.

Bebauungsplan 2075

fir Gebiete in Bremen-Neue Vahr

zwischen Kurt-Schumacher-Allee, Karl-
Kautsky-Straf3e (zum Teil einschlief3lich), Bi-
schof-Ketteler-StraRe (zum Teil einschliellich),
Otto-Suhr-StraRe (zum Teil einschlief3lich), Mit-
telkampsfleet und Burgermeister-Reuter-Stra-
e sowie zwischen Karl-Kautsky-Stralle, Ri-
chard-Boljahn-Allee und Carl-Severing-Stral3e
(Hausnummern 57 bis 81), Schule an der Otto-
Braun-StraRe und August-Bebel-Allee
Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/626 S)

Die Beratung ist ertffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 2075 beschlieRen méch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtblrgerschaft beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Bebauungsplan 2249 mit Deckblatt

fur ein Gebiet in Bremen-Walle

zwischen Langer Reihe (einschlieBlich), Waller
HeerstraBe (gerade Hausnummern 210 bis
250), Garnbleiche (beiderseits) und Schulzent-
rum Walle

Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/627 S)

Die Beratung ist ertffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 2249 mit Deckblatt ke-
schlieRen mdéchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)

Bebauungsplan 2258 mit Deckblatt

fur ein Gebiet in Bremen-Ostliche Vorstadt
zwischen Schaumburger Straflle, sudlich der
StralRe In der Wisch und Getekamp

Mitteilung des Senats vom 8. Oktober 2002
(Drucksache 15/628 S)

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. - Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Bebauungsplan 2258 mit Deckblatt ke-
schlieRen mdéchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Stadtburgerschaft beschlief3t
entsprechend.

(Einstimmig)
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Bericht des Petitionsausschusses Nr. 50 Stimmenthaltungen?

vom 15. Oktober 2002

(Drucksache 15/630 S) Ich stelle fest, die Stadtbirgerschaft beschlief3t
entsprechend.

Meine Damen und Herren, eine Aussprache ist

nicht beantragt worden. (Einstimmig)

Wir kommen zur Abstimmung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende

Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh- unserer heutigen Tagesordnung. Ich bedanke

lenen Art seine Zustimmung geben mochte, den mich fur die konzentrierte Beratung und schlie3e

bitte ich um das Handzeichen! die Sitzung.

Ich bitte um die Gegenprobe! (Schluss der Sitzung 18.04 Uhr)



	Eröffnung
	Die erste Anfrage
	Die dritte Anfrage
	Die vierte Anfrage
	Aktuelle Stunde
	WiN - Wohnen in Nachbarschaften
	Abg. Dr. Sieling
	Abg. Karl Uwe Oppermann
	Abg. Frau Linnert
	Abg. Frau Schreyer
	Senatorin Wischer

	Bürgertelefon gegen Sozialhilfemissbrauch
	Abg. Karl Uwe Oppermann
	Abg. Pietrzok
	Abg. Frau Linnert
	Abg. Karl Uwe Oppermann
	Abg. Frau Linnert
	Senatorin Röpke

	Innenstadtentwicklung
	Sofortprogramm Innenstadt
	Abg. Pflugradt
	Abg. Frau Krusche
	Abg. Dr. Sieling
	Senatorin Wischer
	Staatsrätin Winther

	Vorhaben- und Erschließungsplan 21
	Lärmschutz stärken
	Abg. Dr. Schuster
	Abg. Frau Mull
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Senatorin Wischer

	1. Änderung Bebauungsplan 399
	Bebauungsplan 1268
	Bebauungsplan 1972
	Bebauungsplan 2075
	Bebauungsplan 2249
	Bebauungsplan 2258
	Petitionsausschuss Nr. 50

